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1. Das „netzwerk recherche“ verfolgt das Ziel, die jour-
nalistische Recherche in der Medien-Praxis zu stärken,
auf ihre Be  deu tung aufmerksam zu machen und die
intensive Re cher che vor allem in der journalistischen
Ausbildung zu fördern.

2. Zu diesem Zweck entwickelt das „netzwerk re cher  che“
Ausbildungskonzepte für die Re cher che-Aus bildung,
vermittelt Refe renten und berät In sti tutionen der
journalistischen Aus- und Wei ter bil dung in der
Gestaltung und Umsetzung ent  sprech  ender Ausbil-
dungskon zep te. Das „netz werk recherche“ ver-
anstaltet zudem eigene Recherche-Seminare sowie
Modell seminare zu verschiedenen Themen. 

3. Das „netzwerk recherche“ bietet ein Recherche-
Mentoring für jüngere Kolle ginnen und Kolle gen an,
um in einem intensiven Beratungs- und Aus tausch -
prozeß über jeweils ein Jahr einen ent sprechenden
Wissens-Transfer von erfahrenen Rechercheuren zu
interessierten Kollegin nen und Kollegen zu orga-
nisieren. 

4. Das „netzwerk recherche“ fördert den umfassenden 
Informationsaustausch zum Thema „Recherche“ und 
bietet seinen Mitgliedern ent sprechende Foren an.
Im Internet wird durch entsprechende news letter die
Kom mu ni ka tion untereinander ge fördert.
Der Austausch über Projekte, konkrete Re cher che-
erfahrungen etc., aber auch der Hinweis auf Weiter-
bildung und entsprechende Servicean ge bote soll
hier möglich sein.

5. Das „netzwerk recherche“ beteiligt sich am in ter na -
tionalen Austausch entsprechender Jour na listen-
Organisationen in Europa und in Übersee. 

6.. Das „netzwerk recherche“ vergibt einmal im Jahr
einen Preis für eine aussergewöhnliche Re cher che-
Leistung, die Themen und Kon flik te beleuchtet, die
in der Öffentlichkeit bislang nicht oder nicht aus  rei-
chend wahrgenommen wurde: Der Leucht turm-Preis
für besondere publizistische Leis tung en.

7. Die Mitglieder des Netzwerkes setzen sich dafür ein,
dass die Möglichkeiten der Recherche nicht einge-
schränkt werden. 
Das „netzwerk recherche“ äußert sich öffentlich zu
Fragen der Recherche und der Bezüge zur journa-
listischen Qualität, wenn Begrenz ung en oder Ein-
schränkungen der Presse frei heit festgestellt werden. 

8.. Das „netzwerk recherche“ arbeitet mit anderen Jour-
nalisten Organisationen und Gewerk schaft en zusam-
men, die im Grund satz ähnliche Ziele verfolgen und
ebenfalls dazu beitragen, den Aspekt der Recherche
im Journalismus stärken um so die Qualität der 
Medien insgesamt zu verbessern.  

9.. Das „netzwerk recherche“ trifft sich einmal im Jahr
zu einem Jahreskongress und erörtert jeweils 
aktuelle Tendenzen im Umfeld des „Recherche-
Journalismus“ und setzt sich hier mit zentralen 
Themen im Zusammenhang mit der journalis tischen
Recherche und konkreten Fall bei spielen auseinander.
Jedes Jahr wird ein „Infoblocker“ aus Politik oder
Wirtschaft mit der „Verschlossenen Auster“ ausge-
zeichnet. 
Regionale Untergliederungen ermöglichen den 
Austausch in bestimmten Regionen. 

10.Das „netzwerk recherche“ ist politisch unabhängig
und verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke.
Der Zusammenschluß der Journalisten hat den Status
der Gemein nütz igkeit erhalten. Die lau f ende Arbeit
und die Projekte des „netzwerkes“ werden durch
Spenden und Mit glieds beiträge (mindestens 60 Euro
im Jahr) finanziert. 

Zielsetzungen für das „netzwerk recherche“

www.netzwerkrecherche.de
infoπnetzwerkrecherche.de@



5
INHALT

6 
Die Fackel der Aufklärung
Von Oliver Schröm und Markus Grill

8
Der Stachel im Journalisten-Sitzfleisch
Von Tom Schimmeck

14
Die falsche Kindersoldatin
Von Julia Saldenholz

16
Im Rotlichtmilieu von Hannover
Von Christine Kröger 

18
Bertelsmann Republik Deutschland
Von Thomas Schuler

20
Das Rätsel um die Stiftung Sonnenschein
Von Hans Leyendecker

23
Der UEFA-Skandal
Von Oliver Schröm

26
Neonazis auf der Spur
Von Andrea Röpke

28 
Wer feuerte die Bombe von Kunduz?
Von John Goetz

30
Der Lidl-Skandal
Von Markus Grill

32
Gesucht wird: Dottore Cenni in Venedig
Von Egmont R. Koch 

34
Die geheime Liste der Stasi-Gebäude
Von David Crawford

36
In den Gängen des Arbeitsamtes
Von Julia Friedrichs 

38
In gefährlicher Grauzone
Von Volker Lilienthal

40
Die Stadt, das Gift und der Bayer-Konzern
Von Gert Monheim

42
Doping-Recherchen in China
Von Hajo Seppelt

44
Gift im Wasser
Von David Schraven

46
Millionär auf Staatskosten
Von Renate Daum

48
Missstände in einem Münchner Pflegeheim
Von Bernd Kastner

50 
Amtsgeheimnis ade: Behörden müssen Akten öffnen
Von Manfred Redelfs

53
Fünf Jahre Medienkodex: Leitfaden für Grundlagen
Von Steffen Grimberg

54 
Das vergessene Land
Von Astrid Geisler



6
DIE FACKEL DER AUFKLÄRUNG
Von Oliver Schröm und Markus Grill

Im März 2001 trafen sich in einem etwas
heruntergekommenen Wellnesshotel in der
Eifel vierzig Journalisten, die sich der investi-
gativen Recherche verschrieben hatten. Unter
ihnen waren Hans Leyendecker („Süddeut-
sche Zeitung“) und Georg Mascolo („Der SPIE-
GEL“) sowie Michael Jungmann („Saarbrücker
Zeitung“) und Michael Fröhlingsdorf (damals
„Trierer Volksfreund“). Thomas Leif vom
„SWR“ hatte das Treffen organisiert und dafür
gesorgt, dass diese Journalisten für ein
Wochenende ihre Konkurrenz im Alltag verges-
sen und gemeinsam überlegen, wie sie den
investigativen, also den aufdeckenden und
aufklärenden, Journalismus in Deutschland
stärken könnten. 

Mehr als zehn Jahre nach dieser inzwischen
schon legendären Gründungsversammlung
des „netzwerk recherche“ ist der Verein heute
auf mehr als 600 Mitglieder angewachsen.
Seine Fachkonferenzen über „Quellen“ oder
„Online-Recherche“ und die Jahreskonferenz
in Hamburg unterscheiden sich in jeder 
Hinsicht von den Glitzer-Kongressen der
Medien-Szene und haben sich nicht nur für
junge Journalisten zum interessantesten 
Branchentreffen im deutschsprachigen Raum
entwickelt. 

Alles in Butter also, Mission erfüllt? Danach
sieht es nur oberflächlich aus. Zwar ist die
Rechercheförderung zehn Jahre nach Grün-
dung des Netzwerks in aller Munde, rund ein
Dutzend Investigativ-Abteilungen sind in den
vergangenen Jahren in verschiedenen Medien-
häusern entstanden. Doch dies ist nur die eine
Seite der Medaille. 

Die andere Seite sind die unübersehbar
bedenklichen Trends in den Medien: der
zunehmende Alarmismus, die Quotenjagd, die
Gier nach Klicks und, wie Heribert Prantl das

genannt hat, der „Kikeriki-Journalismus“, der
auf Effekthascherei aus ist. All diese Tenden-
zen vergiften das Klima für jenen Teil des 
Journalismus, der sich in der Tradition der 
Aufklärung sieht. Denn auch wenn manche
Chefredakteure und Ressortleiter das bis
heute missverstehen: „investigativ“ heißt
nicht, eine möglichst skandalträchtige Schlag-
zeile zu produzieren oder von anderen Medien
möglichst oft zitiert zu werden. Das sind allen-
falls willkommene Begleiterscheinungen.
„Investigativ“ arbeiten heißt vor allem, die
Mühen der Ebene nicht zu scheuen, ein gesell-
schaftlich relevantes Thema hartnäckig zu 
verfolgen, gegen Widerstände zu recherchie-
ren und dabei neue Erkenntnisse gewinnen.
Also Missstände aufdecken, ans Licht zerren,
Zusammenhänge herstellen, Übeltäter benen-
nen und gegenüber den Vertuschern und ihren
professionellen Helfershelfern einen klaren
Kopf zu bewahren. 

Dabei sind die Rahmenbedingungen für die
Pressefreiheit in Deutschland nach wie vor
gut, die Verfassung schützt kritische Medien,
auch wenn die Auskunftsrechte hierzulande
schlechter sind als in anderen westlichen
Demokratien. Das Netzwerk unterstützt in die-
sem Zusammenhang übrigens seit Jahren Jour-
nalisten, die nach dem Informationsfreiheits-
gesetz (IFG) ihre Rechte gegenüber Behörden
einfordern und hat mit anderen Organisatio-
nen gemeinsam einen Gesetzesvorschlag vor-
gelegt, wie dieses Recht besser in Anspruch
genommen werden kann. 

Journalisten werden hierzulande nicht mit
dem Leben bedroht oder zusammengeschla-
gen wie in Russland, der Ukraine oder China.
Hierzulande werden aufmüpfige Rechercheure
lediglich von PR-Strategen und Lobbyisten
bedrängt, von Winkeladvokaten, die sich in
ihrer Schamlosigkeit auch noch „Presserecht-
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ler“ nennen. Und auch von manchen wind-
schnittigen Karrieristen in den eigenen Redak-
tionen, für die der Inhalt dessen, was sie 
senden oder drucken, ziemlich beliebig ist.

Um so wichtiger ist es für investigative Journa-
listen, sich unter Gleichgesinnten zu verstän-
digen, neue Recherchemethoden kennen zu
lernen und sich inhaltlich auszutauschen. 
Diesen Austausch unter seinen mehr als 600
Mitgliedern zu organisieren und zu fördern
betrachtet das Netzwerk als seine wichtigste
Aufgabe. Auf den folgenden Seiten geben
Netzwerk-Mitglieder einen Einblick, wie ihre
Enthüllungsgeschichten entstanden sind, 
welche Hindernisse sie überwunden haben
und welche Folgen die Aufdeckung hatte.
Daneben vergeben wir seit Jahren Stipendien
vor allem an junge Journalisten, die span-
nende Themen recherchieren wollen, dafür
aber keine Unterstützung finden. 

„Recherche fordern und fördern“ lautet seit
Beginn unser Credo. Mit seinen klaren Positio-
nen und seinem Kodex eckt der Verein aber

auch innerhalb der Medienbranche an. Vor
allem der für uns selbstverständliche Satz
„Journalisten machen keine PR“ hat zu heftigen
Debatten geführt, vielleicht weil er nur als 
Anklage gegen jene Freiberufler gedeutet
wurde, die eben doch PR machen. Gleichwohl
hat dieses Gebot einen zweiten Adressaten:
Verlage und Rundfunkanstalten sind dafür 
verantwortlich, Journalisten so zu bezahlen,
dass die es sich leisten können, auf PR-Jobs
zu verzichten.

Nach einem Jahrzehnt Aufbauarbeit erkennen
wir, wie wichtig es ist, unser Anliegen auf 
eine stabile Basis zu stellen. Deshalb gründet
„netzwerk recherche“ eine Stiftung mit dem
Ziel, die Förderung von hochwertigem Recher-
chejournalismus langfristig zu sichern. Im Jahr
2011 fand die Jahreskonferenz des Netzwerks
in Hamburg unter dem Motto statt „Sisyphos
war ein glücklicher Mensch.“ Investigative
Journalisten wollen immer wieder die Kugel
nach oben rollen, weil sie nicht anders kön-
nen. Wir wollen, so gut wir können, die Fackel
der Aufklärung weitertragen. 

Oliver Schröm, 48, 

leitet das Team 

Investigative Recherche

des „stern“ und ist 

1. Vorsitzender  von 

netzwerk recherche e. V. 

Markus Grill, 44, 

arbeitet als Reporter beim 

„Spiegel“ und ist 

2. Vorsitzender  von 

netzwerk recherche e. V.
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DER STACHEL IM JOURNALISTEN-SITZFLEISCH
Eine Festrede zu 10 Jahren netzwerk recherche von Tom Schimmeck

Meine Damen und Herren, liebe Festge-
meinde, am Anfang war das Wort. Im Falle von
netzwerk recherche in Form eines Buches:
„Leidenschaft Recherche“. Anno 1999. Das
schon im Klappentext den Missstand formu-
lierte, der bis heute nicht behoben ist: „Im
publizistischen Alltag ist die Recherche eine
seltene Leidenschaft: Termin- und Arbeits-
druck, aber auch die unzureichende Kenntnis
von professionellen Arbeitstechniken führt
dazu, dass Journalisten sich meist auf die
Ergänzungsrecherche auf der Grundlage einer
Agentur- oder Zeitungsmeldung stürzen.“

Das kam daher wie eine Selbstbesinnung auf
den hehren Kern des geliebten Berufes. Und
manchmal wurde es fast poetisch: 
„Erst Stille, dann ist Atem zu hören“, schrieb
Hans Leyendecker im Vorwort: „Der Laptop
zwitschert und piepst. Jemand rutscht auf dem
Stuhl herum, klopft mit den Fingern auf der
Schreibtischkante einen komplizierten Takt.
Dann geht er auf und ab und schnieft ganz
laut. Später hämmert er in die Tasten. Kurz ge-
sagt: Da schreibt einer. Warum schreibt einer?
Weil er nichts anderes gelernt hat oder weil er
es weit bringen will? 
Wenn er es weit gebracht hat, kreiselt er kunst-
volle Kritiken im Feuilleton. Es gibt vorzügliche
Reporter und in den Wirtschaftsteilen gut infor-
mierte Redakteure. Die Deutschen sind Meister
im Meinungsjournalismus. Wer den Leitartikel
tuten, den Fernsehkommentar sprechen darf,
hat den Ausweis höchster Kompetenz erreicht.
Aber die Zeitung und Sender beschäftigen nur
wenige Rechercheure, die Enthüllungsstories
liefern wollen. Die Sparte ist chronisch unter-
besetzt.“ 

Diesen Umstand galt es zu ändern. Nein, das
Feuilleton sollte nicht geschleift, die eitlen
Meinungsfürsten nicht entthront werden.
Geplant war eher eine Art Wiederauferste-

hung. Man wollte die Erinnerung daran wach-
rufen, dass die selbst gewonnene Information,
das Hinausgehen und ganz eigenständig Hin-
gucken, das Beschaffen und Durchwühlen von
Dokumenten, der Kontakt mit echten Menschen,
mit dieser verdammt komplizierten Wirklich-
keit außerhalb der vollklimatisierten Redakti-
onsstuben, das Eigentliche, das Wesentliche,
das, wie es neudeutsch heißt: Kerngeschäft
des Journalismus ist. Und alles weitere eher
wunderhübsches Beiwerk.
Das Buch, herausgegeben von Thomas Leif,
bündelte Recherche-Erfahrungen von zwei
Dutzend Journalisten. Da wurde robuste Hard-
ware geliefert. Themen wie Aids, Diamanten,
Neonazis und der Balkan.  Ein Text, da habe
ich wirklich gestaunt, befasste sich mir einer
„heimlichen Seuche“ namens EHEC, mit Fällen
von 1995. Da war das Netzwerk seiner Zeit
voraus. Es hatte, könnte man sagen, schon
immer eine Schwäche für Erreger.

Man kannte sich. 
Einzelkämpfer, Außenseiter.
Manche schon ewig, andere nur flüchtig. Und
stellte gemeinsam bald fest, dass jeder Einzelne
oft ein bisschen einsam ist. Dass diese Recher-
cheure, die Spürnasen, die Trüffelschweine in
ihren Zeitungen und Sendern eher Solisten sind.
Einzelkämpfer. Kaum  vernetzt. Was weniger
an ihrem ausladenden Ego liegt als an der
Rolle, die Rechercheure in den Hierarchien
einnehmen. Wie überhaupt alle, die viel „raus-
gehen“ in die Realität. Sie sind unverzichtbar,
klar. Geachtet sowieso, sicher. Aber sie sind
eben oft nicht Teil der großen Routine, der
ewigen Konferenzen und Kaffeerunden. Sind
auch keine Hierarchen. Eher Außenseiter. 

„Dazu kam“, schrieb Thomas Leif neulich in
einem Rückblick auf die Anfänge, „meine 
persönliche Erfahrung nach einem Jahrzehnt
im Feld des Magazin-Journalismus und der
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Feature-Produktion in der ARD. Recherche-
Journalismus war auch hier immer wieder
bedroht: Fünftes Rad am Wagen, von Presse-
anwälten und betroffenen Lobbygruppen atta-
ckiert, unter Quotendruck und stets im Stahl-
bad politischer Interessen.“

Und dann, Ende März 2001, traf sich eine etwa
40köpfige Schar – andere Quellen sprechen
von „mehr als 35 Journalisten“ – in der Eifel,
in einem Kaff namens Simmerath-Erkensruhr,

besiedelt seit der römischen Kaiserzeit. Man
enterte ein verblassendes Wellness-Hotel,
redete und schuf den „netzwerk recherche e. V.“.
Über alle journalistischen Klassenschranken
hinweg. Am 1. April. Kein Scherz.
Hans Leyendecker war schon dabei, Kuno Haber-
busch, Christoph Maria Fröhder und natürlich
Thomas Leif. Das erste Motto lautete:
„Recherche fordern und fördern.“ „Fordern
und fördern“ – das klingt, rückblickend, ein
bisschen nach neuer Mitte und Hartz IV. 

Eine Satzung war schon entworfen. Und es
wurde auch gleich ein Vorstand gewählt. Die
Legende besagt, ein gewisser Georg Mascolo
habe an jenem Wochenende einige Kandida-
ten-Namen auf einem Bierdeckel notiert. 
Aber – ich sage es für alle anwesenden Jury-
Mitglieder des Henri-Nannen-Preises gleich
dazu: Ich habe das nur gelesen. Nicht über-
prüft. Ich war nicht dabei.

Wozu das Ganze? 
Was war das, sagen wir mal: Ausgangsideal?
Das große Ziel? 
Das Netzwerk, heißt es in den Grundsätzen,
„tritt ein für den in Deutschland vernachlässig-
ten recherchierenden Journalismus. Es vertritt
die Interessen jener Kollegen, die oft gegen
Widerstände in Verlagen und Sendern inten-
sive Recherche durchsetzen wollen.“ 

Aber es sollte mehr sein als eine Wärmestube
für einsame Rechercheure. Der Verein – mit

vollen Namen heißt er übrigens
„Netzwerk Recherche – Verein zur
Förderung von journalistischer
Qualität in der Medienberichter-
stattung“ – wollte von Anfang an
ein Forum sein, ein Ort des Austau-
sches und der Fortbildung. Auch
ein Stachel im Journalisten-Sitz-
fleisch. 
Das Netzwerk begann, mit zahllo-
sen Tagungen und Seminaren, mit
Studien und Dokumentationen die
Analyse, Kritik und Selbstkritik
des Journalismus voranzutreiben.
Es forciert dabei sozusagen die
Recherche in eigener Sache, zum
Thema Medien und Öffentlich-
keit. Fordert stets mehr Leiden-
schaft, mehr Haltung, mehr Auf-
klärung ein. Und hat so eine
permanente Qualitätsdebatte
vom Zaun gebrochen. 
Dieses Netzwerk, das war bald
klar, ist eine Truppe, die Ideale
hochhält. Die sich selbst undTeilnehmerliste der Gründungsversammlung von „Netzwerk Recherche“



10
anderen Feuer unterm Arsch macht. Die die
selbstgenügsame Routine in den Verlagen und
Sendern durchbrechen will. Die Moden und
Macken der Branche aufs Korn nimmt. Und
dabei manchmal ziemlich penetrant werden
kann. 

Das hat nie allen gefallen. 
Gewissen Berufsverbänden etwa behagte die
Konkurrenz nicht. Und unsere Attitüde – „Wir
sind die Guten“ – geht sowieso manchem auf
den Geist. Vor allem den Pragmatikern. Jenen,
die sich selbst als „Realisten“ sehen. Die nicht
fragen, wie man Dinge verändern, verbessern
kann. Sondern nur, wie man irgendwie durch-
kommt.

Einige Journalisten haben sich einen Sport
daraus gemacht, uns als versnobte Elitetruppe
abzupinseln. Wenn Sie ein bisschen googeln,
werden Sie bald auf verlässliche Feinde des
Netzwerks stoßen. Auf einen Medienjournalis-
ten etwa, der uns gerne mal als „Clübchen“
bezeichnet, als „Netzwerk Pippi Lang-
strumpf“, als Häuflein von „im eigenen Saft
drehenden Gestrigkeitsfanatikern“. Und
dahinter einen – Zitat – „Journalistengeheim-
bund“ wittert, „der sich teilweise auf dem
Niveau des Fähnlein Fieselschweifs bewegt“.

Sie stoßen sicher auch zügig auf ein kunter-
buntes, wöchentlich online verbreitetes
Organ, das dem Netzwerk regelmäßig und ver-
lässlich einen überbrät. Selbst ich hatte schon
mehrfach das Vergnügen, dort Prügel zu be-
ziehen. Vorläufiger Höhepunkt war ein Ver-
gleich meiner Wenigkeit mit Margot Honecker.
Das war fast schon wieder lustig.
Mit der Zeit kapiert man, dass man so etwas
sportlich nehmen muss. 

Was aber irritiert, seit Jahren schon: 
Dass es vor allem ein Thema gibt, bei dem die
Emotionen immer wieder hochkochen: Die
Unvereinbarkeit von Journalismus und Public
Relations.  Der „Medienkodex“, jene kurzen
zehn Gebote, die das Netzwerk vor fünf Jahren

verabschiedete, sind wohl das bis heute
umkämpfteste Dokument. Vor allem der Para-
graph fünf, vier Worte, klar und simpel: „Jour-
nalisten machen keine PR.“  
Der Satz war schon damals heiß umstritten.
Und die Debatte flammt immer wieder auf.
Sie nimmt sogar noch an Schärfe zu. Was vor
allem ökonomische Gründe hat. Denn in den
ersten zehn Lebensjahren des Netzwerks hat
sich die Lage vieler Journalisten enorm ver-
schärft. Allen voran derer, die für Tageszeitun-
gen arbeiten. Es gab, gerade auch bei den 
Top-Blättern, große Entlassungswellen. Pau-
schalen und Honorare wurden wieder und wie-
der gekürzt. Immer weniger Journalisten sind
festangestellte Kräfte. Immer mehr soge-
nannte „Freie“, die immer flotter immer mehr
Text ausstoßen müssen, um halbwegs über
die Runden zu kommen. Das frisst Zeit. Und
geht natürlich zu Lasten der Recherche. Es
kostet auch Stolz und Würde. Weshalb immer
mehr Leute, die eigentlich Journalisten sein
wollen, nebenher, oder auch vollberuflich, 
PR-Arbeit annehmen und für Pressestellen, 
Agenturen oder Firmenzeitungen arbeiten. 
Die oft deutlich besser zahlen.

Das geht an die Substanz. Da tut sich eine
Front unter Journalisten auf. Die, die es tun,
die nebenbei PR machen, fühlen sich irgend-
wie ertappt, herabgewürdigt, gedemütigt. Die
sagen sich: Ooh, wie gerne wäre ich ein prinzi-
pienfester, rundum integrer, gründlich recher-
chierender Journalist. Und, wann immer ich es
irgendwie schaffe, will ich einer sein. Oft aber
ich kann nicht davon leben. Weil mir mein
Lokalblatt nur 20 Cent pro Zeile bezahlt. Weil
mir mein Lokalradio nur 90 Sekunden gibt.
Weil ich als Onliner ohnehin Billiglöhner bin.
Zum Teufel mit den hehren Geboten. Ich muss
überleben, sagt sich der Journalist in der
Zwickmühle. Ich muss pragmatisch sein. 
Die können mich mal.

Da nerven dann irgendwann diese „Puristen“
vom Netzwerk, die immer die Fahne der Moral
hochhalten. Da kommen Aggressionen hoch.
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Da ist schnell von den festangestellten Luxus-
journalisten die Rede, von alten Posteninha-
bern, die keine Ahnung haben, was die Gene-
ration Praktikum und Zeitvertrag so durch-
macht; was es heute heißt, zum journalisti-
schen Prekariat zu gehören. Es ist eine oft
sehr harte und persönlich geführte Debatte. 
Das erleben wir selbst bei den „Freischrei-
bern“, die uns ja freundschaftlich verbunden
sind. Im Onlineshop der Journalistenvereini-
gung „freischreiber“ gab es für kurze Zeit eine
„Ethik-Ampel für freie Journalisten“.  Das Ding

– ich zitiere mal von der Website – „zeigt
zuverlässig an, in welcher Funktion ein Journa-
list oder eine Journalistin gerade arbeitet.“
Steht die Ampel auf Rot „wird an ordinären
Werbe-Texten herumgeschrieben, steht sie auf
Gelb, handelt es sich um das feinere Corpo-
rate Publishing. Und bei Grün ist der freie Jour-
nalist ganz in seinem Element.“

Der Freischreiber-Vorstand, so hörte ich, hat
sich fast zerlegt ob dieser „Erfindung“. Wobei
das wohl seit der PR-Tagung im Frühjahr erst

Teilnehmer der Gründungsversammlung 2001 in der Eifel.
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einmal ausdiskutiert ist. Aber ich bin sicher:
Das wird wieder aufbrechen. Die Debatte wird
weitergehen. 

Was ist erreicht?
Auf der Website des Netzwerks ist das 
„Rundgespräch“ zum Thema: „Investigativer
Journalismus in Deutschland“ dokumentiert,
das der Vereinsgründung vorausging. 
Gut 68 000 Zeichen, ein ziemlicher Riemen.
Doch sehr interessant zu lesen. Weil er zeigt,
wie mühsam man sich damals an die Themen
herantastete. Wie beeindruckt viele waren 
von den US-amerikanischen Kollegen.

Heute hat das Netzwerk Recherche genau 555
Mitglieder! Da ist ein Forum entstanden, wo
man intensiv über die eigene Arbeit reden
kann. Ein Ort, wo Konkurrenten kooperieren.
Wo es mal nicht in erster Linie um die tolle
Schreibe geht, – jaa, die ist auch wichtig –,
sondern um die Tücken und Tricks im recher-
chierenden Alltag. Ums Handwerk. Wo man
sich Mut macht und lernt, wie man dranbleibt,
wie man Quellen auftut. Was man etwa wie
aus den Tiefen des Datenozeans fischen kann. 

Das Netzwerk setzt Standards. Es vergibt
einen Positivpreis, den „Leuchtturm für 
besondere publizistische Leistungen“, mit
dem hervorragende Journalistenleistungen
gewürdigt werden sollen. Und einen Negativ-
preis, die „Verschlossene Auster“. Den haben
schon  Otto Schily und der Bahnchef Mehdorn, 
Wladimir Putin und die Katholische Kirche
bekommen. Wenn die Gekrönten den Schneid
haben zu kommen, entstehen sogar interes-
sante Kontroversen. Wir haben das im letzten
Jahr hier im Fall der Katholischen Kirche
erlebt. 

Dieser kleine Verein hat zugleich das Bewusst-
sein der Medienwelt nachhaltig verändert. Er
bewahrt sie vor Realitätsverlust. Weil er immer
wieder die Strukturen durchleuchtet. Weil er
die so laut bejammerte Medienkrise kritisch
begleitet, das Versagen der Verlage genauso

thematisiert wie den Quotenwahn der Anstal-
ten. Weil er die Mechanismen des Herden-
triebs offenlegt. Und, stets aufs Neue, die
Tricks der PR, der wachsenden Spin-Industrie. 
Weil er, wieder und wieder, die Frage aufwirft:
Was behindert die Recherche? Was torpediert
unsere gute Arbeit? Unseren Journalismus, der
uns lieb und teuer ist, den wir alle machen
wollen, mit Spaß und Leidenschaft. Weil er so
viel mehr bedeutet als das Vollmachen von
Seiten und Sendeflächen. Und garantiert
nichts gemein hat mit dem von Medienmana-
gern und Controllern ersonnenen multifunk-
tionalen, crossmedialen Billig-Journalismus,
der nur noch Marketing „veredelt“. 

Was fehlt? 
Ist irgendwann alles gesagt? Endet dann die
Debatte? Niemals. Weil es immer neue
Herausforderungen gibt. Weil Journalismus
jeden Tag wieder Tolles vollbringt und
unglaubliches Unheil anrichtet. 
Und weil der Nachwuchs – und nicht nur der –
immer wieder neu lernen muss, wie unver-
zichtbar es ist, dass Journalisten ran müssen
an die Wirklichkeit – Hingehen müssen,
gucken, nachfragen, nachlesen, RECHERCHIE-
REN. Journalismus, hat Hans Leyendecker mal
gesagt, „ist nicht nur Broterwerb, sondern
man hat auch eine Vorstellung von den Din-
gen, wie sie ungefähr laufen sollten.“

Andererseits könnte man nach zehn Jahren
resümieren: Es ist eigentlich alles gesagt. Und
staunt als Medienkritiker immer wieder, wie
viele offene Türen man einrennt. 
Man geht zu den Hauptstadtjournalisten nach
Berlin. Und die selbst erzählen einem sehr
präzise, wie absurd die journalistischen
Mechanismen wirken, wie verrückt die Erre-
gungsspiralen drehen. Und kommen doch
nicht raus aus diesem Tanz. 

Man geht zu den Sportjournalisten und veral-
bert ihre immer gefühligere Masche. Weil die
jetzt ständig live fragen müssen, wie toll sich
wer fühlt und alle fünf Minuten jubeln müs-
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sen, wie super die Stimmung grad wieder ist.
Und sie lachen und sagen: Ja, das ist albern.
Man geht hin zu den Börsenjournalisten in
Frankfurt und sagt ganz frech: Ihr macht hier
doch nur Show, vor künstlicher Kulisse. Jodelt
den Dax rauf und runter. Und die sagen: Ja
genau. Und es ist scheußlich.

Ich glaube, die meisten Journalisten wissen
heute recht genau, was sie tun. In welchen
Zwängen sie stecken. Individuell aber fehlt
ihnen die Macht und die Kraft, etwas zu 
verändern.  

Was ich mir für die Zukunft wünsche: Dass
dieses Netzwerk möglichst vielen die Kraft
gibt, den besten Journalismus zu machen, zu
dem sie fähig sind. Und dass dem Netzwerk
diese Mischung aus Handwerk plus Haltung
weiter gelingt. 

Denn wir brauchen, gerade in der globalen,
superkomplexen Wikileaks-Ära, mehr recher-
chierenden Journalismus denn je. Mehr 
Wissen. Mehr Können. Mehr Einordnung und
Gewichtung. Und, ja, es gibt auch im heutigen
„Mediengewitter“ unglaublich viel guten 
Journalismus. 

GIOVANNI DI LORENZO, CHEFREDAKTEUR „DIE ZEIT“:

„Ich unterstütze das Netzwerk Recherche, weil es selbst für ein meinungszentriertes Blatt wie

die ZEIT unerlässlich ist, durch harte Fakten Glaubwürdigkeit und Autorität zu behaupten. 

Wer publizistisch Zähne zeigen will, der braucht mehr denn je: Recherche.“!
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DIE FALSCHE KINDERSOLDATIN
Von Julia Saldenholz

Für die Medien war es die ideale Geschichte:
eine attraktive junge Frau mit einer berühren-
den, dramatischen Vergangenheit als Kinder-
soldatin. Die Zeitungen machten Senait Mehari
zum Star, sie wurde Botschafterin von Hilfsor-
ganisationen und war Dauergast in den Talk-
shows dieser Fernsehrepublik. Ihr Buch „Feuer-
herz“ wurde ein Bestseller. Doch keiner hatte
je die entscheidende Frage gestellt: ist die
Geschichte der schönen Kindersoldatin wirk-
lich wahr?  
Genau diese Frage wollten Peter Disch, damals
freier Journalist, und ich, damals freie Autorin
bei ZAPP, beantworten.  
Die Recherche war kompliziert. Wie weist man
jemandem nach, dass er etwas nicht war? Wie
recherchiert man, was sich vor etwa dreißig
Jahren im fernen Eritrea abspielte?  Eines war
klar: Sollte sich unser Verdacht erhärten,
würde es Ärger geben. Journalisten lassen
sich nicht gerne kritisieren und die Geschichte
von der „falschen Kindersoldatin“ wäre auch
eine Anklage gegen die Medien. Gegen 
Journalisten vom SPIEGEL bis zu BILD, vom
NDR bis zur FAZ,  die sich eine vermeintlich
gute Geschichte zu schnell zu eigen machen,
die nicht nachfragen und die kritischen Stim-
men zu wenig Gehör schenken.  Denn diese
kritischen Stimmen gab es, als Senait Mehari
in ihrem Buch „Feuerherz“ ihre Kindheit in
einem Ausbildungslager „Camp Tsebah“ für
Kindersoldaten im eritreischen Befreiungs-
kampf beschreibt. Ein Leben voller Gewalt,
Hunger und Entbehrungen. Senait Mehari
lässt sich von einer Agentur managen, ihr
Gesicht erscheint großflächig in vielen Zeitun-
gen. Nicht abgedruckt werden die Leserbriefe,
die auf viele Artikel folgen. Ihre Geschichte sei
nicht wahr, behaupten die Briefschreiber, 
Senait Mehari sei eine Lügnerin.  
Senait Mehari schreibt in ihrem Buch auch
über eine grausame Kommandantin Agawe-
gatha, die Kinder getötet habe.  

Wir treffen diese Agawegatha, diese angebliche
Mörderin. Auch sie ist nach Deutschland
geflohen, lebt mitten unter uns. Wir erleben
eine schüchterne, zurückhaltende Frau, die in
einer Frankfurter Kantine arbeitet und eine
kleine Hochhauswohnung bewohnt. Es dauert
eine Weile bis sie sich uns öffnet und erzählt,
was sie durchgemacht hat, als Senait Meharis
Buch erschien. Sie sei keine Kommandantin
gewesen, sondern ein Kind, das zur Schule
gegangen sei, sagt sie. Agawegatha erzählt
von der Ohnmacht, die sie empfand, dem
Gefühl, als einfacher Flüchtling nicht gegen
Senait, den omnipräsenten Medienliebling,
anzukommen.  
Wir treffen andere Eritreer, die ihre Kindheit
zusammen mit Senait Mehari verbracht haben
und die unisono beteuern, das von Senait 
Mehari beschriebene Camp Tsebah sei kein
Ausbildungslager für Kindersoldaten, sondern
eine ganz normale Schule gewesen.  

Ist das, was uns die vielen Eritreer erzählen,
wahr oder hat Senait Mehari recht, die sagt,
ihre Kritiker seien vom eritreischen Geheim-
dienst bezahlt, der verhindern wolle, dass
etwas schlechtes über Eritrea verbreitet
werde?  Wir sprechen mit Wissenschaftlern,
die über Eritrea und den Befreiungskampf in
den siebziger Jahren forschen. Wir fragen, ob
sie es für möglich halten, dass es damals dort
Kindersoldaten gegeben haben könnte. Alle
von uns befragten Wissenschaftler halten das
für unwahrscheinlich. Auch internationale
Organisationen wie Amnesty International,
“The Coalition to stop the use of Child Sol-
diers“, terre des homes, die Uno und Unicef
haben keine Informationen über Kindersolda-
ten in Eritrea. Jedem noch so vagen Hinweis
auf Kindersoldaten in Eritrea gehen wir nach,
finden aber keine Belege dafür. Heißt das, es
hat keine Kindersoldaten in Eritrea gegeben?
Wir sind uns nicht sicher. Wir wollen heraus-
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finden, was es mit dem von Senait Mehari
beschrieben Camp auf sich hat. In Archiven
finden wir alte Aufnahmen aus Eritrea – auch
aus der Tsebah Schule. Sie zeigen Kinder beim
Lernen und Spielen. Die Filme stammen von
Christina Björk, die heute Direktorin des
schwedischen Bildungsfernsehens ist. Wir fra-
gen nach. Die Wachleute hätten Waffen getra-
gen, es war schließlich Krieg, erklärt uns
Christina Björk. Bei den Kindern und Lehrern
aber hätte sie nie Waffen gesehen. Sie zeigt
uns ihre Fotos von damals. Die Bilder bestäti-
gen die Aussagen unserer Augenzeugen und
sie zeigen Agawegatha – ein Mädchen von 13
oder 14 Jahren, das nichts gemein hat mit der
grausamen Kommandantin aus Senait Meharis
Buch.  
Weder Senait Mehari, noch ihr Verlag, ihr Mana-
gement oder die sie unterstützende Hilfsorga-
nisation „Weißes Friedensband“ kann uns 
Belege für die Richtigkeit von Senait Meharis
Aussagen nennen. Im ZAPP-Interview gibt sie
schließlich zu, sie sei nie an der Front gewesen,
würde sich selbst nicht als Kindersoldatin
bezeichnen. Die Medien hätten die Geschichte
aufgebauscht.  

Nach wochenlanger intensiver Recherche sen-
den wir den Film. Das Medienecho ist gewaltig.
Manche Zeitungen, die vorher die „schöne

Senait“ bejubelt haben, schreiben jetzt voller
Abscheu über die „falsche Kindersoldatin“. 
Andere wie FAZ oder Berliner Zeitung wollen
sich nicht korrigieren, attackieren lieber ZAPP.  

Heftige Kritik kommt auch aus dem eigenen
Haus, dem NDR und der ARD. Ausgerechnet die
Magazine und Talkshows, die Senait Mehari
jahrelang alles geglaubt haben, nie etwas hin-
terfragt haben, werfen ZAPP nun vor, die Glaub-
würdigkeit der Zeitzeugen und Wissenschaft-
ler nicht überprüft zu haben.  Der Chefredak-
teur einer ARD-Anstalt fragt gar nach, wer 
eigentlich das Gehalt der ZAPP-Autoren
bezahle. Wir beantworten die Briefe ausführ-
lich, liefern Fakten und Belege und dokumen-
tieren alles auf der Homepage von ZAPP. 
Und heute, nach all den ZAPP-Recherchen:
Der Verlag  „Droemer-Knaur“ hat den Bestsel-
ler „Feuerherz“  vom Markt genommen und
wesentliche Aussagen öffentlich widerrufen.
Senait Mehari wurde gerichtlich untersagt,
ihre Lügen weiter zu verbreiten. FAZ und 
Berliner Zeitung mussten  ihre Berichterstat-
tung korrigieren. Agawegatha hat ein Schmer-
zensgeld erhalten. Bis zum Schluss konnte
Senait Mehari keine Belege für ihre Aussagen
vorlegen. So wurden die Gerichtsurteile gegen
sie auch zum peinlichen Debakel für die 
Medien. Recherche lohnt sich. Immer.

HERIBERT PRANTL, MITGLIED DER CHEFREDAKTION „SÜDDEUTSCHE ZEITUNG“:

„Die Zukunft des Journalismus liegt im Journalismus. Und Journalismus besteht aus Recherche

und Leidenschaft. Das Netzwerk Recherche steht für beides – also auch für die Zukunft.“!



16
IM ROTLICHTMILIEU VON HANNOVER
Von Christine Kröger 

Als ich Anfang 2009 auf die Justizaffäre um
den Hannoveraner Staatsanwalt Uwe Görlich
und das Schicksal des ehemaligen Polizeispit-
zels Bernd Kirchner stieß, hatte ich bereits

mehr als ein Jahr lang im Rockermilieu recher-
chiert. Insbesondere im Umfeld der „Hell’s
Angels Hannover“ mit ihrem Anführer Frank
Hanebuth. Der ist in der niedersächsischen
Landeshauptstadt längst mehr als ein Ban-
denchef, er geriert sich öffentlich als zuverläs-
siger Eventmanager und jovialer Geschäfts-
partner. Er nimmt massiv Einfluss auf ein
unübersichtliches Firmengeflecht – und er hat
einflussreiche Fürsprecher.  

Der Hannoveraner Staatsanwalt Uwe Görlich
pflegt bereits Ende der 1990er Jahre  enge
Kontakte ins Rotlichtmilieu, die er mit angebli-
chen Ermittlungen gegen Hanebuth und des-
sen „Hell’s Angels“ rechtfertigte.  Parallel
ermittelte die Polizei Hanebuths Netzwerk aus 
Firmen und Personen – bis hinauf zu einigen
der mächtigsten Wirtschaftsbosse Niedersach-
sens. Als die Polizisten glaubten, genügend
Beweise gegen Hanebuth und seine Komplizen
gesammelt zu haben, weigerte sich ausge-
rechnet der zuständige Staatsanwalt Görlich,
ein Verfahren einzuleiten.  

Ich hatte viele informelle Kontakte aufgebaut.
Zu zwielichtigen Quellen, wie konkurrierenden 
Bordellbetreibern oder verlassenen Rocker-
bräuten, aber auch zu – meistens – seriösen
Informanten wie Polizeibeamten, Staatsanwäl-
ten oder Richtern. Immer wieder mal hörte ich
das Gerücht, einige Staatsanwälte seien
selbst ins Rotlichtmilieu verstrickt. Bordellbe-
treiber und Prostituierte behaupteten, Polizis-
ten und Juristen hätten sich in ihren Etablisse-
ments nicht nur „verwöhnen“, sondern auch
korrumpieren lassen.  

Ich war skeptisch, doch dann erwähnte ein
Informant konkrete Namen, und ich hakte
nach. Ich bohrte so lange, bis er mir die ganze
Geschichte vom Staatsanwalt Uwe Görlich und
seinen Kollegen erzählte. Die Affäre erschien 
mir – wenn sie stimmen sollte – nicht nur als
Justizskandal, sondern zugleich als Paradebei-
spiel, wie geschickt organisierte Kriminelle
sich Beamte in Justiz und Polizei „gefügig“
machen. Daher ließ ich nicht locker, bis ich
schließlich an die Ermittlungsakten kam. Ich
erhielt mehr als 3000 Seiten als Leihgabe,
ausgehändigt am späten Abend, wieder abzu-
liefern am folgenden Vormittag. Ich verbrachte
die ganze Nacht am Kopierer.   

Krisengespräche mit Rentnern und Ta-

xifahrern, mit Yacht-Besitzern und Re-

portern in Piräus und Athen.  Seite 3

Aachen. Die deutsche Fußball-National-

mannschaft ist mit einem 3:0 (1:0) gegen

Malta in die heiße Phase der WM-Vorberei-

tung gestartet. Im ausverkauften Aachener

Tivoli war die Mannschaft von Bundestrai-

ner Joachim Löw mit einigen Perspektiv-

spielern angetreten.  Seite 22

Russell Crowe gibt in der düster-wuchti-

gen Version von Robin Hood den Helden,

während Jennifer Lopez ihr Comeback in

der Kömödie „Plan B“ versucht.

www.weser-kurier.de/freizeit

Im Brinkumer Tierheim „Arche Noah“ ist

derzeit die achtjährige Schmusekatze

Emily auf der Suche nach einem neuen

Platz zum Wohlfühlen.
www.weser-kurier.de/region

Werder Bremen oder Bayern München –

wer gewinnt das DFB-Pokalfinale morgen

in Berlin? Bei uns gibt es den direkten Ver-

gleich zwischen Robben, Ribery, Özil, Pi-

zarro und Co. unter
www.weser-kurier.de/werder

1. FC Nürnberg - FC Augsburg 1:0

London. Eine Woche nach der Parlaments-

wahl in Großbritannien hat die neue Koaliti-

onsregierung aus Konservativen und Libe-

ralen ihre Arbeit aufgenommen und eine

Wende in der Politik des Landes verspro-

chen.  Seiten 2 und 4

Bremen. Sie sind der Stolz der Bremer

Flotte von Traditionsschiffen: Gemeinsam

feiern die Hansekogge „Roland von Bre-

men“ und der Weserkahn „Franzius“

heute im Europahafen ihren zehnten Ge-

burtstag.   Seite 18

SPORT

Deutschland bezwingt Malta 3:0

München. Der Ökumenische Kirchentag in

München feiert die frühere Bischöfin Mar-

got Käßmann. Rund 6000 Menschen emp-

fingen Käßmann gestern bei ihrer Bibelar-

beit in der völlig überfüllten Messehalle

mit begeistertem Applaus. Käßmann, nach

einer Trunkenheitsfahrt im Februar von ih-

ren Ämtern als evangelische Landesbischö-

fin in Hannover und Ratsvorsitzende der

Evangelischen Kirche in Deutschland

(EKD) zurückgetreten, trat in München

erstmals wieder öffentlich auf.

Massiv in der Kritik stand die katholi-

sche Kirche wegen der Missbrauchsskan-

dale. „Das Fundament des Vertrauens

wurde wie von einem Erdbeben erschüt-

tert“, sagte gestern der evangelische Kir-

chentagspräsident Eckhard Nagel. Er for-

derte in der katholischen Kirche eine „Kul-

tur des Hinsehens“. Jahrelang seien Miss-

brauchsfälle unter den Teppich gekehrt

worden, kritisierte auch die Beauftragte

der Bundesregierung für die Aufarbeitung

von sexuellem Missbrauch, Christine Berg-

mann.
Rund 10000 Katholiken, Protestanten

und orthodoxe Christen feierten gestern ge-

meinsam Christi Himmelfahrt. Das Treffen

der Gläubigen mit 125000 Dauerteilneh-

mern wurde am Mittwochabend eröffnet

und dauert bis Sonntag. Am Tag vor Christi

Himmelfahrt hatte vor einem Jahr der 32.

Evangelische Kirchentag in Bremen begon-

nen. Bericht Seite 2

KINOPROGRAMM

Die Film-Neustarts der Woche

TIERVERMITTLUNG

Katze Emily sucht Zuhause

WERDER GEGEN BAYERN

Vergleich „Mann gegen Mann“

Bremen. Bis zum frühen Montagmorgen

wechselt die Bremer Straßenbahn 25 Jahre

alte Gleise im Bereich zwischen Dobben

und Concordiatunnel aus. Die Folge: Einer

der zentralen Verkehrsknotenpunkte der

Stadt ist bis dahin gesperrt. Die Probleme

bekamen bereits am Mittwochabend, als

die Baustelle eingerichtet wurde, Autofah-

rer und Anlieger zu spüren. „Es war das

Chaos“, berichten Betroffene.

Während der Verkehr am gestrigen Him-

melfahrtstag einigermaßen ruhig lief, ging

am Mittwoch im abendlichen Berufsver-

kehr nichts mehr. Es kam zu langen Rück-

staus auf der Schwachhauser Heerstraße

und zu Verzögerungen. Anwohner schil-

dern, dass sich der Verkehr seinen Weg

zum Teil durch kleine Seitenstraßen

suchte, andere kritisieren genervt, dass die

Ampelschaltungen nicht an die Baustelle

angepasst worden seien.
Die Verantwortlichen gehen davon aus,

dass der knappe Zeitplan eingehalten wird

und der Verkehr am Montag wieder unge-

hindert rollt. Um diese Vorgabe einzuhal-

ten, sind bis zu 70 Arbeiter in drei Schich-

ten im Einsatz, dazu zehn Bagger, fünf Rad-

lager, zwei Raupen und unzählige Lastwa-

gen. Die ersten neuen Schienen sollen dem

minutiösen Zeitplan zufolge bereits heute

gegen 14 Uhr gelegt werden.

Eine weitere Sperrung betraf all jene, die

gestern ab dem frühen Morgen auf dem

Osterdeich unterwegs waren. Wegen der

Dreharbeiten für die Filmproduktion

„Neue Vahr Süd“ war der Osterdeich in

Höhe des Weserstadions ab Celler Straße

bis kurz hinter der Straße Auf dem Peters-

werder gesperrt. Dort wurden die Krawalle

anlässlich der Rekrutenvereidigung 1980

nachgestellt. Autofahrer mussten deswe-

gen vor den Absperrungen, an denen Si-

cherheitsleute warteten, einen Umweg

über die Hamburger Straße nehmen. Die

Dreharbeiten sollten bis zum Abend andau-

ern.  Berichte Seite 7 und 9

Griechenland ganz nah:
WK-Reporter vor Ort

FUSSBALL AKTUELL

Bundesliga-Relegation Seite 22

POLITIK

Neue Koalition verspricht Wende

HÄFEN

Bremens schwimmendes Erbe

Zwischen zwei Tiefs im Norden wird k hl e

Luft vom Atlantik nach Mitteleuropa her-

angef hrt. 

Tagsüber wolkig und trocken

Tagsüber NiederschlagNachts

13° 4° 25%

Düsseldorf. Nach vorsichtiger Liebäugelei

mit einem Ampel-Bündnis hat die FDP Ko-

alitionsgesprächen mit SPD und Grünen in

Nordrhein-Westfalen eine Absage erteilt.

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion

in Düsseldorf, Gerhard Papke, sagte ges-

tern: „Parteien, die sich mit kommunisti-

schen Verfassungsgegnern verbünden wol-

len, kommen für uns als Gesprächspartner

nicht infrage.“ Der FDP-Bundesvorsit-

zende Guido Westerwelle und andere füh-

rende Liberale verwiesen zur Begründung

auf das Vorhaben von Rot-Grün, auch mit

den Linken über eine Regierungsbeteili-

gung in NRW zu sprechen.
SPD-Spitzenkandidatin Hannelore Kraft

und ihre Grünen-Kollegin Sylvia Löhr-

mann hatten am Mittwoch ihre Absicht be-

kundet, mit den beiden kleineren Parteien

über ein Dreierbündnis zu sprechen. Es soll

die von Jürgen Rüttgers geführte schwarz-

gelbe Koalition ablösen. Grünen-Partei-

chef Cem Özdemir erwartet wegen der

FDP-Absage schwierige Koalitionsgesprä-

che. Der Parlamentarische Geschäftsführer

der Grünen-Bundestagsfraktion, Volker

Beck, forderte die FDP auf, das Gesprächs-

angebot anzunehmen, wenn es so wichtig

sei, die Linken aus der NRW-Regierung he-

rauszuhalten. SPD und Grüne hielten trotz

der FDP-Ablehnung an ihrer Einladung zu

Sondierungsgesprächen mit den Liberalen

fest.  Kommentar Seite 2

Die evangelische Theologin und ehemalige Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land, Margot Käßmann, erhält in München großen Zuspruch. FOTO: EPD

Krawalle vor der Kamera: Dreharbeiten sorgten

für die Sperrung des Osterdeichs. FOTO: KOCH

WESER-KURIER.DE

VON CHRISTINE KRÖGER

Hannover. Die Staatsanwaltschaften in

Hannover und Verden haben schwere Ver-

fehlungen des heutigen Hannoveraner

Oberstaatsanwalts Uwe Görlich ungeahn-

det gelassen. Sie drehten und wendeten

die Verdachtsmomente, Aussagen, Indi-

zien und Beweise gegen ihren Kollegen so

lange, bis sie ihn am Ende nicht mehr anzu-

klagen brauchten.

Die Justizaffäre kam viele Jahre nicht

ans Licht, der Behördenapparat hielt dicht.

In dem Verfahren gegen Görlich rühmte

sich der damalige Verdener Oberstaatsan-

walt Roland Herrmann gar, „Rechtsan-

wälte vertröstet“ und die Presse „klein ge-

halten“ zu haben. Das belegen Doku-

mente, die dem WESER-KURIER vorlie-

gen. Verdens damals bereits amtierender

leitender Oberstaatsanwalt Helmut Trent-

mann will davon nichts wissen. Seine Be-

hörde habe „zu keiner Zeit versucht, auf

die Presseberichterstattung einzuwirken“,

teilt er auf Anfrage mit.
Gegen Görlich, damals noch Staatsan-

walt in Hannover, war die Liste der Vor-

würfe außergewöhnlich lang: Er hatte sich

ab Mai 2000 mächtig für die Belange der

Bordellbetreiberin Silke F.* und ihres Etab-

lissements ins Zeug gelegt. F. saß damals

im Vechtaer Frauengefängnis eine mehr-

jährige Haftstrafe wegen Betruges ab. Gör-

lich ermöglichte es ihr, trotz Haft ihre Ge-

schäfte in Hannover weiterzuführen. Er lud

sie zu mehrtägigen „Vernehmungen“

nach Hannover vor und intervenierte bei

seinen für Strafunterbrechungen zuständi-

gen Kollegen.
In Silke F.s Bordell war der Anklagever-

treter damals häufig zu Gast, angeblich um

gegen die Hannoveraner Kiezgröße Frank

Hanebuth und dessen Rockerbande

„Hell's Angels“ zu ermitteln. Das schriftli-

che Fixieren möglichst jeden Details ist das

A und O staatsanwaltlichen Arbeitens,

doch Görlich dokumentierte seine „Ermitt-

lungen“ kaum. Er verfasste lediglich we-

nige inhaltsarme Vermerke, einige dürf-

tige Vernehmungsprotokolle und ein paar

lose Notizzettel.
Für gewöhnlich ermittelt vor Ort auch

kein Staatsanwalt im Alleingang, er arbei-

tet mit Hilfe der Polizei. Görlich aber infor-

mierte die Beamten vielfach nicht einmal

über seine Aktivitäten. Angeblich, weil die

Polizeidirektion Hannover vom Milieu un-

terwandert, korrupt und nicht vertrauens-

würdig sei. Umso ausführlicher sprach Gör-

lich aber mit Silke F. und ihren Prostituier-

ten. Ihnen verriet er sogar juristische

Kniffe, die bei Polizeikontrollen illegale

Prostitution legal erscheinen lassen sollten.

Obendrein scheint der Staatsanwalt bri-

santes Beweismaterial unterschlagen zu ha-

ben: ein Videoband aus F.s Bordell. Auf

Nachfrage wollte er die Kassette in seinem

Büroschrank „vergessen“ haben. Im Nach-

hinein erwies sich ein Teil des Bandes als

gelöscht; die noch vorhandenen Aufnah-

men waren unverfänglich; zudem wollte

Silke F. dem Staatsanwalt mehr als nur ein

einziges Band gegeben haben. Auf einem

soll nach Zeugenaussagen neben Zuhäl-

tern auch Görlich selbst zu sehen gewesen

sein – unter anderem, wie er die Dienste ei-

ner Prostituierten in Anspruch nahm.

Neben diesen Vorwürfen gegen Görlich

gab es Hinweise auf Verfehlungen von min-

destens zwei weiteren Hannoveraner An-

klagevertretern: Dietmar Eisterhues und

Wolfgang Burmester. Der Objektivität hal-

ber hätte es nahegelegen, das Verfahren

an eine andere Staatsanwaltschaft abzuge-

ben. Aber Hannovers leitender Oberstaats-

anwalt Manfred Wendt ließ ab November

2000 zunächst seine eigene Behörde ermit-

teln. Und er vertraute die pikante Angele-

genheit ausgerechnet dem ebenfalls invol-

vierten damaligen Oberstaatsanwalt Bur-

mester an. Erst als sich nicht nur in Hanno-

vers Rotlichtmilieu, sondern auch in der

dortigen Polizei Gerüchte mehrten, die

Staatsanwaltschaft halte ihre Hand schüt-

zend über Silke F.s Bordell, gab Wendt das

Verfahren schließlich nach Verden ab.

Doch auch dort stießen die beschuldig-

ten Staatsanwälte auf Verständnis, Großzü-

gigkeit und Diskretion. Der damalige Ober-

staatsanwalt Herrmann hinterfragte die

zahlreichen widersprüchlichen Aussagen

in dem Verfahren kaum, blies geplante

Durchsuchungsaktionen kurzfristig wieder

ab und ließ sogar offensichtlich unwahre Er-

klärungen als „plausibel“ auf sich beru-

hen. Am 4. Dezember 2001 stellte er das

Verfahren schließlich ein: Aus seiner Sicht

erfüllten Görlichs Verfehlungen entweder

keinen Straftatbestand, oder sie waren

nicht ausreichend zu belegen. Verdens lei-

tender Oberstaatsanwalt Trentmann bestä-

tigt das. Görlich sei damals verdächtig ge-

wesen, „sich möglicherweise eines strafba-

ren Verhaltens im Zuge eigener Ermitt-

lungstätigkeit im Zusammenhang mit Vor-

fällen um ein Bordell schuldig gemacht“ zu

haben. Eine „umfassende Prüfung“ habe

diesen Verdacht nicht bestätigt, daher sei

das Verfahren „mangels Tatverdachts ein-

gestellt worden“.
Staatsanwalt Görlich blieb nicht nur straf-

rechtlich unbehelligt, er wurde nicht ein-

mal disziplinarrechtlich belangt. Er wech-

selte lediglich innerhalb der Anklagebe-

hörde die Abteilung. Seine Behördenlei-

tung und das niedersächsische Justizminis-

terium nannten das einen „ganz normalen

Vorgang“ und bestritten jeden Zusammen-

hang zwischen Versetzung und Vorwürfen

gegen den Beamten. Bis heute hält die

Staatsanwaltschaft Hannover daran fest,

„dass sämtliche Vorgänge sowohl in der Öf-

fentlichkeit als auch von den für die Dienst-

aufsicht zuständigen Stellen umfassend be-

handelt und überprüft worden sind“.

Die Affäre tat der Karriere ihrer Protago-

nisten keinen Abbruch. Görlich wurde zum

Oberstaatsanwalt befördert und ist heute

in Hannover für Wirtschaftskriminalität zu-

ständig. Herrmann hat es zum leitenden

Oberstaatsanwalt und Behördenleiter in Ol-

denburg gebracht. Der Behördenapparat

hielt in dieser Affäre nicht nur dicht, in sei-

nem Getriebe hat es noch nicht einmal ge-

knirscht. Erst intensive Recherchen des WE-

SER-KURIER konnten belegen, was die

Staatsdiener mit viel Aufwand unter den

Teppich gekehrt haben.
*Name von der Redaktion geändert

 Dossier Seite 10 und 11

Brüssel. Angesichts der Finanzkrise hat

EU-Kommissionpräsident Manuel Barroso

die G-20-Staaten zu einer baldigen Eini-

gung über eine Finanzmarktreform aufge-

fordert. Die G-20 müssten sich bei ihrem

kommenden Treffen im Juni in Toronto un-

ter anderem auf eine Finanztransaktions-

steuer verständigen, um künftigen Krisen

vorzubeugen, hieß es in einem gestern ver-

öffentlichten Schreiben Barrosos an die

EU-Regierungen.
Die EU-Länder müssten in Toronto ge-

meinsam auf die Umsetzung der in der Ver-

gangenheit angemahnten Reformen drän-

gen. Barroso wird die EU beim Gipfel in To-

ronto vertreten. Das Treffen findet am 26.

und 27. Juni statt.
Mit strengen Regeln und harten Strafen

will die EU-Kommission die Euro-Länder

zum Sparen zwingen. Damit zieht Brüssel

Konsequenzen aus der beispiellosen Krise

des Euro. Auch sollen die Mitgliedstaaten

ihre Wirtschaftspolitik stärker als bisher

aufeinander abstimmen. Aus Sicht der

Kommission kann nur so die Stabilität des

Euro auf Dauer gesichert werden. Derzeit

laufen gegen 20 von 27 EU-Mitgliedstaa-

ten Verfahren wegen übermäßiger Haus-

haltsdefizite – darunter ist auch Deutsch-

land.
Die Schuldenkrise zwang Spanien und

Portugal unterdessen zu einem radikalen

Sparkurs.  Bericht und Kommentar Seite 4
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Bereits wenige Wochen davor hatte mich ein
anderer Informant angesprochen, der Kontakt
zu Rockern und anderen organisierten Krimi-
nellen hatte. Er wisse jemanden, der mir viel
über die „Hell’s Angels“, ihre Geschäfte und
ihre Gewährsleute berichten könne, versprach
er und stellte mir Bernd Kirchner vor. Was der
ehemalige V-Mann der Polizei Hannover be-
richtete, erschien mir in doppelter Hinsicht kaum
zu glauben: dass Rocker und Zuhälter beste
Kontakte in Hannovers „bessere Kreise“ pfleg-
ten – und dass er selbst „abgeschaltet“ wor-
den sei, weil er die Behörden ganz konkret über
korrupte Staatsanwälte informiert habe. Eine
Krähe hacke der anderen eben kein Auge aus.   

Einer von vielen Namen, die Kirchner erwähnte,
war Uwe Görlich, um dessen Verfehlungen ich
bereits wusste.  Kirchner warf dem Staatsan-
walt vor, er gehe in einem Bordell ein und aus
und halte schützend seine Hand über das
Etablissement. In den anschließenden Ermitt-
lungen drehte und wendete der zuständige
Oberstaatsanwalt Roland Herrmann die massi-
ven Verdachtsmomente gegen seinen Kolle-
gen so lange, bis er ihn nicht mehr anzuklagen
brauchte. Trotz nachgewiesener massiver Ver-
fehlungen wurde Görlich nicht einmal diszipli-
narrechtlich belangt, aber wenig später zum
Oberstaatsanwalt befördert. 

Nach Kirchners Darstellung war die Affäre um
Görlich nur eine von vielen. Auch andere
Staatsanwälte und Polizisten seien ins Rot-
lichtmilieu verstrickt oder machten mit
Rockern gemeinsame Sache. Ähnliche Vor-
würfe erhob er gegen namhafte Künstler,
Sportler, Geschäftsleute und Unternehmer –
hinauf bis zu einigen der einflußreichsten
Wirtschaftsbosse Niedersachsens. Doch wie
viele Polizeispitzel hat Kirchner eine zwielich-
tige Vergangenheit. Außerdem konnte er seine
Vorwürfe kaum belegen. 

Nach mehreren konspirativen Treffen an Auto-
bahnraststätten vertraute er mir so weit, dass
ich seine neue Identität und Lebensumstände

erfuhr, verdeckt an einem Treffen mit seinen
Zeugenschützern teilnahm und schließlich
Polizeibeamte kennenlernte, die mit ihm
zusammengearbeitet hatten. Mit ihrer Hilfe
kam ich schließlich an Dokumente aus Kirch-
ners aktiver Zeit als V-Mann sowie an Berichte
anderer V-Leute. Nun hatte ich schriftliche
Belege, sollten Polizei und Staatsanwaltschaft
Kirchners Vorwürfe abstreiten.  

Im Mai 2010 konnte ich die Geschichte endlich 
bringen. Wenige Tage nach der Veröffentlichung
trafen sich Vertreter der betroffenen Justizbe-
hörden inoffiziell zum Essen. Sie stellten fest,
dass „man da presserechtlich wohl nicht
gegen an komme“, berichtete mir ein Infor-
mant. Daher bleibe nur, den Berichten eine
eigene Pressemitteilung entgegenzusetzen.
Bezeichnenderweise war bei jenem Essen der
hauptbetroffene Staatsanwalt Görlich weder
anwesend noch eingeladen. Mein Informant
antwortete auf meine Frage, warum das so
war: „Mit dem hätte sich doch keiner an einen
Tisch gesetzt.“ Offenbar gab es also zumin-
dest ein rudimentäres Unrechtsbewusstsein,
auch wenn das dem „Korpsgeist“ geopfert
wurde, wie das Ergebnis jenes Treffens zeigt. 
Eine Krähe hackt der anderen wohl tatsächlich
kein Auge aus.  

Tatsächlich folgte eine Pressemitteilung der 
Generalstaatsanwaltschaft, in der ich als
Autorin persönlich angegriffen wurde. Dass
weder die beschuldigten Behörden noch
andere Protagonisten – Rockeranführer,
Rechts-anwälte, Firmen – juristische Schritte
gegen die Veröffentlichungen unternommen
haben, werte ich als Beleg für die Richtigkeit
meiner Darstellung der Hannoveraner Verhält-
nisse. Denn nach meiner Erfahrung lässt man
in diesen Kreisen kaum eine Gelegenheit aus,
presserechtlich gegen missliebige Berichte
vorzugehen. 
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BERTELSMANN REPUBLIK DEUTSCHLAND
Von Thomas Schuler

Vor einigen Monaten rief ein Mitarbeiter von
Bertelsmann an und fragte besorgt, ob ich
mich nicht in etwas verbeiße. Gemeint war: 
Ob ich Bertelsmann nicht oft zu Unrecht und

zu stark kritisiere? Warum
ich es einfach nicht lassen
könne. Alles ganz vertrau-
lich. Ich war versucht zu
antworten: Nein, natür-
lich verbeiße ich mich
nicht. Die Wahrheit aber
lautet: natürlich ja, denn
in ein Thema verbeißen
kann auch bedeuten, an
relevanten Fragen dran-
zubleiben. 

Seit den 90er Jahren
habe ich als Medien-
redakteur der „Süd-
deutschen Zeitung“
und der „Berliner Zei-
tung“ und später als
Autor der „Neuen Zür-

cher Zeitung“ viele Artikel und zwei Bücher
über Bertelsmann geschrieben: 2004 „Die
Mohns“ über die Eigentümer der Bertelsmann
AG, 2010  „Bertelsmannrepublik Deutschland.
Eine Stiftung macht Politik“.
Reinhard Mohn behauptete, Medien, die Ber-
telsmann gehören, könnten kritisch über alles
berichten, auch über den eigenen Konzern.
Weil ich sehen wollte, ob das stimmt, bin ich
1998 zur Berliner Zeitung gewechselt, die da-
mals Gruner+Jahr und also Bertelsmann ge-
hörte. Ja, es war möglich, dass ich bereits
1999 eine ganze Zeitungsseite über den Vor-
wurf schrieb, der Konzern beschönige die Ver-
gangenheit im Dritten Reich. Das geschah zu
einem Zeitpunkt, als viele Zeitungen noch gar
nicht darüber berichteten. (Später wurde es
wissenschaftlich bestätigt.) Es war aber nur
möglich, weil der damalige Chefredakteur

Michael Maier Forderungen aus Gütersloh, mir
die Arbeit am Thema zu verbieten, nicht nach-
kam. Kritische Berichterstattung war nur unter
großem Druck möglich. Meine Erkenntnis:
Mohns Versprechen war schlau aus seiner
Sicht, weil er bei der Mehrheit der Journalisten
und in der Regel auf Selbstzensur bauen kann.
Das Versprechen ist aber Gift für Journalismus. 

Der Reiz des Themas ergibt sich für mich aus
der Erkenntnis, dass der Medienkonzern
immer wieder versuchte, die eigene Geschichte
zu beschönigen. Die Macht dieses Konzerns
zeigt sich darin, dass Journalisten nicht oder
ungenügend über diese Versuche berichteten. 

Bertelsmann stellte sich als Widerstandsver-
lag dar, obwohl der Verlag in Wahrheit Bücher
mit braunem Gedankengut publizierte und
größter Lieferant der Wehrmacht war. Heute
ist das bekannt; aber wieso konnte Bertels-
mann die Legende über Jahrzehnte aufrecht-
erhalten? Nur weil die Selbstzensur in den
Medien funktionierte. Liz Mohn stellte ihre 
Beziehung zu Reinhard Mohn und das gemein-
same Familienleben als vorbildlich und fort-
schrittlich dar, obwohl beide jahrelang mit
anderen Partnern verheiratet waren und den
eigenen Kindern ein falsches Leben bzw. einen
falschen Vater vortäuschten. Ihr Leben war
nicht von jener Ehrlichkeit und Moral geprägt,
zu der sie andere stetig anhielten. Die Stiftung
ist schon allein deshalb relevant, weil sie das
Unternehmen mehrheitlich besitzt. Sie ist mit
330 Mitarbeitern die politisch einflussreichste
Stiftung in Deutschland. Die Mitarbeiter der
Stiftung avancierten ab 1998 zu heimlichen
Kanzlerberatern, die die Blaupausen für Hartz
IV und die Reform des Hochschulwesens erar-
beiteten – Grund genug, ihre Versprechungen
zu untersuchen, sie arbeite „ausschließlich 
im Sinne des übergeordneten Gesellschafts-
interesses“.
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Die Stiftung sollte verhindern, dass seine Erben
Teile des Unternehmens verkaufen müssten.
Familie Mohn hat geschätzte zwei Milliarden
Euro Erbschaftssteuer gespart. Bislang aller-
dings hat die Stiftung in ihren Projekten weni-
ger als 900 Millionen Euro ausgeschüttet.
Mohns Hinweis auf die Erbschaftssteuer wird
heute gerne heruntergespielt oder ganz ver-
gessen. Man tut so, als stehe nur der Gemein-
nutz im Vordergrund. Dabei finanziert in Wirk-
lichkeit die Öffentlichkeit der Familie Mohn ein
Institut, das manchmal gemeinnützig tätig ist,
oft aber einseitig die Interessen von Bertels-
mann oder generell von Unternehmern berück-
sichtigt und stets Familie Mohn und dem
Management von Bertelsmann unverdächtig
Zugang zur Politik gewährt. 

Wie habe ich mich an das Thema angenähert?
Klassisch, was Recherche betrifft: Alles lesen,
was zum Thema zu haben ist, Kontakte auf-
bauen, Termine besuchen und aktuell berich-
ten, um Widersprüche wahrzunehmen. Mitar-
beiter in der zweiten Ebene und Ehemalige
befragen. Sich immer wieder selbst in Frage
stellen. Fair sein – auch zu denen, die Bertels-
mann abschreibt. Nach Wahrheiten hinter den
Legenden und PR-Versionen suchen.

Welche Hürden gab es? Bertelsmann sucht
sich gerne selbst Journalisten aus, die über
Bertelsmann berichten und mit dem Vorstand
oder den Eigentümern sprechen dürfen. Der
Zugang zur Unternehmensspitze ist streng
kontrolliert. Dahinter steht wohl der Glaube,
dass kritische Journalisten aufgeben, wenn sie
keinen Zugang und Interviews erhalten. Das
trifft auch zu, aber nur zum Teil. Familie Mohn
lehnte Anfragen ab, antwortete auch nicht auf
schriftliche Fragen. Ich nehme an, dass man
im Konzern davon ausgeht, dass Journalisten
dann nicht berichten und der Konzern auf
diese Art bestimmen kann, wer über ihn
berichtet. Wie habe ich Hürden übersprungen?
So banal es klingt: Man muß eben wirklich
suchen und mit vielen Leuten reden, bis man
etwas Relevantes findet.

Anfragen führen oft nicht oder nicht nur dazu,
dass Bertelsmann antwortet, sondern dazu,
dass Mitarbeiter versuchen, den Redaktionen
die Geschichte auszureden oder durch anwalt-
liche Schreiben Angst vor juristischen Folgen
zu machen. Mein Gegenmittel: genau arbeiten
und gelassen bleiben. Trotz öffentlich ange-
kündigter rechtlicher Prüfungen seitens Ber-
telsmann gab es nie juristische Angriffe gegen
meine Artikel oder Bücher. 

Stiftungschef Gunter Thielen betonte nach
Veröffentlichung des zweiten Buches, die Stif-
tung sei transparent und meinen Recherchen
gegenüber aufgeschlossen und entgegenkom-
mend gewesen. Davon kann keine Rede sein.
Die Stiftung hat zwar viele Studien und Publi-
kationen zugänglich gemacht, aber keine ein-
zige entscheidende Frage zu ihrer Konstruk-
tion und zu ihren Finanzen beantwortet. Die
Gespräche habe ich mir im Laufe der Jahre
erarbeitet. Die Mitarbeiter haben nur sehr ein-
geschränkt über ihre Projekte gesprochen und
die Stiftung wollte mich am Ende der Recher-
che zwingen, jedes einzelne Zitat autorisieren
zu lassen – obwohl nie derartiges vereinbart
war. Ich habe deshalb keine Zitate vorgelegt.
Am Ende habe ich 44 Punkte mit mehr als 100
Fragen eingereicht. Die Stiftung hat keine ein-
zige dieser Fragen beantwortet. Die Verant-
wortlichen an der Spitze der Stiftung waren zu
keinem Gespräch bereit. Im Gegenteil: An der
Jahrespressekonferenz 2010, bei der die vier
Vorstandsmitglieder Bilanz ziehen und ihr Pro-
gramm präsentieren, durfte ich nicht teilneh-
men, weil – wie mir schriftlich mitgeteilt wurde
– diese Veranstaltung Journalisten aus der
Region Ostwestfalen vorbehalten sei. Nicht
sehr glaubwürdig, wenn man bedenkt, dass
die Projekte international und national sind. 

Thomas Schuler, 47, 
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Die aus Klaus Ott, Nicolas Richter und Hans
Leyendecker bestehende Redaktion „Investi-
gative Recherche“ der Süddeutschen Zeitung
hat sich ab Herbst 2010 mit der Rolle früherer
Vorstandsmitglieder der Bayerischen Landes-
bank beschäftigt. Dabei stießen wir auf die
„Sonnenschein Privatstiftung“, in der der frü-
here Bankvorstand Gerhard Gribkowsky rund
25 Millionen Euro versteckte. Weitere Recher-
chen ergaben, dass ursprünglich sogar 50 Mil-
lionen Dollar über Umwege an Gribkowsky
geflossen waren. 

Am 23. Dezember 2010 konfrontierte die SZ
den einstigen Bankmanager zunächst telefo-
nisch mit dem Ergebnis der Recherche und bat
ihn, den Ursprung seines Vermögens zu erklä-
ren. Gribkowsky hatte in einer früheren Ver-
nehmung bei der Staatsanwaltschaft München
angegeben, nur über rund 300 000 Euro 
Vermögen zu verfügen. Er antwortete am 
23. Dezember am Telefon, das Geld stamme
aus Familienvermögen. Überdies habe es
mehrere Krebsfälle in der Familie gegeben,
weswegen er sich mit seinem Geld für krebs-
kranke Kinder einsetze. Die SZ schickte ihm
daraufhin noch am selben Tag folgende
Anfrage:

„Sehr geehrter Herr Gribkowsky, 
wie bei unserem Telefonat angekündigt
möchte ich hiermit noch einmal den Beweg-
grund für unsere Recherchen schildern. Wir
wollen uns darüber informieren, warum Sie
Ihre Stiftung und deren Vermögen bei Ihrer
Vernehmung durch die Staatsanwaltschaft
München am 2. Februar 2010 nicht erwähnt
haben und woher dieses Vermögen stammt,
um dann sachgerecht beurteilen zu können,
ob ein Anlass für eine  Berichterstattung
besteht, oder nicht. Uns ist folgender Sachver-
halt bekannt: Sie haben am 3. Mai 2007 in
Salzburg die Sonnenschein Privatstiftung

gegründet. (...) Der Stiftung gehört zu 100 Pro-
zent die GREP GmbH, die am 6. Juni 2007 ins
Handelsregister eingetragen wurde und die
offenbar am 3. Mai 2007 ihre Geschäfte aufge-
nommen hatte. Der Jahresabschluss 2007
bezieht sich auf einem Zeitraum vom 3. Mai
bis 31. Dezember 2007. Damals betrug das
Vermögen mehr als 24,2 Millionen Euro. Der
GREP wiederum gehört die Immobilienbesitz
GmbH Wisbyer Straße 18 in Berlin, bei der Sie
Geschäftsführer sind. (...) Der Stiftung gehört
neben einer GFU GmbH auch eine Aktion Zeit-
geschenk GmbH, die sich laut Firmenzweck
um die „Unterstützung von und Fürsorge für
krebskranke Kinder“ kümmert. Laut Jahresab-
schluss 2009 hat diese GmbH aber nur ein
Vermögen von 33.717,44 Euro. Sie hatten am
Telefon erklärt, das Vermögen der Stiftung
und der GREP GmbH stamme aus Familienbe-
sitz und gesagt, darüber könnten wir uns bei
einer Internet-Recherche über Ihre Familie
sachkundig machen. Im Internet haben wir
aber nur die Firma E. Gribkowsky, Marcusallee
21 in Bremen gefunden, ohne weitere Informa-
tionen über diese Firma. Um uns ein Bild
machen zu können, bitten wir höflichst um die
Beantwortung folgender Fragen: 

1. Warum haben Sie die Stiftung bei Ihrer Ver-
nehmung durch die Staatsanwaltschaft
nicht erwähnt, als Sie Ihre Vermögens-
werte aufzählten? Immerhin ist es ja aus-
drücklicher Stiftungszweck, dass die Stif-
tung auch Sie versorgt. 

2. Warum hat die gemeinnützige GmbH nur
ein so kleines Vermögen, während das
große Vermögen in der GREP steckt? 

3. Inwieweit stammt das Vermögen aus Fami-
lienbesitz?

4. Trifft es zu, dass bei der Gründung von 
Stiftung und GREP bzw. zuvor ein Zufluss in
Höhe von etwas mehr als 50 Millionen US-
Dollar erfolgt ist? 

DAS RÄTSEL UM DIE STIFTUNG SONNENSCHEIN
Von Hans Leyendecker

20



5. Falls ja, warum in US-Dollar? 
6. Trifft es zu, dass der Zufluss über Afrika

erfolgte?
7. Falls ja, warum? 
8. Warum wurde die Aktion Zeitgeschenk

GmbH erst am 10. Juli 2010 gegründet,
mehr als zwei Jahre nach Gründung der
Stiftung?“

Gribkowsky antwortete ausweichend und
spielte auf Zeit. Seiner Mail vom 27. Dezember
2010 war zu entnehmen, dass er nicht bereit
oder in der Lage war, die Sache schnell zu 
klären. 

„Nachdem wir die von Ihnen angesprochenen
Fragen teilweise bereits ausführlich am Tele-
fon besprochen haben, halte ich es für sinn-
voll eventuelle Ergänzungen persönlich zu
besprechen. 
Wie bereits anlässlich unseres Telefonates
erwähnt, komme ich mit einem Terminvorschlag
nach der Weihnachtspause/dem Jahreswechsel
auf Sie zu. 
Mit freundlichen Grüssen 
Dr. Gribkowsky“ 
Gesendet mit BlackBerry von Vodafone 

Die SZ entgegnete zunächst am 28. Dezember
2010, dass es mit dieser Antwort nicht getan
sei, und dass im Prinzip alle wichtigen Fragen
unbeantwortet seien. 

„Sehr geehrter Herr Gribkowsky, 
vielen Dank für Ihre E-Mail. (...) Wir wollen –
nach dem jetzigen Stand der Dinge – spätes-
tens in der zweiten Januarwoche in der SZ
über Ihren Fall berichten. Widersprechen muss
ich Ihrer Einschätzung, wir hätten die Fragen
der SZ „teilweise bereits ausführlich am Tele-
fon besprochen“ und jetzt gehe es nur noch
um „eventuelle Ergänzungen“. Vielmehr sind
alle Kernfragen unbeantwortet: Wie sind Sie
zu diesem hohen Millionenvermögen gekom-
men, von dem stammt dieses Geld, warum
haben Sie dieses Vermögen bei Ihrer Verneh-
mung bei der Münchner Staatsanwaltschaft

nicht erwähnt, inwieweit dient es der Krebs-
hilfe, und so weiter. Wir haben inzwischen
weitere Informationen erhalten; diese lassen
sich mit Ihren wenigen Auskünften nicht in
Einklang bringen. Von daher ist unser Inte-
resse an einer Klärung des Sachverhalts noch
größer geworden. 
Vielen Dank 
Mit freundlichen Grüßen“ 

Wenig später erfuhr die SZ, dass Gribkowsky,
offenbar aufgescheucht durch unsere Anfrage,
von sich aus

die Staatsanwaltschaft München kontak-
tiert und Gesprächsbedarf angemeldet hatte.
Wir entschieden uns daraufhin, möglichst bald
über den Fall zu berichten, da nun alle Voraus-
setzungen für eine Verdachtsberichterstattung
gegeben waren. Zuvor aber gaben wir 
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Deutschland ist bekannt als Land

der Philosophen, Wissenschaftler

und Musiker. Während Fleiß und

Weisheit der Deutschen die Bewunde-

rung der Chinesen genießen, erfreut sich

„Made in Germany“ wegen hoher Quali-

tät, vorzüglicher Technik und Innova-

tion bei chinesischen Konsumenten gro-

ßer Beliebtheit. Die Chinesen hegen star-

ke Sympathie für die Deutschen. Wäh-

rend der Expo 2010 in Shanghai haben

mehr als vier Millionen Chinesen den

deutschen Pavillon besucht, noch mehr

Chinesen machten das online oder im

Fernsehen. Der erste Preis für die Katego-

rie Umsetzung des Expo-Themas für den

deutschen Pavillon führte dazu, dass die

Chinesen Deutschland nun besser verste-

hen und kennen.
Ich glaube, auch die Deutschen möch-

ten China besser verstehen und kennen-

lernen. In den mehr als 30 Jahren der Re-

form und Öffnung wächst Chinas Wirt-

schaft ständig und rasant, es zählt nun be-

reits zu den bedeutendsten Volkswirt-

schaften der Welt, und das Leben der Be-

völkerung in Stadt und Land ist enorm

verbessert worden. Die erweiterte Bin-

nennachfrage hat zu mehr als 90 Prozent

zum voraussichtlich zehnprozentigen

Wirtschaftswachstum Chinas 2010 beige-

tragen.
Trotzdem sind wir uns im Klaren dar-

über, dass die grundlegenden Gegeben-

heiten Chinas noch unverändert geblie-

ben sind, nämlich die große Bevölke-

rungszahl, eine schwache Basis und ein

Entwicklungsungleichgewicht. Ressour-

cen- und umweltbedingte Engpässe neh-

men ebenfalls zu. China bleibt nach wie

vor das größte Entwicklungsland der

Welt. Zwar gehört das Wirtschaftsvolu-

men Chinas schon zu den größten der

Welt. Gemessen am Pro-Kopf-Bruttoin-

landsprodukt belegt China mit seinen 1,3

Milliarden Menschen jedoch erst etwa

die hundertste Stelle in der Welt.

Viele deutsche Freunde waren schon

in Chinas Küstengebieten und Großstäd-

ten. Aber in Zentral- und Westchina oder

in ländlichen Gegenden unweit der Groß-

städte sind drängende Probleme wie

schlechte Straßen oder Trinkwasser-

knappheit immer noch ungelöst. Von den

1,3 Milliarden Chinesen sind 700 Millio-

nen Bauern mit einem Jahreseinkommen

von nur 800 bis 900 US-Dollar. Ferner le-

ben noch 150 Millionen Chinesen unter

dem von den Vereinten Nationen defi-

nierten Existenzstandard von einem Dol-

lar pro Tag. China hat nach wie vor die

äußerst harte Aufgabe zu bewältigen, sei-

ne Wirtschaft zu entwickeln und das Le-

ben der Bevölkerung zu verbessern.

Gerade hat China ein Konzept für die

wirtschaftliche und gesellschaftliche

Entwicklung für die Zeit von 2011 bis

2015 erarbeitet. Vor allem hält China da-

bei am wissenschaftlichen Entwicklungs-

konzept fest, das den Menschen in den

Mittelpunkt stellt und eine umfassende,

koordinierte und nachhaltige Entwick-

lung fördert. Ferner geht es um die be-

schleunigte Veränderung des Entwick-

lungsmodus der Wirtschaft: Sie soll sich

langfristig, stabil und schnell entwickeln

und die Teilhabe aller Chinesen an den

Früchten der Reform ermöglichen.

Dazu ist die Binnennachfrage auszu-

bauen. Wir müssen die Einkommensver-

teilung umstrukturieren, die wesentli-

chen öffentlichen Dienstleistungen ver-

bessern und ein soziales Sicherungsnetz

aufbauen, um das Einkommen der Chine-

sen in Stadt und Land zu erhöhen und

das Konsumpotential der mehr als eine

Milliarde zählenden Bevölkerung freizu-

setzen. Wir müssen die Wirtschaftsstruk-

tur umgestalten, technische Innovatio-

nen vornehmen, das Personal ausbilden

und die grüne Entwicklung befördern.

So können wir die Industriestruktur opti-

mieren sowie die Entwicklung zwischen

Stadt und Land sowie zwischen den Regi-

onen noch effektiver koordinieren und

verbessern.
Neben einem angemessenen Wirt-

schaftswachstum gilt es, die Qualität

und Effizienz der Entwicklung zu verbes-

sern. Es gilt, Strukturreformen zu för-

dern, die fundamentale Rolle des Mark-

tes bei der Verteilung der Ressourcen

voll zu entfalten und die Reform in den

Schwerpunktbereichen wie Unterneh-

men, Finanz und Steuer, Banken und

Preis zu beschleunigen. Wir werden uns

für die Stärkung der Eigendynamik und

Vitalität der Wirtschaft einsetzen, um

Transformation und Upgrade sicherzu-

stellen.
Vor dem Hintergrund der internationa-

len Finanzkrise und der voranschreiten-

den Globalisierung wird China an der

Öffnungsstrategie festhalten, die vom ge-

genseitigen Nutzen geprägt ist. Wir wer-

den neue Gebiete öffnen und das Öff-

nungsniveau erhöhen. Wir werden unse-

re Außenöffnung ausbauen und sind lern-

bereit gegenüber sämtlichen Zivilisati-

onsergebnissen der Menschheit sowie er-

folgversprechenden Erfahrungen ande-

rer Länder.
Mit praktischen Schritten werden wir

den internationalen Austausch und die

Kooperationen verstärken, gemeinsam

mit allen Völkern eine harmonische Welt

dauerhaften Friedens und gemeinsamer

Prosperität aufbauen. China unterstützt

die EU dabei, durch Pakete zur Finanz-

stabilität den betroffenen Ländern zur

Überwindung ihrer Schuldenkrise zu ver-

helfen sowie zur umfassenden Wirt-

schaftserholung und zum stabilen Wachs-

tum beizutragen.
Seit langem vertiefen sich die chine-

sisch-deutschen Beziehungen. Zwischen

beiden Ländern ist eine strategische Part-

nerschaft etabliert. In den vergangenen

zwei Jahren haben sich unsere Volkswirt-

schaften durch enge Zusammenarbeit

bei der Bekämpfung der internationalen

Finanzkrise schnell erholt und zum

Wachstum der Weltwirtschaft beigetra-

gen. 2010 wird das bilaterale Handelsvo-

lumen voraussichtlich 140 Milliarden

US-Dollar übertreffen, was fast 30 Pro-

zent des gesamten Handelsvolumens zwi-

schen China und der EU ausmacht. Chi-

na ist nun auch zum ersten Mal größtes

Herkunftsland für den deutschen Import

und sein größter Handelspartner außer-

halb der EU. Der Austausch und die Zu-

sammenarbeit in Kultur, Wissenschaft

und Technologie, Bildung, Gesundheit

und Justiz tragen ebenfalls reiche Früch-

te. Die langfristige, stabile und schnelle

Entwicklung der chinesischen Wirt-

schaft und die Vertiefung von Reform

und Öffnung werden neue Chancen für

unsere Zusammenarbeit in Wirtschaft,

Handel und darüber hinaus bieten. Hier

nur einige Beispiele.

Gemeinsamer Handel: Chinas Einfuhr

wird in diesem Jahr voraussichtlich bei

1,5 Billionen US-Dollar liegen. Als ein

Land mit einem leistungsstarken Anla-

genbau und als große Technologie-Ex-

portnation ist Deutschland ein gewichti-

ger Kooperationspartner Chinas. Wir ha-

ben uns gemeinsam für die Wahrung ei-

nes offenen Marktes einzusetzen, Libera-

lisierung und Erleichterung von Handel

und Investitionen zu fördern, für Lösun-

gen von Wirtschafts- und Handelsdispu-

ten durch Konsultationen zu plädieren

und Protektionismus jedweder Art zu be-

kämpfen. Wir hoffen, dass die EU ihre

Ausfuhr-Restriktionen für Hightech-Pro-

dukte nach China lockert. Es gilt, zur Ver-

vollkommnung des internationalen Han-

dels- und Finanzsystems beizutragen

und ausgewogene und nachhaltige Han-

delsbeziehungen zu gestalten.

Anreize für Investitionen: Wir begrü-

ßen mehr ausländische Investitionen in

China, insbesondere in den Bereichen mo-

derne Landwirtschaft, neue und Hoch-

technologien, Energieeinsparung und

Umweltschutz, neue Energien und Mate-

rialien. Wir ermutigen leistungsstarke

und kreditwürdige chinesische Unterneh-

men, mehr im Ausland zu investieren.

Derzeit machen Deutschlands Investitio-

nen in China nur zwei Prozent seiner im

Ausland getätigten Gesamtinvestitionen

aus. Umgekehrt haben chinesische Unter-

nehmen in Deutschland auch nur etwas

mehr als eine Milliarde US-Dollar inves-

tiert. Daher ist das Potential weiter aus-

zuschöpfen. Neben Festigung und Vertie-

fung der guten Zusammenarbeit in tradi-

tionellen Bereichen wie Maschinenbau,

Automobilindustrie, Chemie, Elektronik

und Elektrotechnik sind neue Kooperati-

onsbereiche wie in der grünen Wirt-

schaft zu erschließen.

Verbesserung des Investitionsumfel-

des: China wird seine auslandsbezoge-

nen Wirtschaftsgesetze und -verordnun-

gen und die Politik ständig vervollkomm-

nen, geistiges Eigentum schützen und ein

stabiles, ordnungsmäßiges, transparen-

tes und berechenbares Marktumfeld für

fairen Wettbewerb schaffen.

Alle gemäß dem chinesischen Gesetz

in China registrierten Unternehmen sind

chinesische Unternehmen und genießen

die gleiche Inländerbehandlung. Gegen-

wärtig gibt es bereits 4500 deutsche Un-

ternehmen, die in China investieren und

Geschäfte machen. Wir würden uns freu-

en, wenn diese Zahl wüchse und Bedin-

gungen für Investitionen und Existenz-

gründungen chinesischer Unternehmen

in Deutschland verbessert werden könn-

ten.

Öffnung des Dienstleistungssektors:

Seit seinem WTO-Beitritt hat China be-

reits über einhundert Dienstleistungsge-

werbe geöffnet. Um den Dienstleistungs-

sektor, den internationalen Austausch

und die Zusammenarbeit zu fördern, wer-

den wir die Öffnung der Dienstleistungs-

gewerbe wie Finanzwesen und Logistik

ausbauen, Gebiete wie Bildung, Gesund-

heit und Sport solide weiter öffnen und

den Dienstleistungssektor auf internatio-

nale Standards anheben. Wir würden

uns freuen, wenn deutsche Unternehmen

mehr im modernen Produzentendienst-

leistungssektor und in sonstigen Dienst-

leistungsbereichen Chinas investieren.

Vertiefung des Kulturaustauschs: Ge-

meinsame Veranstaltungen wie das „chi-

nesische Kulturjahr“ in Deutschland

und Foren wie die „chinesisch-deutsche

Zukunftsbrücke“ vertiefen das Verständ-

nis und die Freundschaft beider Völker.

Deutsche Musik, Theater und Filme

könnten das Leben der Chinesen berei-

chern; fortgeschrittene medizinische und

pharmazeutische Anlagen und Technolo-

gien aus Deutschland könnten mehr chi-

nesische Patienten heilen; Trainer aus

Deutschland könnten ihrem Beruf in Chi-

na nachgehen. Unsere Kooperation in

der Kultur weist sehr große Pespektiven

auf.
Die nächsten fünf Jahre sind für Chi-

nas umfassenden Aufbau einer Gesell-

schaft mit bescheidenem Wohlstand von

entscheidender Bedeutung. Der Prozess

in den Bereichen Industrialisierung, in-

formationswissenschaftliche Entwick-

lung, Urbanisierung, Marktorientierung

und Internationalisierung wird sich be-

schleunigen. Jedes Jahr werden schät-

zungsweise über zehn Millionen Einwoh-

ner aus ländlichen Gebieten in Städte

und Gemeinden umgesiedelt. Das Ein-

kommen der Bevölkerung in Stadt und

Land wird erheblich steigen und das Po-

tential an Binnennachfrage mehr und

mehr freigesetzt. Die Nachfrage nach

Konsum- und Investitionsgütern wächst

ebenfalls schnell.
Dies eröffnet für China und Deutsch-

land, die wirtschaftlich in hohem Maße

komplementär sind, neue Chancen, die

substanzbezogene Kooperation in allen

Bereichen weiter zu vertiefen. Ich bin da-

von überzeugt, dass mit zunehmender Er-

weiterung und Vertiefung der Reform

und Öffnung Chinas unsere Zusammen-

arbeit in Wirtschaft und Handel und dar-

über hinaus große Fortschritte machen

kann. Dies wird beiden Völkern greifba-

re Vorteile bringen.

Vize-Premierminister Li Keqiang ist ei-

ner der wichtigsten Politiker Chinas.

Als Erster von vier stellvertretenden

Premierministern vertritt er Regie-

rungschef Wen Jiabao und trägt vor al-

lem Verantwortung für Fragen der Ent-

wicklung und Reformen, für Preise

und das Finanzwesen. Im Ständigen

Ausschuss des Politbüros der Kom-

munistischen Partei, dem obersten

Organ, ist er eines von neun Mitglie-

dern und wird auf Platz sieben ge-

führt. Li, 55, wird immer wieder als ei-

ner der möglichen nächsten Premiers

Chinas genannt. Er bereist in dieser

Woche Europa und wird am Donners-

tag in Deutschland erwartet. In Berlin

trifft er unter anderem mit Bundesprä-

sident Christian Wulff, Bundeskanzle-

rin Angela Merkel und Bundesaußen-

minister Guido Westerwelle zusam-

men. 
eli

Nach nur dreieinhalb Monaten gibt der

Geschäftsführer des Deutschen Instituts

für Wirtschaftsforschung (DIW), der frü-

here Kanzler der TU Darmstadt Hanns

Seidler, seinen Posten wieder auf. Nach

Angaben eines DIW-Sprechers geschehe

dies „aus persönlichen Gründen und auf

eigenen Wunsch“, ein Nachfolger stehe

noch nicht fest. Für das Institut kommt

dieser Wechsel zur Unzeit. Der Rech-

nungshof hatte ihm im vergangenen Jahr

Verschwendung von Steuergeldern in

Millionenhöhe vorgeworfen. Seidler, der

als Vertrauter des DIW-Kuratoriumsvor-

sitzenden Bert Rürup gilt, war daraufhin

Ende September interimistisch als Ge-

schäftsführer berufen worden. Zugleich

hatte das Gremium ihm die Verantwor-

tung für alle Verwaltungsaufgaben über-

tragen, was bis dahin Sache des

DIW-Präsidenten war.  SZ

Der Roboterhersteller Kuka arbeitet

künftig mit einer schlanken Führung:

Der für das Tagesgeschäft zuständige

Walter Bickel ist zum Jahreswechsel aus

dem Vorstand ausgeschieden, teilte Ku-

ka mit. Der ausgewiesene Restrukturie-

rungsexperte war vor gut einem Jahr zu

dem damals angeschlagenen Unterneh-

men gekommen, um das bereits angelau-

fene Kostensenkungsprogramm umzuset-

zen und weiterzuentwickeln. Diese Auf-

gabe sei erledigt, hieß es, Bickels Positi-

on werde nicht wieder besetzt. Das Füh-

rungsgremium besteht damit nur noch

aus zwei Personen: Vorstandschef Till

Reuter und Finanzvorstand Stephan

Schulak.  
SZ

Von Hans Leyendecker und

Klaus Ott

Mancher Anwalt gibt sich gern allge-

genwärtig, ist lautstark und be-

herrscht die Kunst, in die Schlagzeilen

zu kommen – Figaro hier, Figaro da. Der

österreichische Anwalt Gerald („Geri“)

Toifl, 41, hingegen ist ein eher stiller

Mann, er drängt sich nicht vor. Auch

beim Gespräch in der Redaktion der Süd-

deutschen Zeitung Ende Dezember

strahlte er, selbst wenn die Fragen etwas

härter wurden, eine fast stoische Freund-

lichkeit aus. Als sein Mandant Gerhard

Gribkowsky, 52, der in die Schlagzeilen

geratene frühere Vorstand der Bayeri-

schen Landesbank, nach etwa einer Stun-

de sichtlich genervt zum Aufbruch dräng-

te: „Komm, lass gut sein, wir gehen

jetzt“, blieb Toifl ruhig sitzen und gab

noch ein paar Auskünfte. Er sagte subs-

tantiell nichts Wesentliches, aber er

blieb umgänglich und nett.

Der Anwalt könnte vermutlich die Ant-

worten auf all die Fragen geben, die sich

in einer der größeren Affären der skan-

dalreichen letzten Jahre aufdrängen:

Von wem und wofür bekam sein Man-

dant Gribkowsky, der damals bei der

Landesbank arbeitete und eine halbe Mil-

lion Euro brutto im Jahr verdiente, im

Jahr 2006 fünfzig Millionen Dollar über-

wiesen? Stammte das Geld aus dem For-

mel-1-Betrieb oder aus einem anderen

Geschäftsbereich? Solche Summen wer-

den gewöhnlich nur gezahlt, wenn je-

mand etwas ganz Besonderes leistet oder

wenn er über Druckmittel verfügt. Die

Staatsanwaltschaft Salzburg hat sich

vor vier Jahren mit der Frage beschäf-

tigt, ob Geldwäsche vorliege. Dieses Ver-

fahren wurde, wie der Wiener Kurier be-

richtete, im April 2007 eingestellt.

Jetzt prüft die Staatsanwaltschaft

München den Fall. Es geht nicht um Geld-

wäsche, theoretisch zumindest kommen

bei Gribkowsky Straftaten wie Untreue

und Bestechlichkeit in Betracht. Auch

die Ermittler elektrisiert die Höhe des

plötzlichen Vermögenszuwachses des

Bankers. Das Geld brachte er mit Hilfe

seines Anwalts Toifl in seine im Mai 2007

gegründete österreichische „Sonnen-

stein Privatstiftung“ ein. Die Stiftung re-

sidiert an der Salzburger Büroadresse

Toifls, der zudem Geschäftsführer aller

drei der Stiftung gehörenden Gesell-

schaften (GREP, GFU, Zeitgeschenk) ist.

Im November vorigen Jahres hat Toifl

für die GREP den Jahresabschluss gefer-

tigt. Unter Aktiva wies sie ein Firmenver-

mögen in Höhe von 25,6 Millionen Euro

auf. Aufgeführt wird auch eine Beteili-

gung an einer Firma in Bremen sowie an

einer Immobilien-Gesellschaft in Berlin.

Gribkowsky und der Anwalt, der auch

Geschäftsführer ist, haben sich, wie bei-

de erklären, im Jahr 2006 kennen ge-

lernt. Genaueres sagen sie nicht. Ge-

schäftsgeheimnis? Damals flossen die

ominösen 50 Millionen Dollar zunächst

auf die Konten einer GG Consulting. Ge-

schäftsführer waren Gribkowsky und

Toifl. Diese Firma wurde 2008 liquidiert.

Toifl gilt als juristischer Tausendsas-

sa, der auch das Grobe sehr fein bewälti-

gen kann. Der Jurist arbeitet als Steuer-

berater in der renommierten Kanzlei

Leitner + Leitner, er ist Mitautor des

Sachbuchs „Steuerstrafrecht internatio-

nal“ und hat seit 2009 eine Professur in

Salzburg inne. Stiftungen sind seine Spe-

zialität. Im vergangenen Frühjahr disku-

tierte er mit Dieter Ondracek, dem Chef

der deutschen Steuergewerkschaft, im ös-

terreichischen Fernsehen über „Staaten

und Steuern – Hört beim Geld die

Freundschaft auf?“ Gute Frage. Der

sonst so zurückhaltende Toifl könnte in

eine der großen österreichischen Affären

verstrickt sein, die unter dem Kürzel Bu-

wog-Affäre bekannt ist. Vor etlichen Jah-

ren wurden 58 000 Bundeswohnungen

privatisiert. Die Staatsanwaltschaft wit-

tert Gaunereien und ermittelt gegen Dut-

zende Verdächtige.

Seit Spätsommer 2010 ermittelt die

Wiener Staatsanwaltschaft auch gegen

den Anwalt Toifl, weil er, so ein Sprecher

der Behörde, „im Verdacht steht, dazu

beigetragen zu haben, dass Urkunden,

die im Buwog-Verfahren als Beweismit-

tel dienen sollten, gefälscht“ worden sein

könnten. Genauer: Im Herbst 2009 soll er

eine Vereinbarung erstellt haben, die auf

den 12. März 2006 rückdatiert worden

sei. Ein unangenehmer Fall für einen seri-

ösen Anwalt. Bewiesen ist nichts. Toifl

bestreitet die Vorwürfe.

Österreich wird von vielen Affären er-

schüttert. Es sind so viele, dass neulich

das Magazin Profil zur besseren Über-

sicht ein Netzwerk der Affären veröffent-

lichte. Vor allem der 2008 verstorbene

Rechtspopulist Jörg Haider hat eine brei-

te Spur von Skandalen hinterlassen. Al-

les hing irgendwie zusammen. Er habe

mit Haider nichts zu tun gehabt und ihn

nicht einmal getroffen, sagt Toifl.

Bis vor einigen Monaten gehörte Hai-

ders früherer Generalsekretär Walter

Meischberger („Meischi“) zu Toifls Man-

danten. Meischberger, der Trauzeuge bei

Ex-Finanzminister Karl-Heinz Grasser

war, soll beim Verkauf der Bundeswohn-

gesellschaften rund 7.7 Millionen Euro

Provision kassiert haben. Das Geld lande-

te in Liechtenstein. Als Treuhänder setz-

te Meischberger den Anwalt Toifl ein,

der die Selbstanzeige für den früheren

Parteimann formuliert hat.

Auch bei diesem Toifl-Klienten

drängt sich die Frage auf: Für was hat er

das Geld bekommen? Überliefert ist ein

Abhörprotokoll, das sich wie das Text-

buch eines Kabaretts liest. Meischber-

ger, Typ Tiroler Ski-Lehrer, fragt Gras-

ser, gegen den auch ermittelt wird, wie er

sich denn bei der Staatsanwaltschaft ein-

lassen soll, wenn diese nach der Her-

kunft des Geldes fragen sollte. Grasser

gibt ihm den Tipp, im Internet zu recher-

chieren, um festzustellen, wo die Firma,

von der dieser viel Geld bekommen habe,

überhaupt tätig geworden sei. Meischber-

ger antwortet verzweifelt: „Da bin ich

jetzt supernackt“. So weit ist Toifls Man-

dant Gribkowsky doch noch nicht.

Bei den Investitionen deutscher Unternehmen in China und umgekehrt gebe es noch „Potential auszuschöpfen“, schreibt Vize-Premier Li Keqiang (kleines

Foto). Im großen Bild: Chinas Wirtschaftsmetropole Shanghai mit dem Fernsehturm.  

Fotos: Corbis, PR

„Eine Öffnung zum gegenseitigen Nutzen“

China verspricht Europa Hilfe in der Finanzkrise und wirbt mit einer neuen Offensive um deutsche Investoren / Von Vize-Premierminister Li Keqiang

Li Keqiang 

Wieder Ärger im DIW

Kuka wird schlanker

Ein sehr freundlicher Mann

Gerald Toifl ist der Anwalt des Ex-Vorstands der BayernLB, Gerhard Gribkowsky. Die Wiener Staatsanwaltschaft ermittelt gegen ihn
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„China bleibt

nach wie vor das größte

Entwicklungsland der Welt.“

„Wir haben uns gemeinsam

für die Wahrung eines

offenen Marktes einzusetzen.“

„Mit den Reformen

wird unsere Zusammenarbeit

große Fortschritte machen.“

Personalien

Anwalt Gerald Toifl fungiert auch als Geschäftsführer von Gribkowskys österrei-

chischer Privatstiftung Sonnenstein. 
Foto: APA/dpa P.A.
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Von Hans Leyendecker,Klaus Ott
und Nicolas Richter

München – Am Montag nach Weihnach-ten ist Oberstaatsanwältin HildegardBäumler-Hösl schon wieder im Büro. Sieist eine der erfahrensten Ermittlerinnenin Deutschland, die großen Fälle gehenihr nie aus. Mit der Arbeitsgruppe Finan-zen wühlt sie sich gerade durch die Lan-desbank-Affäre, durch den Skandal umdie Hypo Real Estate und den Schmier-geldfall Siemens. Sie hat also genug zutun an diesem Jahresende, sie bereitetAnklageschriften vor, da entdeckt sieeine E-Mail des früheren BayernLB-Vor-stands Gerhard Gribkowsky. Man würdeden Mann beim Skifahren vermuten,stattdessen schreibt er, dass er so baldwie möglich mit der Justiz reden möchte.Die Ermittlerin empfängt ihn zweiTage später im Münchner Strafjustizzen-trum an der Nymphenburger Straße, einvon Zweckgebäuden geprägtes Viertel,das insoweit münchnerisch ist, als hieroft der Bierdunst der nahen Brauereien inder Luft liegt. Gribkowsky, stattlich, 52,kommt ohne Anwalt. Er ist ziemlichempört, er schimpft, die Süddeutsche Zei-tung bedränge ihn mit Fragen nach sei-nem Privatvermögen, offenbar sprichtGribkowsky sogar von Erpressung.Die SZ hat ihn seit dem 23. Dezembertelefonisch und per Mail befragt, woherer die 50 Millionen Dollar habe, die 2006und 2007 auf Umwegen in seiner österrei-chischen Stiftung gelandet seien. Die Her-kunft sei leicht zu erklären, hatte Grib-kowsky gesagt, es sei Familienvermögen.Der Vater war Vorstand einer norddeut-schen Brauerei, wie hätte er so viel Geldanhäufen können? „Eventuelle Ergänzun-gen“ wolle er „gern persönlich bespre-chen“, schrieb Gribkowsky noch von sei-nem Blackberry. Nach Weihnachten oderNeujahr werde er einen Terminvorschlagmachen. Doch da kamen von den Journa-listen schon die nächsten Fragen.

Als Gribkowsky am Mittwoch, dem 29.Dezember, im Büro der Oberstaatsanwäl-tin sitzt, überreicht er ihr die Fragenkata-loge der SZ, die ihn so ärgern. Er werdebelästigt, selbst Bekannte seien um Aus-kunft gebeten worden. Das sei ja schonfast Stalking. Die Ermittlerin klärt ihnauf über den Unterschied zwischen Stal-king und Recherche. Dann liest sie dieFragen der SZ. Etwa Punkt 13 in der Mailvom 29. Dezember: „Steht der Geldflusseventuell in Zusammenhang mit früherengroßen Geschäften, mit denen die Bay-ernLB und Sie zu tun hatten (Formel 1)?“Hildegard Bäumler-Hösl hat im Laufihrer Karriere viele Männer wie Gribkow-sky vernommen. Sie kennt die Abläufe sol-cher Gespräche auswendig. Sie weiß,dass sie als Staatsanwältin auf zwei Drit-tel ihrer Fragen nur Lügen zu hören be-kommt. Aus ihrer Sicht ist das in Ord-nung. Sie kann sich diese großzügige Dis-tanz leisten, weil sie weiß, dass sich amEnde fast immer die Wahrheit offenbart.Gerade wenn viel Geld im Spiel ist, dannsind immer viele Leute beteiligt, von de-nen letztlich auch immer jemand sagt,was wirklich passiert ist.Im Fall Gribkowsky ist offensichtlich,dass etwas nicht stimmen kann. Erst imFebruar 2010 hat die Staatsanwältin ihn

als Beschuldigten zum Kauf der österrei-chischen Hypo Alpe Adria durch dieBayernLB vernommen, damals sagte er,er besitze eine Immobilie, die mit 300 000Euro belastet sei und ein Aktiendepot ingleicher Höhe. Dass in seiner österreichi-schen „Sonnenschein Privatstiftung“ gut25 Millionen Euro lagen, das sagte ernicht. Dass einst sogar 50 Millionen Dol-lar geflossen waren, sagte er auch nicht.Gribkowsky erzählt der Staatsanwäl-tin jetzt, Ende Dezember, er habe da malein erfolgreiches „M&A“-Geschäft ge-macht, irgendeine Fusion, das habe ihmdiesen Ertrag beschert. Aber jemandenwie Bäumler-Hösl kann er damit nichttäuschen. Stattdessen fällt auch ihr dieFormel 1 ins Auge. Gribkowsky hat vielmit großem Geld zu tun gehabt, aber dieFormel 1 ist noch ein bisschen abgehobe-ner, noch mehr Höhenrausch. Dortkommt vieles zusammen, was kriminelleGeschäfte erleichtert. Sehr viel Geld, diefehlende Transparenz verwobener Fir-mengeflechte und eine besondere Hybris,die dieser Sportart noch stärker anhaftetals anderen. Der frühere Formel-1-Welt-meister Damon Hill hat einmal gesagt:„Viele Faktoren im Leben eines F-1-Fah-rers lassen dich glauben, dass du irgend-wie über dem Normalen stehst. Es ist einFehler, das zu glauben.“Was für die Fahrer zutrifft, gilt offen-bar für die Macher genauso, die sich mitihrem Wanderzirkus alle zwei Wochen aneiner anderen Strecke treffen, mit all denPromis, Gaffern, Geltungssüchtigen,Journalisten, den schnellen Motoren undden Boxenludern.
Vielleicht ist ihm diese Welt, in dieGribkowsky, aus einer Münchner Pro-vinzbank kommend, plötzlich eintauch-te, zum Verhängnis geworden, dieses Ge-fühl, über dem Normalen zu stehen.All die Unterlagen, die Gribkowskyzur Staatsanwaltschaft mitgebracht hat,klären die Sache nicht. Hält der Ex-Ban-ker die Ermittler für dumm? Bäum-ler-Hösl leitet noch am Abend Vorermitt-lungen ein und liest sich in die glitzerndeund zugleich undurchsichtige Welt derFormel 1 ein. Sie will dieses Geschäft undseine Gesetze verstehen.Gribkowsky glaubt offenbar, jetzt ha-be er die Sache wieder im Griff. Am über-nächsten Morgen, am Silvestertag, er-scheint er in Begleitung eines Anwalts inder Redaktion der Süddeutschen Zei-tung. Er möchte keinen Kaffee, nur Was-ser. Er erklärt, er könne derzeit nichts Ge-naues sagen. Er sei von der Staatsanwalt-schaft gebeten worden, sich nicht öffent-lich zu äußern. Die Ermittler würden dieSache aber binnen kurzer Zeit klären,und dann, verspricht er, könne er im De-tail und mit „größter Geduld“ alle Fragenbeantworten, vor allem Frage 13, die Fra-ge nach der Formel 1.

Diese Frage hat die Oberstaatsanwäl-tin Bäumler-Hösl inzwischen schon in An-sätzen geklärt. Das Geld, findet sie innächtelanger Arbeit heraus, stammt wirk-lich aus der Formel-1-Branche, mit derGribkowsky beruflich als Vorstand derBayernLB einst zu tun hatte. Die Ermitt-ler schalten außerdem den Fiskus ein, derziemlich schnell eine Steuerhinterzie-hung in hoher Millionenhöhe ausrechnet.Am Mittwoch dieser Woche wird Grib-kowsky von Bäumler-Hösl verhaftet. Siebehandelt den Beschuldigten behutsam,beinahe wie eine Seelsorgerin. Gribkow-sky kommt ins Gefängnis nach Mün-chen-Stadelheim: Wegen „dringendenTatverdachts“ der Bestechlichkeit im ge-schäftlichen Verkehr, der Untreue undder Steuerhinterziehung.

Noch ungewöhnlicher als die Entste-hungsgeschichte dieses Falls ist die Höheder verdächtigen Summe: Warum und fürwas zahlt jemand 50 Millionen Dollar?Welchen Vorteil hat der Geber? Wie konn-te Gribkowsky diesen Vorteil gewähren,ohne dass es die Bank merkte? Drei bissieben Millionen Euro Bestechungsgeldsind schon mal drin, aber die von Grib-kowsky angeblich für Beratungsleistun-gen kassierte Summe ist unglaublichhoch. Sie allein deutet schon auf jenenGrößenwahn hin, der dem Rennzirkusder Formel 1 eigen ist.

Falls sich der Verdacht bestätigen soll-te, wäre dies jedenfalls der größte Einzel-fall der an Affären reichen deutschen Kor-ruptionsgeschichte. Verglichen damit wir-ken die Delikte einiger Siemens-Managergeradezu läppisch. Sie haben angeblichdem Wohl ihres Unternehmens dienenwollen, als sie Schmiergeld zahlten, ha-ben sich nicht selbst bereichert. Auch dieBankenmanager, die die Finanzkrise ver-ursacht haben, sind mit Gribkowskynicht vergleichbar. Experten streiten im-mer noch über die Frage, ob Beschuldigteaus diesem Kreis kriminell sind oder nureine Risikobereitschaft gezeigt haben, dienoch keine Pflichtverletzung darstellt.Aber meistens – das immerhin verbin-det all diese Fälle –, ist die Gier eines derMotive. Wann und warum hat sie Ger-hard Gribkowsky erfasst?Ein paar der Leute, die ihn aus besse-ren Tagen kennen, sagen, dass er Geschäf-te schon immer riechen konnte. Er habeoft die richtige Witterung gehabt und beiEntscheidungen seinem Bauch vertraut,sagt einer. Aber er habe auch Anfälle vonGrößenwahn gezeigt. Andere sagen, Grib-kowsky habe gern Bilanzen gelesen undgeordnete Zahlenkolonnen geschätzt.Pluszeichen, Minuszeichen. Berechen-bares. Das sei seine Welt gewesen. Wichti-ges hielt er penibel in einer Kladde fest.In Spitzenpositionen von Landesban-ken gibt es nicht wenig Leute, derenKarrieren ähnlich verlaufen wie seine:Abitur, Zeitsoldat, Lehre zum Industrie-kaufmann, Jurastudium, Promotion.

Dreizehn Jahre hat Gribkowsky bei derDeutschen Bank im Kunden- und Kredit-geschäft gearbeitet, er saß zuletzt in derGeschäftsleitung Bayern. Es ist der nor-male Aufstieg eines Spitzenmannes.In den Insolvenz-Fällen Leo Kirch undGrundig hatte Gribkowsky dann mit demdamaligen bayerischen Wirtschaftsminis-ter Otto Wiesheu zu tun; der erlebte ihnals beinharten Verhandlungsgegner: „Ichschneide Ihnen den Hals ab, wenn es soweitergeht“, hat Wiesheu ihm einmal zu-gerufen. Als Anfang des vorigen Jahr-zehnts ein Vorstandsposten bei derBayerischen Landesbank zu besetzenwar, war Wiesheu im Verwaltungsrat be-geistert vom einstigen Gegner: „Der istgut, der hat Steherqualitäten.“2002 fing Gribkowsky bei der Landes-bank an, als Risikovorstand – Chief RiskOfficer. Anfang 2008 schied er aus, nach-dem er sich vergeblich um den Posten desVorstandschefs beworben hatte. Der da-malige Verwaltungsratschef SiegfriedNaser hielt ihn für ungeeignet. Gribkow-sky wurde Ende 2012 bei vollen Dienst-bezügen freigestellt. Sein Brutto-Jahres-gehalt lag bis dahin bei 500 000 Euro.Gerhard Gribkowskys Zeit bei der Lan-desbank lässt sich als dauernder Wider-streit zweier Bankkulturen beschreiben.Die Welt deutscher Geldhäuser ist unter-teilt in zwei große Clans, die sehr unter-schiedlich denken und nicht viel vonein-ander halten. Ein Eingeweihter hat esmal beschrieben als die „Deutschbanker“und die „Sparkassenfamilie“. Die erstensind Investmentbanker, risikobereit, welt-gewandt, ein bisschen arrogant. Die zwei-ten gelten eher als Finanzbeamte aus derProvinz, langweilig, aber solide.Gribkowsky wechselte 2002 vom ers-ten Clan in den zweiten und wollte dieBayerische Landesbank modernisieren.Er habe „Veränderungsbedarf“ erkannt,den die anderen im Vorstand, die Sparkas-senleute, nicht gesehen hätten, sagte ereinmal. Seine Präsentation zum Thema„Zukunftsgestaltung“ wurde von denKollegen kaum beachtet. Gribkowskyhat sich das zu Herzen genommen. Mitte2007 und später noch mal wurde er ope-riert wegen Vorhofflimmerns und Vorhof-flatterns. Er habe, sagte er einmal, „Raub-bau“ an seiner Gesundheit betrieben. Dieviele Arbeit war die eine Belastung, seinständiger Streit mit den Vorstandskolle-gen die andere.

Ein narzisstischer Master of the Univer-se war er wohl nicht, aber für einenMünchner Chefkontrolleur doch ein Para-diesvogel. „Der ist sehr hoch geflogen“,sagt ein Ex-Geschäftspartner abschätzig.Besonders hoch ist Gerhard Gribkowskygeflogen, als er es mit einem Mann zu tunbekam, dessen Ego noch größer war alssein eigenes: Bernard Charles Ecclestone,genannt „Bernie“. Er ist der große Impre-sario, Lenker, Miteigentümer und Chef-vermarkter der Formel 1. Wenn Gribkow-sky Gespräche mit dem Milliardär wieder-gab, soll er immer von „Bernie“ gespro-chen haben.
Bernie und Gerd.
Das glamouröse, aber auch maßloseFormel-1-Geschäft war dem promovier-ten Juristen Gribkowsky eher zufällig indie Hände gefallen. Nach der Insolvenzdes Medienunternehmers Leo Kirch, dermal Miteigentümer der Formel-1-Dach-gesellschaft Slec gewesen war, hatte dieLandesbank im Frühjahr 2003 als Gläubi-gerin Kirchs auch dessen Formel-1-Betei-ligung übernommen. Die anderen Mit-eigentümer waren die Finanzinstitute JPMorgan Chase und Lehman Brothers.Den drei Häusern gehörten 75 Prozentder Slec, der Rest Ecclestone.Die drei Banken wollten jetzt mehr Ein-fluss auf das operative Geschäft nehmenund setzten ihren Miteigentümer Eccle-stone mit einer Klage unter Druck. Es sahso aus, als würde er verlieren. „Die Ge-wichte haben sich entscheidend verscho-ben“, sagte Gribkowsky Ende 2004.Theoretisch hätten die Hauptgesell-schafter ihrem Geschäftsführer Eccle-stone sogar kündigen können. In dreioder fünf Jahren werde sich die Bay-ernLB vielleicht von den Formel-1-Antei-len wieder trennen, „vorher nicht“, sagteGribkowsky. Aber schon ein knappesJahr später, Ende 2005, verkaufte die Lan-desbank ihre Anteile an eine neue briti-sche Gesellschaft namens Alpha Prema,die wiederum der InvestmentgesellschaftCVC gehörte – und Ecclestone. Gribkow-sky, den man in dieser Zeit öfters auf denRennstrecken der Welt neben Bernie gese-hen hatte, feierte das „andauernde Enga-gement von Mr. Ecclestone“.Daheim in München forderte Gribkow-sky dann eine Provision dafür, dass er die– für die Landesbank ungeliebten – Hin-terlassenschaften Kirchs zu Geld ge-macht hatte. Aber die Bank war nicht be-

reit, ihn auch nur mit einem Euro zu be-lohnen. Warum auch? Er hatte doch nurseinen Job gemacht. Den Lebemann Grib-kowsky, der drei erwachsene Kinder auserster Ehe hat und Mitglied im Rota-ry-Club ist, muss das sehr geärgert ha-ben. Aber er hat sich, wie es scheint, dieBelohnung dann selbst besorgt.Gribkowsky hatte in Salzburg die GGConsulting GmbH gegründet. Ein paarMonate nach dem Formel-1-Verkauf gin-gen bei dieser oder einer anderen FirmaGribkowskys 22,5 Millionen Dollar ein.Das Geld war von einer First Bridge Hol-ding Limited aus Mauritius überwiesenworden. Außerdem sicherte sich Gribkow-sky die Dienste des Salzburger AnwaltsGerald Toifl, der sich mit Finanzmanö-vern auskennt.
Ein bisschen Ärger machte anfangs derRaiffeisenverband Salzburg, der bei derörtlichen Staatsanwaltschaft Anzeigewegen Geldwäscheverdachts erstattete.Toifl kümmerte sich, und die SalzburgerErmittlungen fanden ein stilles Ende. DieSumme war als „Honorar aus einem Bera-tungsvertrag in Zusammenhang mit derFormel 1“ deklariert worden. Der Fallgalt im April 2007 als erledigt.Bald darauf wurden von den BritishVirgin Islands weitere 27,5 Millionen Dol-lar überwiesen und bereits am 3. Mai2007 fertigte ein Notar in Salzburg dieStiftungsurkunde der „SonnenscheinPrivatstiftung“ aus. Stifter war DoktorGribkowsky, wohnhaft in Grünwald, Stif-tungszweck laut Urkunde „die Erhal-tung, Vermehrung und Veranlagung desVermögens der Privatstiftung, die Versor-gung des Stifters selbst sowie die Versor-gung der . . . benannten Begünstigten“.Die Stiftung gründete drei Gesellschaf-ten, deren Geschäftsführer Toifl undGribkowsky waren. Eine der Gesellschaf-ten nennt sich „Aktion Zeitgeschenk“, siesoll nach eigener Darstellung Familienmit krebskranken Kindern unterstützen.

Aber es sind keine Fälle bekannt, in de-nen geholfen wurde. Sollte dieses schein-bar so großherzige Engagement Gribkow-sky bloß vor kleinlichen Fragen schützen?Als die SZ ihm diese Frage stellt, ant-wortet er gönnerhaft: „Ich verstehe, dassSie das so sehen.“ Mehr nicht.Ist Gribkowsky arrogant? Oder naiv?Oder hat er die Bodenhaftung verloren?Er hat lediglich in Österreich die dortfälligen 25 Prozent Körperschaftsteuergezahlt. Der Münchner Fiskus, der von al-ledem nichts erfuhr, hätte mehr als 40 Pro-zent verlangt. Da Gribkowsky in Deutsch-land unbeschränkt steuerpflichtig ist, se-hen die Ermittler die Hinterziehung alsnaheliegend. Spannender ist die Frage,wer ihm das Vermögen überwiesen hat.War es Ecclestone? Oder die Käuferin, diebritische CVC? Die dementiert. Auch indiesem Gewerbe, in dem dauernd derChampagner spritzt, hat niemand etwaszu verschenken. Wer auch immer die 50Millionen gezahlt hat – GribkowskysDienste müssen es wert gewesen sein.Vielleicht wird ihn die Ermittlerin Hil-degard Bäumler-Hösl im Untersuchungs-gefängnis jetzt dazu überreden können,endlich die ganze Geschichte zu erzählen.Als der Ärger für Gribkowsky ausgerech-net in der Weihnachtszeit begann, sagteder noch ganz lässig: „Man muss die Din-ge anpacken, wenn sie anfallen.“

Schön, dass Sie da sindAls SZ-Journalisten auf 50 Millionen Dollar stoßen, fragen sie nach. Ex-BayernLB-Vorstand Gerhard Gribkowsky ist

genervt und geht zur Staatsanwaltschaft, um sich zu beschweren. Doch die hat selber viele Fragen. Die Geschichte einer Verhaftung.

Wo das ganze Geld herkommt? Erst sagt Gerhard Gribkowsky, es sei Familienvermögen, dann bringt er Unterlagen, die nichts klären. Mittlerweile gilt die Sache als der größte Korruptionsfall der deutschen Geschichte. Foto: Frank Leonhardt/dpa

Freitag, 7. Januar 2011 
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DIE SEITE DREI  

Eine Stiftung für den Stifter?Die Österreicher stutzen kurz,dann schließen sie die Akte.

Bernie und Gerd:
Die Sache mit der
Formel 1 ist dem
damaligen Bay-
ernLB-Vorstand
Gerhard Gribkow-sky (rechts) zufäl-
lig in die Hände
gefallen. In dieser
glamourösen, maß-losen Welt hebt er,umgeben von Niki
Lauda (links) und
Bernie Ecclestone
(Mitte), dann offen-bar endgültig ab.
Foto: IMAGO

Die Staatsanwältin kennt dasSpiel. Die meisten lügen,aber irgendwann redet einer. Auch in einer Welt, in der immerChampagner sprudelt, hatniemand was zu verschenken.
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Gribkowsky eine weitere Gelegenheit zur
Stellungnahme. Sie ging dem früheren Mana-
ger am 29. Dezember frühmorgens zu. Grib-
kowsky, der noch am selben Tag einen Termin
bei Oberstaatsanwältin Hildegard Bäumler-
Hösl hatte, nahm die beiden Fragenkataloge
der SZ gleich zum Gespräch mit und übergab
sie der Ermittlerin. Er beklagte sich bei der
Ermittlerin, die SZ  stelle ihm und einigen sei-
ner Bekannten nach. Er halte das Vorgehen
der Journalisten für Stalking. Am Freitag, den
31. Dezember 2010, erschien Gribkowsky
schließlich zum Gespräch in der Redaktion
der Süddeutschen Zeitung. Die Reporter
Klaus Ott und Nicolas Richter stellten noch-
mals die bereits schriftlich übermittelten Fra-
gen, aber Gribkowsky gab keine Antworten.
Er verwies darauf, dass die Staatsanwalt-
schaft nun mit der Prüfung beschäftigt sei
und er sich deswegen nicht äußern könne. 

Am 3. Januar 2011 erschien unser erster Be-
richt in der SZ. Die Staatsanwaltschaft München
hatte inzwischen ermittelt, dass das Geld, wie
von der SZ anfangs vermutet, aus der Formel-
1-Branche stammte. Gribkowsky hatte als
federführender Vorstand der BayernLB die
Formel-1-Rechte im Jahr 2005 an einen briti-
schen Investor verkauft. Nunmehr war Grib-
kowsky der Steuerhinterziehung, Bestechlich-
keit und Untreue verdächtig. Am Mittwoch,
den 5. Januar 2011, wurde er verhaftet.
Im März wurde von der Münchner Staatsan-
waltschaft ein Verfahren gegen Bernie Eccle-
stone, den mächtigen Mann der Formel 1, 
wegen Verdachts der Beihilfe zur Untreue 
eingeleitet. 
Ecclestone  hatte von der Landesbank Bera-
terhonorar erhalten und einen Teil des Gel-
des an Gribkowsky gezahlt. 
Der Fall ist noch nicht abgeschlossen.

SONIA SEYMOUR MIKICH, LEITERIN MONITOR (WDR):

Mir gefällt die Entwicklung von Netzwerk Recherche. Anfangs ein Verein älterer Herren, die sich

gegenseitig ihrer Wichtigkeit versicherten, dem damaligen Bundeskanzler eine Selbstdarstel-

lungsbühne bereiteten und graue Niederungen des normalen, schlechtbezahlten Journalismus

wenig kannten. Heute gibt Netzwerk Recherche nicht nur jungen Kollegen eine feste, vertrau-

enswürdige Struktur der Weiterbildung. Die Nachwuchsförderung, die Seminare, die Werte-

debatten – sie sind vorzüglich. NR ist ein Tool und eine Öffentlichkeit zugleich. Es schärft den

Sinn dafür, wozu wir Journalisten eigentlich da sind.
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Der FC Bayern ist Deutschlands Rekordmeister;
Millionen Deutsche lieben den Klub oder has-
sen ihn. Im Mai 2010 veröffentlichen meine
Kollegen vom „stern“-Sportressort eine Ge-
schichte, die diese Balance gehörig durchei-
nander wirbelt. Auf stern.de berichten sie, die
Uefa ermittle gegen den FC Bayern wegen
des Verdachts auf Spielmanipulation. Es
gehe um das Uefa-Cup-Halbfinal-Rückspiel
in St. Petersburg aus dem Jahr 2008, das die
Münchener überraschend 0:4 verloren hatten.

Peter Limacher, Uefa-Disziplinarchef, hatte
im Vorwege meinen Kollegen diese Meldung
bestätigt. Grundlage sei ein Abhörprotokoll
der spanischen Justiz, in dem russische
Mafiosi von „50 Millionen“ sprechen, die der
FC Bayern angeblich für die Niederlage kas-
siert habe. Bei dem Dokument handelt es
sich um einen „Beifang“ aus dem größten
Ermittlungsverfahren Spaniens, gerichtet
gegen einen Zweig der russischen Mafia
namens Tambowskaya.

Der Uefa-Disziplinarchef besaß bislang nicht
nur ein weitgehend unbeflecktes Image, son-
dern hatte sich den Ruf erarbeitet, konsequent
gegen Betrüger vorzugehen. Im Herbst 2009
saß er bei der Pressekonferenz der Staatsan-
waltschaft Bochum mit auf der Bühne, als man
vom größten europäischen Wettskandal berich-
tete, den man gemeinsam aufgedeckt habe.

Der FC Bayern reagierte nach Publikation em-
pört, schickte eine Unterlassungserklärung,
die der „stern“ indes nicht unterzeichnete.

Danach fragten wir uns: Was ist nun wirklich
dran an diesem unglaublichen Verdacht? Was
für ein Interesse könnte die Uefa an einer Ver-
dachts-Berichterstattung hegen? Zusammen
mit sechs Kollegen aus dem Sportressort und
dem Investigativ-Team des „stern“ machte ich

mich auf eine viermonatige Spurensuche. 
Wir hatten uns vorgenommen, ergebnisoffen
zu recherchieren.

Wir arbeiteten uns durch Jahresbilanzen, Trans-
fers und Geschäftsvorgänge des FC Bayern.

Und in der Tat: Die Saison 2007/2008 war für
den FC Bayern ein schwieriges Jahr gewesen.
Allein die Verpflichtungen der Stars Franck
Ribéry, Luca Toni und Miroslav Klose hatten
Anfang der Saison rund 70 Millionen Euro
gekostet. Und ausgerechnet eine Woche vor
dem Halbfinal-Rückspiel in St. Petersburg war
bekannt geworden, dass der Partner beim 
Stadionbau, der TSV 1860 München, als Mit-
finanzier ausfiel. Bayern musste auch deren
Millionen-Verbindlichkeiten schultern. In die-
ser Situation schien zumindest denkbar, dass
der Verein für ein 50-Millionen-Angebot anfäl-
lig hätte sein können.

Im nächsten Schritt besorgte ich die umfang-
reichen Akten aus dem „Tambowskaya“-Ver-
fahren in Spanien und stellte fest, dass es
einen Ermittlungsstrang nach Deutschland
gab. Der Kassenwart des Mafiaringes saß in
Berlin und lenkte von dort aus die Geldströme.

DER UEFA-SKANDAL
Von Oliver Schröm

„stern“ vom 16.9.2010
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Nun interessierte die Frage: Tauchen Funktio-
näre oder Spieler des FC Bayern in diesen
Unterlagen noch einmal auf, sprechen die
Mafiosi noch ein weiteres Mal über den FC
Bayern? Die Auswertung der mehrere tausend
Seiten dicken Akten (Telefonabhörprotokolle,
Überweisungsbelege, etc.), zum Großteil in
spanischer Sprache, brachten kein Ergebnis,
entlasteten also den FC Bayern.

Auf welche Informationen konnte sich die Uefa
sonst noch berufen? Wir suchten den Kontakt.
Es kam zu einem Treffen mit Robin Boksic. 
Am Münchener Flughafen erhob der Uefa-
Ermittler ungeheuerliche Vorwürfe gegen den
FC Bayern – so übertrieben scheinend, dass
meine Kollegen und ich Zweifel bekamen, ob der
Mann, der sich als vom Bundesnachrichten-
dienst (BND) an die Uefa abgestellt bezeich-
nete, wirklich Kontakt zum Verband pflegte.
Ich forderte also von Boksic, sein medien-
scheuer Chef Peter Limacher solle selbst zum
Gespräch erscheinen, sonst müsse man die
Geschichte als erfunden verbuchen.

Zwei Tage später kam es im Schweizer Nyon
zu einem vertraulichen Hintergrundgespräch
mit Peter Limacher und dessen Ermittler Robin
Boksic, den er „meinen besten Mann“ nannte.
Die beiden Uefa-Gesandten schienen dem
stern tatsächlich auf dem Silbertablett den
Sport-Skandal des Jahrzehnts zu servieren.
Sie kündigten Beweise an: Der FC Bayern
habe betrogen.

Die Geschichte war so unglaublich, dass die
Skepsis bei uns weiter groß blieb. Einerseits
besaß Limacher einen untadeligen Ruf. Ande-
rerseits erschien es wenig Sinn zu ergeben,
dass die Macher des FC Bayern ihr Lebens-
werk riskieren sollten – wo sie sich doch stets
eines prallen Festgeldkontos und ihrer Kon-
takte in die Wirtschaft rühmten. 

Wochenlang warteten wir auf jene brisanten
Dokumente, die Limacher und Boksic verspro-
chen hatten; vergeblich.

Währenddessen gingen die Recherchen nach
allen Seiten weiter. Nach und nach begannen
sie eine eindeutige Wendung zu nehmen.
Robin Boksic war beim BND unbekannt. Es
gelang uns, interne Papiere der Fifa zu erhal-
ten, die dokumentierten, wie Boksic bei der
Fußball-WM in Südafrika mehrere National-
mannschaften und auch Bundesliga-Stars des
1. FC Köln des Betrugs bezichtigte und offen-
bar versucht hatte, den Weltverband mit aus-
gedachten Beschuldigungen zum Narren zu
halten. Zudem geht aus den internen Papieren 
(E-mails, Gesprächsprotokolle, sms-Verkehr)
zweifelsfrei hervor, dass Limacher seinen
dubiosen Ermittler der Fifa als Top-Mann emp-
fohlen hatte. 

In Madrid bestätigte der spanische Staatsan-
walt José Grinda derweil, dass die beiden
Uefa-Leute auch ihm Beweise zugesagt hat-
ten, die aber niemals geliefert worden seien.
Boksic habe auf ihn einen verdächtigen Ein-
druck gemacht. An dessen Seite sei ja aber
der seriöse Herr Limacher gesessen. 

Recherchen in München ergaben überdies,
dass gegen Boksic bereits mehrfach wegen
Betrugs ermittelt worden war, dass er sogar
den Oberbefehlshaber der kroatischen Armee
der Waffenschieberei bezichtigt und Ermittlun-
gen der Münchener Staatsanwaltschaft ausge-
löst hatte.

Nicht nur ein Hochstapler, dem Limacher da
vertraute – ein Mann mit krimineller Energie
und auch Kontakten zur Fußballwettmafia:
Zwischenzeitlich hatten wir Fotos gefunden,
die Boksic mit dem Berliner Wettpaten Ante
Sapina zeigen.

Für die Redaktion bedeutete dies eine kniff-
lige Situation. Alles sprach nunmehr dafür,
dass die Uefa-Leute eine Verleumdungskam-
pagne führten – und den stern für ihre Zwecke
instrumentalisieren wollten. Allerdings fühlten
wir uns an die vereinbarte Vertraulichkeit des
ersten Hintergrundgesprächs gebunden. Nach
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intensiven Diskussionen und langen Gesprä-
chen mit den hauseigenen Juristen entschie-
den wir jedoch, dass die Pflicht zur Aufklärung
höher einzuschätzen sei als die Bindung an
Vertraulichkeitsabsprachen mit Betrügern.
Im September entschloss sich die Redaktion,
die Geschichte zu drucken. Kurz vor Redakti-
onsschluss kam es zu einem zweiten Treffen
mit Peter Limacher; zusammen mit zwei Kolle-
gen flog ich dazu wieder ins Schweizer Nyon.
Trotz der niederschmetternden Rechercheer-
gebnisse, mit denen Limacher konfrontiert
wurde (etwa: Boksic kein BND-Mitarbeiter),
zweifelte er keine Sekunde an der Vertrauens-
würdigkeit seines Mitarbeiters.

Die Reaktionen auf die Geschichte waren
überwältigend; weltweit wurde berichtet, der
FC Bayern leitete umgehend straf- und zivil-

rechtliche Schritte gegen die Uefa-Leute ein.
In einer ersten Stellungnahme kündigte die
Uefa zunächst juristische Schritte gegen den
stern an, was dann nie geschah. Stattdessen
trennte man sich einen Tag nach Bekanntwer-
den der Geschichte von Boksic. Ein interner
Untersuchungsausschuss wurde eingesetzt,
der Limachers Rolle untersuchen sollte. Als
Ergebnis wurde Limacher von seinem Posten
als Uefa-Disziplinarchef entbunden.

Der Verband entschuldigte sich öffentlich
beim FC Bayern. Wochen später sprach Uefa-
Präsident Michel Platini davon, dass „bei uns
Leute versuchten, Geheimdienst zu spielen. 
Es war ein großer Fehler, Boksic so agieren 
zu lassen. Wir haben aus unseren Fehlern
gelernt.“

LUTZ MARMOR, INTENDANT DES NDR:

Recherche kostet Anstrengung, Mühe und Geld. Doch wer als Journalist nicht recherchiert,

nimmt seinen Beruf nicht ernst. Deswegen müssen sowohl die Journalistinnen und Journalis-

ten als auch die Verlage und Sendeanstalten Recherche möglich machen. 

Netzwerk Recherche legt immer wieder den Finger in die Wunde, fordert die eigenen 

Kolleginnen und Kollegen zu verantwortlicher Berichterstattung auf und gibt praktische 

Hilfestellungen durch Seminare und Publikationen. Es ist gut für den Journalismus in

Deutschland, dass es Netzwerk Recherche gibt!

!
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Manchmal sieht meine Arbeit aus wie die
eines Detektivs: Durch einen entlegenen Wald
hechten, um ein Neonazi-Zeltlager mit Kindern
zu filmen; aus einer wildgewachsenen Hecke
heraus ein geheimes NPD-Fest dokumentie-
ren; konspirative Brauchtumsfeiern mit NS-
Ritualen aufspüren; militante Rechtsextreme
bei ihren Geländemärschen zu Ehren von Horst
Wessel unauffällig mit dem Auto verfolgen;
mit Perücken und Hawaiihemden verkleidet
Büros observieren; Parteistrategen an Bahn-
höfen abpassen. Und immer wieder der Polizei
erklären, dass nicht wir die Störenfriede sind.

Seit über 17 Jahren beschäftige ich mich inten-
siv mit dem Thema Neonazismus und bin
darüber zur Fachjournalistin geworden. Doch
die Versuche, hinter die Kulissen eines sich
immer besser tarnenden Milieus zu schauen,
werden zunehmend schwieriger. Die Szene
besteht aus rund 30.000 gefestigten Rechts-
extremisten. Sie ist selbstbewusster gewor-
den und professioneller. Sie verankert sich
kommunal. Nach außen gibt sie sich bürger-
lich, intern ist sie radikaler denn je.

Einblicke in den „Inner-Circle“ sind nicht
erwünscht. Aggressionen bekommen meine
Fotokollegen und ich ständig zu spüren.
„Kann die Bahn dieser Kreatur nicht mal eine
Freifahrt nach Galizien spendieren? So wie die
aussieht, hat sie eine dringende Entlausung
nötig!“ oder „Wo sind eigentlich die Hecken-
schützen, wenn man sie mal braucht?“ gehö-
ren zu den fast schon alltäglichen anonymen
Verbalattacken in einschlägigen Internetforen.
Hausbesuche, Drohschreiben, Belästigungen,
unzählige juristische Klagen und einen schwe-
reren körperlichen Angriff habe ich im Laufe
der Jahre erlebt. Meinen Kollegen erging es
nicht viel anders. Ich habe verdeckt bei NS-
Verbrechern und SS-Angehörigen recher-
chiert, an deren Treffen und heidnischen Fei-

ern teilgenommen. Wir haben den Waffen-
Freaks vom „Stahlhelm – Kampfbund für
Europa“ im Pfälzer Wald aufgelauert, Fanati-
ker bei den Burschenschaften enttarnt, vor
rechten Wirtschaftsnetzen und Immobilien-
käufen gewarnt, tausende von gehackten NPD-
Mails ausgewertet – doch keine Recherche
entpuppte sich als so heikel wie die zur orga-
nisierten völkischen Kindererziehung. 

Ende 2005 traf ich die Aussteigerin Tanja 
Privenau in einem Café in Dresden. Sie hatte
über zwanzig Jahre lang Hardcore-Kamerad-
schaften sowie dem rassistisch-heidnischen
Spektrum angehört und kannte viele NPD-
Anführer persönlich. Mit Ehemann und fünf
Kindern gehörte sie zu den ersten völkischen
Siedlern, die sich in Mecklenburg-Vorpom-
mern niederließen. Nun lebte sie in Scheidung
und hatte sich politisch distanziert. Sie wollte
reden, es wurden fünf Stunden. Als Privenau
von militärischen Zeltlagern für Kindern
berichtete, horchte ich auf. Schon lange hatte
ich Recherchen zur berüchtigten „Heimat-
treuen Deutschen Jugend“ (HDJ) vor mir herge-
schoben. Privenaus Warnung – „die sind
schlimmer als die verbotene Wiking-Jugend“  –
ließ mich endlich damit anfangen. 

In den folgenden Monaten durchforstete ich
Archive nach HDJ-Schriften, sammelte penibel
Namen und Vorkommnisse und bedrängte Kol-
legen, mir jede Kleinigkeit zur HDJ  mitzutei-
len. Ich vernetzte mich mit Kollegen bundes-
weit. Das Antifaschistische Presse-Archiv
(apabiz) in Berlin unterstützte mich bei mei-
nen Bemühungen sehr. Wir warteten auf Rück-
meldung,  sobald jemand Wind von einem
geplanten Lager bekommen würde. Die Netze
waren ausgelegt. Theoretisch kannten wir in-
zwischen die wichtigsten scheiteltragenden
Verbindungsleute zwischen HDJ und NPD. Jetzt
fehlten noch die Bilder, das Beweismaterial. 

NEONAZIS AUF DER SPUR
Von Andrea Röpke
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Im August 2006 kam der entscheidende Hin-
weis. Einem Landwirt aus Fromhausen, nahe
dem ostwestfälischen Detmold, war ein Lager
auf seiner Wiese am Kreuzberg, hoch über den
Externsteinen, nicht geheuer. Er glaubte nicht
an die Legende von harmlosen Pfadfindern.
Fahnen und Autokennzeichen wiesen auf die
HDJ hin. Wir fuhren los und informierten auch
die Polizei. Doch die zeigte kein Interesse.
Später erfuhren wir, dass sie das Zeltlager mit
über 100 Kindern und Jugendlichen bereits
oberflächlich gecheckt hatte. Ihr erschien
nichts anstößig. Stundenlang filmte und foto-
grafierte ich gemeinsam mit drei Kollegen das
Geschehen aus unserem Versteck hinter Bäu-
men. Unsere Sorge, entdeckt zu werden, war
nicht unbegründet, denn aggressive NPD-
Anhänger hielten Wache. An einem der Zelte
prangte ein Holzschild mit der Aufschrift „Füh-
rerbunker“. Die schwarz-weiß-rote Fahne des
Deutschen Reichs flatterte im Wind.
Dem HDJ-Sommerlager von Fromhausen folg-
ten weitere Schulungscamps für Kinder und
auch Ausflüge und Märsche. Wir filmten soweit
es uns möglich war. Beim konspirativen „Mär-
kischen Kulturtag“ in Brandenburg im Novem-
ber 2006 wurden mein Fotokollege und ich
vom HDJ-Anführer angegriffen. Er schlug mich
nieder, in aller Öffentlichkeit. Als Journalistin
bekam ich meine persönlichen Grenzen zu
spüren. Vor Gericht erlebte ich die Hilflosigkeit
vieler Opfer rechter Gewalt. Nicht zuletzt dank
unseres Foto- und Filmmaterials kam es zur
Verurteilung. Auch waren der soldatische Cha-
rakter, die menschenverachtende Ideologie
und die Gewaltbereitschaft dieser „nationalen
Kampfgemeinschaft“ nun ersichtlich.
Schnell wurde klar: Tausende von Kindern
wachsen in der Bundesrepublik mit Hitler-

jugend-Liedern und „Mein Kampf“, mit Juden-
hass und Elitedenken auf. Sie werden indoktri-
niert von Frauen und Männern, die von nichts
anderem träumen als von einem neuen Deut-
schen Reich, getarnt als homogene „Volksge-
meinschaft“. Berichte bei Cosmo-TV vom WDR
und beim NDR-Politmagazin Panorama rüttel-
ten auf, öffentliches Interesse machte den
Behörden Druck. Längst waren emsige Polizei-
ermittler hinter den militanten Erziehern her.
Es gab die ersten Hausdurchsuchungen, die
Waffen- und Uniformfunde in Niedersachsen
und Brandenburg zu Tage brachten. Wir konn-
ten nachweisen, dass die HDJ „die ganze
Nation“ wollte, also auch Kinder und Jugendli-
che  von außerhalb anwarb. 2008 forderten
alle Parteien im Bundestag ein Verbot der ver-
fassungsfeindlichen HDJ. Ende März 2009
wurde es beschlossen. 

Heute wissen wir: Die HDJ ist zwar zerschla-
gen worden, doch die Erziehung ist mehr denn
je „nationale Lebensaufgabe“. Der braune
Drill geht weiter, meistens in kleineren regio-
nalen Zirkeln. Geschickt werden Volkstanz-
gruppen, Mutter- und Kindkreise oder Brauch-
tumsveranstaltungen als Deckmantel genutzt.
Ehemalige HDJ-Anhänger agieren in Thüringen
nun als Schlesische Jugend. Im Herbst 2010
habe ich im Fachorgan „Blick nach rechts“ auf
Ähnlichkeiten zwischen der HDJ und der Inter-
essengemeinschaft „Fahrt und Lager“ inner-
halb der Jugendorganisation der NPD hinge-
wiesen. Die völkisch-rassistische Gesinnungs-
gemeinschaft breitet sich bundesweit aus.
Immer mehr extrem rechte Familien siedeln
auf eigener Scholle. Eine Art braunes Wend-
land soll es werden. Ihre Kinder haben kaum
eine Wahl. Unsere Detektivarbeit geht weiter.

Andrea Röpke, 46 Jahre,

arbeitet als freie Journa-

listin für verschiedene
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Mitglied bei 

netzwerk recherche e. V.

CHRISTIAN BOMMARIUS, DUMONT REDAKTIONSGEMEINSCHAFT:
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WER FEUERTE DIE BOMBE VON KUNDUZ?
Von John Goetz

Anfang Januar 2010 gab es in Berlin Schnee
und es war fürchterlich kalt. In North Carolina
war es sonnig und 12 Grad. Ich sah mir den
Wetterbericht in Goldsboro auf dem Computer
an, als ich zum Telefon griff. Ich war gerade
dabei, den Piloten des F-15 Kampfflugzeugs
anzurufen, der die Bomben über Kunduz abge-
worfen hatte.
Vier Monate zuvor, am 4. September 2009 um
1.51 Uhr Ortszeit, führte der Abwurf dieser
Bomben zum Tod von 142 Menschen, darunter
zahlreiche Zivilisten. Der Bombenanschlag,
befohlen von dem deutschen Kommandeur von
Kunduz, Oberst Georg Klein, führte zu so vie-
len Toten wie kein anderer Anschlag im gesam-
ten Afghanistan-Krieg und auch in der
Geschichte der Bundeswehr.
Der Pilot antwortete: „Hello?”  Eine freundli-
che unkomplizierte Stimme. Tage, Wochen
davor war er nicht erreichbar. Ich konnte es
kaum glauben.  Hier war er plötzlich am Tele-
fon, unfassbar. Nach sechs Wochen Recherche
hatte ich ihn endlich erreicht.  

Als der „Spiegel“ beschloss, eine komplette
Dokumentation über die Ereignisse, die zum
Bombenanschlag führten, zu machen, planten
wir, mit allen möglichen Beteiligten zu spre-
chen: dem LKW-Fahrer des entführten Tanklas-
ters, den Überlebenden vor Ort, dem Oberst
Georg Klein und anderen Bundeswehrangehö-
rige und mit den US-Amerikanern, die dabei
waren. Und natürlich dachten wir auch an die
Bomben-Piloten. Wir wollten unseren Lesern
eine möglichst genaue Rekonstruktion dieses
Einsatzes präsentieren. 
Die Piloten waren besonders wichtig, weil sie
versucht hatten, Oberst Klein davon abzubrin-
gen, den Einsatzbefehl für den Abwurf zu ertei-
len. Aber wer waren die Piloten? Ihre Namen
waren nirgendwo zu finden. Die US-Armee gab
ihre Namen nicht heraus und es hätte auch 
keinen Sinn gemacht bei der ISAF-Pressestelle
anzurufen. Diese hätte es an die amerikani-
sche Einheit weitergegeben, dass deutsche
Medien sich für sie interessierten.  

Aus dem „Initial Action Team”-Bericht über den
Vorfall am 4. September gab es Hinweise, wo
die F-15 Bomber gestartet waren: in Bagram
Airfield. Danach konnte man recherchieren
(über eigene Pentagon-Berichterstattung und
sonstige Zeitungs-Berichte), welche Squadron-
Einheiten in der Luftbasis in Bagram stationiert
waren:  Es war die 335th Fighter Squadron. Aber
jede im Einsatz stationierte amerikanische Ein-
heit hat ein Zuhause.  Für die 335th Fighter
Squadron war es die Seymour Johnson Air
Force in North Carolina.  Sie heißt „the Chiefs“. 
Jede Air Force Base hat eine Web-Seite. Die der
Seymour Johnson Air Force Base ist sehr um-
fangreich. Man kann sogar den täglichen 
Kantinen-Plan einsehen, Videos von der Base
anschauen und Zeitungsartikel über die Ein-
heiten lesen. Es gibt auch eine Pressestelle,
die fast ausschließlich mit der Lokalpresse
zusammenarbeitet.

Deutschland

B U N D E S W E H R

Ein deutsches
Verbrechen

Das Bombardement nahe Kunduz war der blutigste deutsche 

Militäreinsatz seit dem Zweiten Weltkrieg. Recherchen in Berlin

und Kunduz belegen: Die Bundeswehr verstieß gegen Nato-

Regeln, der Verteidigungsminister täuschte die Öffentlichkeit, und

die Kanzlerin entzog sich ihrer politischen Verantwortung.
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Es war Mitte Dezember, als ich die Pressestelle
anrief und erklärte, dass ich mit anderen Kolle-
gen an einem Stück über den Luftkrieg in
Afghanistan arbeitete. Ich fragte, ob ich nicht
mal auf die Base kommen könnte, um darüber
ein Hintergrundgespräch zu führen. Ich habe
detaillierte Fragen gestellt über die F-15: Wie
lange sie im Einsatz sind, wie schnell sie flie-
gen, usw. Ich fragte auch, ob man die Flug-
zeuge tatsächlich sehen und ob man sie foto-
grafieren könnte. Der Leutnant von der Presse-
stelle hat die Fragen über die Kampfflugzeuge
gerne beantwortet. Er wies darauf hin, dass es
in den nächsten Wochen schwierig wäre be-
züglich eines Hintergrundgesprächs, aber im
Prinzip könnte ich die Base mal besuchen. Wir
blieben in Kontakt per Email und ich habe regel-
mäßig weitere Fragen über die F-15s gestellt.
Und dann habe ich auf der Seymour Johnson
Air Force Base Webseite etwas Spannendes
gefunden. Die 335th Squadron Einheit war seit
dem 1. September 2009 in Afghanistan einge-
setzt.  Nur vier Tage vor dem tödlichen Anschlag!
Und es stand auf der Webseite, dass die Ein-
sätze vier Monate dauern.  Also würden sie
demnächst nach North Carolina zurückkehren.
Dann gab es den großen Durchbruch für die Re-
konstruktion des Bombenabwurfs am 4. Sep-
tember: Wir haben eine Kopie der als geheim
eingestuften COMISAF-Untersuchung zu dem
Vorfall bekommen. In einem der Anhänge gab
es ein Formular für den Einsatz an dem Tag.
Dort standen vier Nachnamen von Piloten. Dem
Bericht konnten wir entnehmen, dass es für den
Einsatz zwei Flugzeuge gab, die geflogen sind,
„DUDE 15“ und „DUDE 16“, jeweils zwei Piloten
und zwei Waffensystemoffiziere.  Klar wurde
aber, dass der Pilot der „DUDE 15“ Funkkon-
takt zu den Deutschen hatte, deren Kommuni-
kationsoffizier den Namen „RED BARON“ trug.
Ich habe dann sofort die Nachnamen, die wir
auf dem COMISAF Bericht hatten, gegoogelt
und über das Lexis-Nexis-Archiv gesucht, –
immer im Zusammenhang mit den Begriffen
„Air Force“ oder „flight school“ oder „F-15“
oder „Seymour Johnson Air Force Base“, etc.
Es gab eindeutig nur zwei Personen, die zur

Flugschule gegangen sind. Endlich hatte ich
auch die Vornamen der beiden Piloten.
Mit den Vornamen habe ich dann einen kleinen
Artikel gefunden über einen der Piloten, ge-
schrieben in seiner Heimatstadt. Das US-Mili-
tär macht das häufig: kleine Zeitungen, die
eigentlich nicht genug Geld haben, um jeman-
den nach Afghanistan zu schicken, führen ein
Interview mit einem lokalen Soldaten oder in
diesem Fall einem Piloten, der etwas Besonde-
res im Krieg gemacht hat.  
In dem Artikel stand, dass dieser seinen ersten
Einsatz in Afghanistan Anfang 2008 hatte.
Danach habe ich seinen Namen in Facebook
gefunden.  Er war „befreundet“ mit drei der
anderen Einsatznamen. Auf diese Weise habe
ich ihre Vornamen bekommen und auch eine
Bestätigung, dass ich die richtigen Personen
gefunden hatte. Daraufhin habe ich die Web-
seite seiner High School gefunden, wo einige
Details über ihn standen. „Dude 15“  war älter
als die Anderen. Er hatte mehr Einsätze. Daraus
ließ sich ableiten, dass er vermutlich der Ein-
satzleiter in der Nacht des 4. September war.
Wenn man in amerikanischen Datenbanken
lange genug sucht, kann man eine Menge fin-
den: Immobilienbesitz, Autobesitz, usw.  Das
habe ich alles gesammelt und seine Telefon-
nummer über die Seite Whitepages.com
recherchiert. Ich rief ihn an. Einige Wochen
lang ging er nie ans Telefon.

Dann Anfang Januar, als es so kalt war in Ber-
lin, habe ich es noch mal versucht. Er antwor-
tete. Ich habe ihm wahrheitsgemäß erzählt,
dass ich mit der Pressestelle von Seymour
Johnson Air Force Base in Kontakt bin, dass ich
mich für den Luftkrieg in Afghanistan interes-
siere und dass ich demnächst sowieso die
Base besuchen würde.  Ich fragte ihn, ob er
nicht Zeit hätte, einen Kaffee mit mir zu trin-
ken?  Es war ein Montag.
Er sagte „Ja, kennen Sie den Starbucks am
Highway 13?“  Ich sagte nur: „Ich finde den.“
Dann fragte er, ob ich ihn Mittwochfrüh, nach-
dem er die Kinder in die Schule gebracht hätte,
dort treffen könnte?  Ich sagte: „Ja.“ 
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Es war kurz vor Weihnachten im Jahr 2007, als
sich bei meinem Online-Kollegen Malte Arns-
perger ein anonymer Informant meldete. 

Er behauptete, im Besitz geheimer Überwa-
chungsprotokolle des Lebensmitteldiscounters
Lidl zu sein. Der Informant schickte zwei oder
drei dieser Protokolle zu. Sie waren im gleichen
Duktus gehalten wie ein Überwachungsproto-
koll, das die Gewerkschaft Verdi bereits Jahre
zuvor im „Schwarzbuch Lidl“ veröffentlicht
hatte. Das Material war also vielversprechend. 

Die „stern“-Online-Redaktion informierte die
Print-Redaktion, in der ich arbeitete und wir
erkannten schnell, dass der Fall auch für das
gedruckte Heft spannend sein könnte. Also
recherchierten Malte Arnsperger und ich von
da ab die Geschichte gemeinsam. Der Infor-
mant schickte schließlich das gesamte Mate-
rial: Rund 500 DIN-A-4-Seiten mit Überwa-
chungsprotokollen aus verschiedenen
Lidl-Filialen. In den Protokollen war jeweils
mit Tag und Uhrzeit notiert, wann und wie

häufig Lidl-Mitarbeiter auf die Toilette gingen,
wer mit wem möglicherweise ein Liebesver-
hältnis hatte, wer an welchen Stellen tätowiert
ist, wer nach Ansicht der Überwacher unfähig
ist oder einfach nur „introvertiert und naiv
wirkt“. Die meisten dieser Einsatzberichte
stammten aus Lidl-Filialen in Niedersachsen,
dazu kamen einzelne Abhörberichte aus
Rheinland-Pfalz, Berlin und Schleswig-Hol-
stein. Uns war schnell klar: wenn das Material
echt ist, belegt es massive Datenschutzver-
stöße von Europas größtem Lebensmitteldis-
counter gegenüber seinen Mitarbeitern. 

Für mich war die Fülle des Materials zunächst
ein Indiz für Echtheit. Wer Unterlagen fälscht,
macht das eher selten über mehrere hundert
Seiten. Dazu enthielten die Überwachungspro-
tokolle auch zu viele detaillierte Harmlosigkei-
ten und Banalitäten. Wir haben uns schließlich
mit dem Informanten getroffen und uns meh-
rere Tage mit ihm zusammen gesetzt und woll-
ten alles wissen, was er wusste. Wir haben
uns über die Überwachungstechnik informiert,
wollten wissen, welche Kameras zum Einsatz
kamen, haben uns inkognito Lidl-Filialen
angeschaut und überprüft, ob die Decken
wirklich so beschaffen waren, dass man darin
Miniatur-Objektive verstecken konnte. 

Die Überwachung funktionierte, wie uns ge-
schildert wurde, immer nach dem gleichen
Muster: Montagmorgen um sechs Uhr kommen
die Lidl-Detektive bei einer Filiale an. Dem
Marktleiter wird mitgeteilt, dass man Laden-
diebe aufspüren wolle und deshalb Kameras
installiere. Im Pausenraum werden die Moni-
tore aufgebaut, dann schleicht der Detektiv
durch den Laden und hält seine Beobachtungen
mit einem Diktiergerät fest. Die anschließend
gefertigten Berichte zeigen aber, dass es nicht
um Ladendiebe geht, sondern um das Aus-
spionieren der eigenen Mitarbeiter. 

DER LIDL-SKANDAL
Von Markus Grill
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Schließlich haben wir einzelne Filialen, über
die uns Spitzelprotokolle vorlagen, aufgesucht
und haben mit den Verkäuferinnen gespro-
chen, die in Berichten der Detektive auftauch-
ten. Sie alle waren entsetzt, zu erfahren, wie
neugierig ihr Arbeitgeber war, dass ihr Privat-
leben ausspioniert wurde und die Gespräche
festgehalten wurden, die sie mit Kollegen
geführt hatten. Besonders seltsam mutete der
Überwachungswahn bei Lidl an, weil der Grün-
der des Unternehmens, der Milliardär Dieter
Schwarz, selbst so gut wie unsichtbar ist für
die Öffentlichkeit. Es gibt kaum Bilder von
ihm, Interviews sind eine Rarität. Als wir mit
ihm sprechen wollten, hat man auch uns aus-
richten lassen, das sei nicht möglich.

Am 27. März 2008 erschien unser Artikel über
die „Lidl-Stasi“ als Titelgeschichte im „stern“.
Das Medienecho war gewaltig. Alle Zeitungen
berichteten über den Fall. Selbst in Ländern
wie Österreich, Großbritanien oder Tsche-
chien, wo Lidl ein Begriff ist, sorgte der Fall für
große Aufmerksamkeit. Viele Menschen waren
empört, als sie von den Überwachungsmetho-
den des Discounters erfuhren. Lidl selbst
spielte dagegen zunächst toter Mann, das
heißt: sie reagierten überhaupt nicht. Danach
verfolgten sie eine unter Konzernen beliebte
Strategie: Lidl behauptete, die Bespitzelung
sei eine Überreaktion von Einzelnen in der Ver-
gangenheit gewesen. Es ist das gleiche Lied,
das Unternehmen immer wieder anstimmen,
wenn ihnen skandalöse Praktiken nachgewie-
sen werden. Man behauptet, es seien „Einzel-
fälle aus der Vergangenheit, die aus dem
Zusammenhang gerissen sind.“ Dann aber
merkte Lidl: Sie kriegen das Thema auf diese
Weise nicht tot. Daraufhin haben die Lidl-
Chefs Klaus Gehrig und Frank-Michael Mros
ein harmloses Interview in der BILD-Zeitung
gegeben, sich bei den Mitarbeitern entschul-
digt und angekündigt, jeder bekomme 300
Euro Extragehalt. Schließlich haben sie einen
Spin-Doktor engagiert, einen Experten für Kri-
sen-PR, der dem Thema einen anderen „Dreh“
geben sollte. Der Spin war, die Bespitzelung

durch ein legitimes Anliegen, nämlich die
„Inventurverluste“ zu rechtfertigen. Weil in
den Filialen eben so viele Waren verschwin-
den, habe man Detektive eingeschaltet. Als
ehrlicher Kunde könne man das sicher nach-
vollziehen, versuchte Lidl zu argumentieren.
Besonders erfolgreich war diese PR-Strategie
allerdings auch nicht. 

Am Tag der Veröffentlichung des Lidl-Skandals
saß ich in der Talkshow von Johannes B. Kerner
und sollte erklären, was passiert war. Auch
der Lidl-Chef war eingeladen, kam aber nicht.
Sechs Wochen später war es dann soweit. Ich
saß erneut bei Kerner, diesmal aber zusam-
men mit dem mächtigsten Manager bei Lidl,
dem Aufsichtsratschef Klaus Gehrig. Doch was
von Gehrig als PR-Offensive geplant war, ging
nach hinten los. Man glaubte ihm schlicht
nicht, dass er die Bespitzelung der Mitarbeiter
wirklich bereute, denn er mühte sich nach
Kräften, sie erneut herunter zu spielen und
nannte die systematische Überwachung
„dumme Dinge“ und „Dappigkeiten“. Spiegel-
Online bescheinigte dem Lidl-Chef damals
„eine seltsame Mischung aus Dreistigkeit und
Weinerlichkeit“. 

Im September 2008 wurde Lidl von den Daten-
schutzbehörden verschiedener Bundesländer
ein Bußgeld von 1,5 Millionen Euro aufge-
brummt. Es war das höchste Bußgeld, dass
jemals in Deutschland für einen Datenschutz-
verstoß ausgesprochen wurde. Gemessen am
Umsatz von Lidl oder dem Vermögen seines
milliardenschweren Besitzers Dieter Schwarz
sind die 1,5 Millionen Euro natürlich ein
Klacks. Viel wichtiger aber war die ganze
Debatte um die Mitarbeiterbespitzelung, die
wir mit der Enthüllung des Lidl-Skandals in
Deutschland ausgelöst hatten. Sie hat dafür
gesorgt, dass die Öffentlichkeit erkannt hat,
wie wichtig Datenschutz sein kann. Dass es
auch in Zeiten von Facebook und Co. eine
schützenswerte Privatsphäre gibt und eine
Grenze, die kein Arbeitgeber ungestraft über-
treten darf.



Ausgangspunkt der Recherche war ein kurzer
Artikel im englischen Fachorgan Art Newspa-
per. Einem ausgebufften Gauner, so hieß es in
der September-Ausgabe 1999, sei es gelun-
gen, in Venedig ein halbes Dutzend europä-

ischer Kunsthändler übers Ohr zu hauen. Der
Italiener, ein gewisser Dottore Cenni, habe
seinen Gästen in einem angemieteten Palazzo
großes Theater geboten und sie dabei trick-
reich um diverse Stiche, Radierungen,
Gemälde und alte Bücher erleichtert. Gesamt-
schaden: einige Millionen Dollar, der Großteil
der Werke war nicht versichert. Das Branchen-
blatt schrieb voller Empörung über den Betrugs-
fall, obwohl bereits die Basisfakten der Ge-
schichte erkennen ließen, dass Naivität und
Geldgier der Betrogenen deutlichen Anteil am
Gelingen des Coups gehabt haben mussten. 

Es schien meinem Kollegen Michael Wech und
mir eine Story, wie gemacht für die  (später lei-
der eingestellte) WDR-Fernsehreihe „Gesucht
wird...“ – endlich einmal ein leichtes Sujet, kein
Skandal, kein politischer Hintergrund, statt-
dessen schöne Kunst, zauberhaftes Ambiente
und ein offensichtlich ziemlich geniales Gau-
nerstück. Die Redaktion war sofort begeistert.

Aber natürlich stellte der Serientitel auch eine
Herausforderung dar, denn wir wollten diesen
Dottore Cenni natürlich nicht nur suchen, son-
dern auch finden und ihn vor die Kamera
bekommen. 

Erste Recherchen führten zu Helmut H.
Rumbler nach Frankfurt, einem der in
Venedig betrogenen Händler, Spezialität
„Alte Meister“. Der Mann konnte sein
Unglück noch immer nicht fassen. Es
habe alles so glaubhaft geklungen,
stöhnte er. Und dann erzählte er seine
Leidensgeschichte: Dottore Cenni mel-
dete sich eines Tages am Telefon, er sei
ein italienischer Industrieller und Kunst-
sammler mit Wohnsitz in Kanada, der
kurzfristig nach Venedig komme, um
seine herzkranke Mutter im Hospital zu
besuchen. Ob denn Rumbler nicht mit

diesem und jenem Werk aus seinem Bestand,
die er einmal auf einer Ausstellung bewundern
durfte, für ein Wochenende in die Stadt an der
Lagune kommen könne, als sein Gast selbst-
verständlich. Er wolle ein, zwei Stiche kaufen,
vielleicht noch mehr. Rumbler reiste an, nahm
seine Frau mit, aus dem reservierten Zimmer
im Nobel-Hotel Des Bains auf dem Lido konn-
ten sie aufs Meer hinaus blicken. 

Gleich nach der Ankunft rief er bei Cenni im
Palazzo an. Es meldete sich dessen Sohn 
Massimo, der den Vater entschuldigte, er säße
noch immer am Krankenbett, werde aber dem-
nächst zurück erwartet. Er schicke ihnen um-
gehend ein Taxiboot, damit sie den Weg nicht
suchen müssten. Die Villa in der Nähe des
Canale Grande erwies sich als imposant, aus
Lautsprechern erklang gedämpft klassische
Musik, einige Bedienstete wieselten herum,
offerierten Champagner. Aber Cenni-Senior
kam nicht. Stattdessen kam ein weiterer Anruf
von ihm, er bat Rumbler an den Apparat, säu-

GESUCHT WIRD: DOTTORE CENNI IN VENEDIG
Von Egmont R. Koch 

Den Film „Gesucht wird...

Dottore Cenni“ hat die ARD

im Mai 2000 ausgestrahlt.
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selte ihm ins Ohr, seiner Mutter ginge es sehr
schlecht, vielleicht überlebe sie diese Nacht
nicht, er könne jetzt nicht weg. 

Ob denn Rumbler nicht die Bilder im Palazzo
lassen könne, damit er sie sich noch einmal 
anschauen und eine Auswahl treffen könne,
wenn er spät in der Nacht heimkehre. Er käme
dann am nächsten Mittag ins Les Bains, um
das Finanzielle zu regeln. Der Frankfurter
Kunsthändler ließ seine Stiche tatsächlich
zurück, er hegte nicht den leisesten Zweifel,
zumal ihm Cenni-Junior auch noch eine Quit-
tung ausstellte. „Die Geschichte schien stim-
mig und wir waren bester Stimmung – wir hat-
ten Hochzeitstag, über dem Canale Grande
stand der Vollmond und für den nächsten Tag
erwarteten wir einen schönen Abschluss“ 
(O-Ton Rumbler). 

Der Katzenjammer kam in Schüben: Erst
tauchte Cenni nicht im Hotel auf, auch Stun-
den nach dem verabredeten Termin nicht,
dann erfuhr Rumbler an der Rezeption, sein
Zimmer sei zwar reserviert aber keineswegs
bezahlt worden, und schließlich fand er den
Palazzo bei der Rückkehr verwaist vor. Keine
Spur von den Cennis und ihrem Personal, die
alarmierte Polizei stieß im Haus nur auf leere
Hüllen und Rahmen, die offenbar von Objek-
ten anderer Kunsthändler stammten, die vor
oder nach den Rumblers dort zu Gast waren. 

Gleich bei unserem ersten Aufenthalt in Vene-
dig bekamen wir völlig unerwartete Unterstüt-
zung von der Questura. Dottore Cenni, der
eigentlich Alberto Bassoli heiße, so erfuhren
wir, habe früher einmal als falscher Zahnarzt
in der Lagunen-Stadt praktiziert; seit gerau-
mer Zeit nehme er mit seiner neuen Masche
Kunsthändler aus, einmal in einer Suite eines
Nobelhotels in Mailand, einmal in einer 
Villa im Aosta-Tal usw. Wir hatten zum Glück
eine kleine Videokamera dabei und konnten
im Kommissariat drehen, was wir wollten,
bekamen sogar Einblick in Bassolis Akte und
erhielten wunderbare O-Töne des Commissa-

rio, weil der sich maßlos ärgerte, dass der
Schurke in diesem Stück wieder einmal Vene-
dig als Bühne ausgewählt hatte. Bassoli, so
stellte sich heraus, wurde in Italien seit lan-
gem per Haftbefehl gesucht und hatte die
angeblichen Anrufe vom Krankenbett offenbar
aus einem Appartement in Prag getätigt. 
Seine Familie lebte in Rimini. Verwandte und
Freunde, so stellte sich heraus, hatten Statis-
tenrollen in dieser Inszenierung übernommen
(Bedienstete, Taxiboot-Fahrer) und es exis-
tierte sogar ein echter Massimo Cenni, der im
Palazzo den Sohn gegeben hatte. Aber wie
kamen wir mit Bassoli alias Cenni-Senior in
Kontakt? Wenn sonst nichts hilft, so dachten
wir, hilft manchmal ein direkter Appell an die
Eitelkeit. Wir hinterließen in Rimini einen
Brief, aus dem die Bewunderung nur so
triefte, er sei ja wohl „der größte Gauners des
Jahrhunderts“, unser Film ausschließlich über
seine Glanzstücke bedürfe deshalb unbedingt
seiner Mitwirkung. 

Die Antwort ließ nicht lange auf sich warten.
Unser Brief habe ihn erreicht, das klinge alles
sehr interessant, er müsse erst noch ein Ding
hier in Paris erledigen, dann könnten wir uns
in Prag treffen, fabulierte Bassoli am Telefon.
Einige Wochen und etliche Windungen später
saßen wir ihm im Hilton in Prag gegenüber –
keine Polizei, kein Aufnahmeteam, das war die
Bedingung. Er brachte ein paar seiner Neben-
darsteller aus dem Palazzo mit, wir einen Dol-
metscher und unsere kleine Videokamera.
Nach ersten Widerständen stand sie irgend-
wann gut sichtbar auf dem Tisch. Bassoli lüm-
melte sich in seinen Sessel, stocherte lustlos
im Kuchen herum; unterdessen plauderte und
plauderte er, erzählte nicht nur, wie der den
Coup in Venedig vorbereitet hatte, sondern
auch wie andere Operationen abgelaufen
waren. Es wurde ein vergnüglicher Abend –
und, Dank seiner Mitwirkung, ein ebenso
amüsanter Film. Als wir im Hilton alles im
Kasten hatten, wurden wir von Bassoli ver-
donnert, ihn und seine Entourage zum Essen
einzuladen.



Ich fand eine meiner interessantesten Ge-
schichten am Rande einer Pressekonferenz 
im Roten Rathaus von Berlin.
Es war Anfang 1990 – das Jahr, in dem die DDR
aufhören sollte zu existieren. Ich hoffte, mehr
über den ostdeutschen Geheimdienst, die
Stasi zu erfahren. Der Veranstalter, das staat-
liche Komitee zur Auflösung des Amts für
Nationale Sicherheit (zu DDR-Zeiten das MfS –
Ministerium für Staatssicherheit), bot auf die-
ser Pressekonferenz einen Armee-General als
Gesprächspartner an. Er sagte natürlich nichts,
was meinen Lesern weiterhelfen würde.
Aber Pressekonferenzen bieten mehr als nur
das, was die Veranstalter anbieten wollen.
Sicherlich wollte ich als freier Journalist eine
kurze Meldung über die Pressekonferenz
schreiben. Aber ich hatte meine Augen offen,
denn Pressekonferenzen ziehen auch andere
Personen an – Experten offizieller und inoffi-
zieller Art.
Weder vor, noch nach der Pressekonferenz
sprach ich mit dem General. Ich hatte seine
Kontaktinformationen und ich war sicher, ich
konnte von ihm mehr bei einem Termin unter
vier Augen erfahren, als in einer Gruppe. Noch
besser, bei einem eigenen Termin hätte ich
wenigstens seine Aussagen exklusiv. Vielmehr
sprach ich mit vielen der anderen Teilnehmer,
die keine Journalisten waren und die aus eige-
nem Interesse die Pressekonferenz besuchten.
Und ich wurde fündig.
Ein junger Mann, der Jeans trug, erzählte mir
von einem Problem. Er hatte die Adressen von
dutzenden ehemaligen Stasi-Objekten in 
Berlin. Nun versuchte er herauszubekommen,
was vor wenigen Monaten in diesen konspira-
tiven Wohnungen, Dienstobjekten und unter-
irdische Bunkern geschah. 
Kurze Zeit später saßen wir zusammen und er
zeigte mir seine Liste. Er erzählte, woher die
Adressen stammten und dass er kaum Unter-
stützung für seine Aufklärungsarbeit fand. Ich

lernte zusätzlich bei diesem Gespräch, dass es
andere Leute in anderen Städten und Bezirken
der DDR gab, die auch versuchten, Stasi-
Objekte zu identifizieren.
Für die Mitglieder der Bürgerkomitees zur Auf-
lösung der Stasi war es wichtig, Stasi-Objekte
zu identifizieren, da sie wollten, dass der ehe-
malige Geheimdienst seine Arbeit einstellt.
Durch die Besuche und die Versiegelung der
Arbeitsräume konnten auch Stasiakten sicher-
gestellt und in einem zentralen Archiv gelagert
werden. Und Grundstücke wie die der Stasi-
Objekte sind wertvoll. Die Bürgerkomitees
wollten verhindern, dass Staatsvermögen in
dunkle Kanäle verschoben wird.
Die DDR hatte 15 Bezirke. Jeder Bezirk hatte
eine eigene Bezirksverwaltung des MfS und
im Frühjahr 1990 ein eigenes Bürgerkomitee
zu dessen Auflösung. Und es gab auch ehren-
amtliche Leute, die versuchten die Stasi-
Objekte in dem jeweiligen Bezirk aufzufinden. 
Ich war an der Information über diese Objekte

DIE GEHEIME LISTE DER STASI-GEBÄUDE
Von David Crawford
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interessiert. Aber ich war nicht bereit, Geld für
diese Informationen zu bezahlen. Ich hatte
kaum Geld, dafür aber viel Zeit. 
Ich wollte alle 15 Objektlisten sammeln. Ich er-
zählte keinem Kollegen von meinem Vorhaben,
denn ich wollte keine Konkurrenz bei meiner
Suche. Aber für jede neue Bezirksliste, die ich
entdeckte, suchte ich ein oder zwei Helfer, um
an eine Kopie zu kommen. Bis ich erfuhr, dass
es eine Hauptliste in der Berliner Stasizentrale
gibt.
Die Hauptliste war auf etwa zehn 5 1/4 Zoll
Computer-Disketten gespeichert. Ein Freund
brachte einen Satz dieser Disketten über die
Grenze nach Westberlin, versteckt in seinen
Unterhosen. Mit viel Freude steckte ich die
Disketten in mein Computerlaufwerk. Leider
waren sie verschlüsselt. Ich konnte sie nicht
lesen.
Ich bastele gern mit Computern rum, hatte
aber Hemmungen, mit diesen Disketten zu
spielen. Ein einziger Tipp- oder Übertragungs-
fehler konnte zu einer falschen Identifizierung
einer privat bewohnten Wohnung als Stasi-
Treffpunkt führen. Dies konnte die Glaubwür-
digkeit des ganzen Projektes in Frage stellen.
Ich suchte wieder Experten.
Die fand ich beim Chaos Computer Club in
Hamburg. Damals knackten Steffen Wernery
und Wau Holland gesicherte Computersys-
teme als Hobby und beruflich. Sie brauchten
nur zehn Minuten, um meine Stasi-Daten frei-
zulegen. Dann entdeckten wir ein neues Prob-
lem. Die Daten waren aufgezeichnet in einem
DDR eigenen Datenbanksystem, Redebas. 
24-Stunden später waren wir Redebas-Exper-
ten. Ich hatte die Stasi-Objekt-Liste.
Aber was macht man mit 9.251 Datensätzen?
Die Bürgerkomitees hatten dutzende Mitglie-
der in der ganzen DDR für die Aufarbeitung
eingesetzt. Ich hatte nur eine Handvoll Freunde.
Aber ich hatte einen Vorteil: ich war nicht zur
Verschwiegenheit verpflichtet. Im Gegensatz
zu den Mitgliedern der Bürgerkomitees. Ich
konnte die Stasi-Objekt-Liste veröffentlichen.
Mit einer Veröffentlichung konnte jeder in der
DDR selbst seine Augen für Stasiobjekte in

seiner Nachbarschaft offenhalten.
Ich ging zur „tageszeitung“ (taz), weil sie
damals die einzige westdeutsche Tageszei-
tung war, die über den Postzeitungsvertrieb in
der ganzen DDR an Zeitungskiosken erhältlich
war. Die erste Anfrage war vielversprechend.
Die Redaktion Inland war bereit, die Stasi-
Objekt-Liste als Sonderausgabe zu veröffent-
lichen.
Die Tageszeitung hatte aber auch eine DDR-
Redaktion, die verhindern wollte, dass die
Stasi-Objekt-Liste veröffentlicht wird. Ich
wurde dreimal zu Redaktionskonferenzen –
wegen der damaligen Vereinstruktur der taz
Mitgliederversammlungen genannt – einge-
laden, um mein Vorhaben zu verteidigen. Auf
jeder dieser drei Versammlungen wurde ich in
der Diskussion teils gelobt und teils als mögli-
cher Geheimdienstmitarbeiter beleidigt. Am
Ende jeder dieser drei Versammlungen wurde
über die Veröffentlichung abgestimmt. Ich
gewann alle drei Abstimmungen. 
Wir mussten dann einen Weg finden, die Daten
nutzbar und auch leserlich zu machen. Mit
„Suchen“ und „Ersetzen“ wandelte ich mit
dem Computer alle Fachbegriffe in verständ-
liches Deutsch. Ich baute Grafiken ein, damit
die Leser die Daten besser verstehen konnten.
Und ich legte die Daten aller 15 Bezirke zu-
sammen, so dass die Adressen alphabetisch
nach Ortsnamen zu finden waren.
Nach Erscheinen der Liste in der taz haben
viele DDR Zeitungen die Veröffentlichung 
kritisiert: Sie sei ein Aufruf zur Gewalt. Es gab
Gerüchte über gezielte Gewalt gegen Stasi-
mitarbeiter durch Täter, die angeblich durch
die Veröffentlichung angeregt wurden. Ich 
versuchte, die Täter und Opfer zu finden. Es
gab sie nicht. Es waren eben nur Gerüchte. 
Die Friedliche Revolution in der DDR war in
jeder Hinsicht friedlich.
Später hatte ich andere Listen gesucht, Listen
von Stasimitarbeitern, aber auch Listen von
Steuersündern und Schmiergeldempfängern
in Liechtenstein und anderswo. Ich hatte oft
nur Teilerfolge, dafür aber die Grundlage für
viele Geschichten.



Das Thema Hartz IV trat im Herbst 2004 in
mein Leben. Ich war gerade mit meinem
Volontariat beim Westdeutschen Rundfunk
fertig und noch ein gutes Jahr vom Abschluss
meines Studiums entfernt, als der WDR die
großartige Idee hatte, der Reportage in seinem
Programm mehr Raum zu geben. „Aktuelle
Dokumentation“ war der vielleicht etwas steif
anmutende Name dieser Idee. Es war ein Zu-
fall, dass ihre Realisierung mit dem Start von
Hartz IV zusammenfiel und es war ein großes
Glück, dass der WDR damals den Mut hatte,
Kamerateams und Reporter loszuschicken, mit
nicht viel mehr als dem Auftrag hinzusehen
und dabei zu sein, wenn die größte Sozial-
reform der bundesdeutschen Geschichte 
Realität werden würde.  

Wir waren zunächst skeptisch, ob man mit
einer Recherche, die im Wesentlichen aus
Herumlaufen, Zuschauen und Fragen bestand,
genug Neues würde herausbekommen kön-

nen. Aber man konnte. Gemeinsam mit mei-
nen Kollegen Markus Zeidler und Christian
Feld verbrachte ich zunächst einen Monat in
den Gängen und Büros des Arbeitsamtes in
Hagen. Wir waren dabei, als in der Vorberei-
tung der Reform immer wieder das Computer-
programm abstürzte, als viel zu viele Anträge
in viel zu knapper Zeit bearbeitet werden
mussten. Wir sahen, wie Arbeitslose beim 
großen Umzug der Ämter kurz nach Weihnach-
ten Kartons mit ihren eigenen Akten durch die
Flure fuhren und wir spürten in den ersten
Tagen des Januar 2005, was sich als großes
Problem dieser Reform herausstellen würde:
Da wurde ein Gesetz, das das Leben der Men-
schen, die Geld vom Amt bekommen, und das
Leben derer, die im Amt arbeiten, komplett
verändern würde, einfach durchgedrückt. 
Und das, ohne dass die Politik, das, was sie
tat, zu Ende gedacht hatte. 

In den nächsten sechs Jahren kehrte ich immer
wieder zum Thema Hartz IV zurück. Ich drehte
gemeinsam mit vielen Kollegen sechs Doku-
mentationen. Ich fasste zusammen mit Eva
Müller und Boris Baumholt unsere langjährige
Recherche in einem Buch zusammen
(Deutschland dritter Klasse. Leben in der
Unterschicht. April 2009) und portraitierte
gemeinsam mit ihnen drei der Menschen, die
wir über Jahre begleitet hatten, für das ZEIT-
Magazin.  

Tage, Wochen, ja Monate verbrachte ich so wie
im Dezember vor der Reform: zuschauend und
fragend. In den Wohnungen von Arbeitslosen,
in den Büros im Amt, auf den Straßen, in
Hagen, in Wattenscheid, in Wuppertal. Dabei
sah ich, wie vieles, das im Gesetz gut klang,
an der Realität zerschellte. Drei Beispiele:
Arbeitslose sollten als Ein-Euro-Jobber gemein-
nützige Arbeit tun, verlangte das Gesetz. Als
wir ein Jahr nach Beginn der Reform mit der

IN DEN GÄNGEN DES ARBEITSAMTES
Von Julia Friedrichs 
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Kamera durch die Stadt Hagen fuhren, waren
diese Billigjobber vom Amt überall. Sie hark-
ten auf dem Friedhof die Gräber, sie fällten im
Forst die Bäume und gaben in der Schule das
Essen aus. Und natürlich nahmen sie damit
anderen die Arbeit weg. Beispiel 2: Das Gesetz
sah vor, dass Unternehmen, die Langzeitar-
beitslose einstellen, Fördergelder bekommen
sollten. Als wir ein Jahr nach Beginn der
Reform Gespräche im Büro eines Arbeitsver-
mittlers filmten, hörten wir, wie die Unterneh-
men mal vorsichtig, mal etwas forscher nach
diesen Geldern fragten. Vier Jahre später
erlebten wir, wie sie ganz selbstverständlich
danach verlangten. „Es heißt sofort: Wie viel
kriege ich denn?“, sagte uns ein Vermittler.
„Umsonst nimmt kaum mehr Einer einen
Arbeitslosen“, sagte ein anderer. Das hatte
der Gesetzgeber wohl nicht beabsichtigt. Bei-
spiel 3: Ein Ziel der Reform war, aus den Mitar-
beitern der Behörde „Arbeitsamt“ smarte Fall-
manager zu machen. Fünf Jahre lang trafen wir
einen Mitarbeiter des Arbeitsamtes Hagen
immer wieder. „Ich bin ein Pionier“, sagte er
zu Beginn stolz. „Was soll ich managen?“,
fragte er nach einem Jahr. „ Für viele Leute
habe ich einfach keine Jobs.“ Als wir ihn nach
fünf Jahren wieder treffen wollten, hatte er das
Amt verlassen. „Ich verwalte jetzt die Gebäude
der Stadt“, erklärte er und sagte auch: „Viele,
die konnten, sind gegangen.“ 

„Wer erst mal abtaucht in die Wirklichkeit, wer
sich hineinfallen lässt, wird immer mit dem
Schatz zurückkehren, der sich Wahrheit nennt“,

beschreibt Mathias Werth, Gründungsredak-
teur der „Aktuellen Dokumentation“ und
Redaktionsleiter der WDR-Redaktion „die
story“ die Idee, die hinter dieser Art Filme zu
machen steckt. Das mag ein wenig pathetisch
klingen. Aber ich bin überzeugt davon, dass 
es stimmt. Statistiken und Studien, Veröffent-
lichungen und Verlautbarungen, Details und
Dokumente – das alles sind zu Recht Zutaten
des Futters, von dem sich Journalisten ernäh-
ren. Für mich ist – auch durch die Erfahrung
mit Hartz IV – eine Recherche, bei der der Jour-
nalist schaut und fragt, bei der er sich mit
einer klaren Haltung, aber ohne ein festste-
hendes Ergebnis in die Welt hineinbegibt, bei
der er scheitern, aber auch Erstaunliches fin-
den kann, genau so wichtig. 

Denn diese Form der Recherche ist eine, die
sich einem Trend entgegensetzt. Einem Trend,
der in vielen Redaktionen grassiert: Da wer-
den Konzepte und Treatments verlangt, bei
denen das Ergebnis einer Recherche mög-
lichst schon vor Beginn feststehen soll. Da
werden Fotos und Zitate von allen Menschen
eingefordert, die in dem Stück vorkommen
werden, damit klar ist, ob sie  als „gute Prota-
gonisten“ taugen. Da werden Zweifel und
offene Fragen kaum zugelassen, weil alles auf
eine klare, starke These zulaufen soll. All das
wirkt auf mich, als wolle man die Vielfalt des
Lebens vom Schreibtisch aus beherrschen. Ich
glaube nicht, dass das geht. Deshalb bin ich
froh, dass ich reisen, schauen und fragen
kann, wenn ich recherchiere.  

FRANK PLASBERG, „HART ABER FAIR“ (WDR)

„Die Ausdauer, eine Geschichte über einen langen Zeitraum immer weiter zu verfolgen; der

Biss, dran zu bleiben, auch wenn es keine schnellen Antworten gibt; die Offenheit, eine Ge-

schichte neu zu sehen, wenn sie sich in einem anderen Licht darstellt: All diese Fähigkeiten

kann man nicht in einem Seminar an der Universität lernen, und es gibt zu wenige Redaktio-

nen, in denen man ihnen zuverlässig begegnen könnte.  Netzwerk Recherche schafft einen

Ort, an dem Journalisten diese Tugenden finden und üben können. Und das ist gut so.“!



Am Anfang war es nur ein Videozusammen-
schnitt von ein paar Minuten: Eine Unbekannte
offerierte potenziellen Kunden Schleichwer-
bung in der ARD-Serie „Marienhof“. Der Clou
dabei: Die angesprochenen Werbungstreiben-
den sollten ganze Sätze kaufen können und

gegen Geld über das Drehbuch mitbestimmen.
Wenn das stimmte, wäre es eine neue Qualität
im Millionen-Geschäft mit verbotenem Pro-
duct-Placement. 

Als ich dieses Belastungsmaterial im Sommer
2002 auf verschlungenen Wegen erhielt, war
ich skeptisch. Konnte es sein, dass die renom-
mierte Bavaria-Film, mehrheitlich im Besitz
öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten, das
Fernsehprogramm der eigenen Gesellschafter
und Auftraggeber als geheime Werbefläche
feilbot?
Oder war am Ende das ganze Video ein Fake?
Zudem war es damals schon etwas älter. Viel-
leicht hatte sich das Geschäftsmodell längst

erledigt? Alte Brötchen wollte ich den Lesern
von „epd medien“ und „journalist“, meinem
Kooperationspartner bei diesem Projekt, nicht
verkaufen. Zudem war das Video offensicht-
lich unter Bruch von § 201 Strafgesetzbuch
zustande gekommen: Niemand darf das ver-
traulich gesprochene Wort unerlaubt aufzeich-
nen. Auch nicht daraus zitieren, selbst wenn er
es – wie ich – nicht selbst aufgenommen hatte.
Es sei denn, er kann sich auf höhere Interessen
berufen. Konnte ich? Ich glaubte schon und
bewegte mich kalkuliert in eine rechtliche
Risikozone. Mir drohten bis zu drei Jahre
Gefängnis oder Geldstrafe.

Aus meiner Erfahrung in der Grauzone der
Schleichwerber wusste ich: Da wird konse-
quent geleugnet, wenn ein Journalist anruft
und schlicht mal nachfragt. „Kein Geld geflos-
sen, reiner Zufall, dass diese Marke im Bild
erscheint.“ Also entschied ich mich zu einer
verdeckten Recherche, zu einem Experiment,
innerhalb dessen ich von den Vermarktern 
dieser (damals noch komplett) verbotenen
Reklameform Auskünfte erhoffen konnte, 
die stimmten.

Ein Freund lieh mir dazu seine Firmenidentität:
Als Vertreter eines namentlich nicht genannten
Markenartiklers suchten wir angeblich nach
Gelegenheiten zur Werbung mitten im Pro-
gramm. Die Münchener Agentur, die mit dem
„Marienhof“ im Portfolio unterwegs war, biss
an – und nannte Preise: 175.000 Euro fürs Zeh-
nerpack in der Vorabendserie. Dann kam die
offene Recherche: Ich konfrontierte Bavaria-
Verantwortliche mit dem Belastungsmaterial.

Die aber leugneten und dementierten, Agen-
turinhaber Andreas Schnoor auch nur zu ken-
nen. Alarmiert haben sie ihn trotzdem – ein
Journalist war den Machenschaften auf die
Schliche gekommen. Schnoor setzte die Justiz

IN GEFÄHRLICHER GRAUZONE
Von Volker Lilienthal
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gegen mich in Gang mit dem Ergebnis, dass
mir rund 20 Monate lang jegliche normale
Recherche (und verdeckte sowieso) gerichtlich
verboten war. Ganz klar: Die Aggressivität der
interessierten Kreise, deren Geschäftsgrund-
lage infolge meiner Nachforschungen wegzu-
brechen drohte, hatte ich unterschätzt. Für
mich und den epd wurde die Sache auch
finanziell gefährlich. Denn der Kläger Schnoor
hatte den Streitwert auf 1,5 Millionen Euro
festsetzen lassen. Glücklicherweise hatten wir
die Solidarität des DJV im Rücken.

Gefesselt von einer einstweiligen Verfügung
konnte ich als freier Bürger dieses freien Lan-
des lange nur eines tun: „Marienhof“ gucken
und jede Episode akribisch auswerten, enthal-
tene Placements protokollieren und digital
speichern. Das tröstete immerhin und war ein
nie versiegender Quell an Belegen dafür, dass
ich trotz Blockade weiterhin auf der richtigen
Spur war. Am Ende wurden es so rund 500 
Folgen, die ich gesehen hatte – gezwungener-
maßen.

Am 20. Januar 2005 sprach das OLG München
ein Machtwort: Meine gesamte Recherche,

einschließlich der teilweise verdeckten
Methode, war rechtens. Die Richter erkannten
den erheblichen Missstand, den es bedeutet,
wenn man sich im Fernsehen Sätze kaufen
kann. Sie billigten mir höhere Interessen zu,
weil ich darüber aufklären wollte.

Endlich konnte ein lange brachliegender Re-
chercheplan abgearbeitet werden. Und das
Reporterglück half zusätzlich: Ein unverhoffter
Insider verschaffte Arbeitsprotokolle aus
Schnoors Agentur. Endlich konnte detailliert
rekonstruiert werden, wie das praktisch lief
mit dem totalkommerziellen Ausverkauf der
Geschichten, Drehbücher und Kulissen beim
„Marienhof“, aber auch in anderen Serien wie
„Tatort“ und „In aller Freundschaft“. Gegen
Gabe von 30.000 Euro wurde dort sogar
Pharma-Werbung getrieben.

Der Skandal war perfekt, Presse und Medien-
politik tobten, und die ARD hatte reichlich
Anlass, in den eigenen Reihen aufzuräumen.
Einige der Gefeuerten kehrten später zurück –
doch dem „Marienhof“ war nicht mehr zu hel-
fen. Die ARD hat die Seifenoper inzwischen
eingestellt.

HARALD SCHUMANN, DER TAGESSPIEGEL:

NR ist eine unverzichtbare Instanz zur Verteidigung des Qualitätsjournalismus gegen die 

rendite-getriebene inhaltliche Verflachung im deutschen Mediengewerbe geworden. 

Gleichzeitig bietet NR erstklassige Fortbildung an und zeigt journalistischen Einsteigern, 

welche Chancen unser wunderbarer Beruf all jenen bietet, die sich nicht im Mainstream 

der PR-gesteuerten Flut von fabrizierten Nachrichten verlieren wollen.!



Die Geschichte dieser Recherche liegt  einige
Jahre zurück, könnte so aber immer wieder
passieren. Überraschend und heute kaum
noch vorstellbar war allerdings das Ergebnis. 

Es ging um eine der größten Giftmülldeponien
der Republik, die Dhünnaue in Leverkusen.
Schon die IG Farben hatte hier giftige Chemie-
abfälle gelagert und nach dem Krieg der Bayer-
Konzern. Was die Verantwortlichen der Stadt
aber nicht hinderte, in den 1950er Jahren auf
dieser Giftmülldeponie Wohnhäuser zu bauen,
einen Kindergarten und ein Jugendheim. 
Durch einen Zufall war an die Öffentlichkeit
gekommen, auf welcher Zeitbombe die Men-
schen hier lebten. Zunächst versuchten Bayer
und die Stadt abzuwiegeln. Sie hatten ihre
Rechnung aber ohne die Öffentlichkeit ge-
macht. Der Druck auf Stadt und Konzern
wurde so groß, dass die Häuser schließlich
abgerissen und die Bewohner umgesiedelt
werden mussten.  

Jetzt ging es um die Sanierung der Giftmüll-
deponie. Mein Kollege Ingolf Gritschneder und
ich hatten von vornherein unsere Zweifel, dass
der geplante Deckel auf der Giftmülldeponie
ausreichen würde. Damit war möglicherweise
das Aufsteigen der Gifte nach oben gestoppt,
nicht aber das Absickern ins Grundwasser und
– weil die Deponie unmittelbar daneben  lag –
in den Rhein.        

Erste Anrufe beim städtischen Umweltdezer-
nenten. Angeschlagen durch die vorausgegan-
genen Konflikte gab der sich umweltbewusst
und bereit zu einem Gespräch. Nächster Anruf
bei Bayer. Ein selbstbewusster junger Presse-
sprecher gab sich tough: Bayer hätte doch
schon weitgehend die teure Umsiedlung finan-
ziert und sich zu einer Sanierung der Deponie
nach allen Regeln der Kunst verpflichtet –
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht natür-

lich. Was meine weiteren Fragen noch sollten?
Bei einem Besichtigungstermin könnten wir
uns gerne von dem Sanierungsplan überzeu-
gen, der wissenschaftlich auf dem neuesten
Stand sei. 

Das klang beim anschließenden Besuch des
Leverkusener Umweltdezernenten schon deut-
lich vorsichtiger. Dem Mann war mulmig zu-
mute, weil er als Wissenschaftler die Pläne
deutlich kritischer sah, aber nicht so recht mit
der Sprache raus wollte. Dafür erzählte er mir
eine hübsche Geschichte: Jedes Jahr würde
Bayer den Leverkusener Oberstadtdirektor
und seine Dezernenten zu einem Empfang ein-
laden. Dort würden die Amtsträger alle eine
große Freitreppe hochgehen, an den Vorstän-
den entlang defilieren und dürften dem Bayer-
Chef die Hand schütteln. Darin zeige sich seiner
Meinung nach das Kräfteverhältnis zwischen
der Stadt und ihrem größten Steuerzahler.
Einen Tag nach diesem Gespräch rief der smarte
Bayer-Sprecher erbost bei mir an: Warum wir
nach dem letzten Telefonat mit ihm einfach zum
Leverkusener Umweltdezernenten gefahren
seien, ohne Bayer darüber zu unterrichten?
Ob Journalisten – konterte ich – inzwischen
eine Genehmigung von Bayer einholen müss-
ten, wenn sie  städtische Dezernenten spre-
chen wollten?  Der Mann stutzte, schien aber
gar nicht  zu verstehen, wo das Problem war.

Inzwischen hatten wir unabhängige Wissen-
schaftler zu Rate gezogen, die die Giftfracht
kritisch analysierten: Tonnen von krebserre-
genden Stoffen mit einer ungeheuerlichen
Toxizität lagerten hier. Und die Wissenschaft-
ler betonten immer wieder die Gefahr für das
Grundwasser und den Rhein, die – wenn über-
haupt – nur durch eine Sperrwand zwischen
Deponie und Rhein einigermaßen zu bannen
sei. Nach ausführlichen Gesprächen mit Infor-
manten wurden uns die gemeinsam von der

DIE STADT, DAS GIFT UND DER BAYER–KONZERN
von Gert Monheim
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Stadt Leverkusen und Bayer in Auftrag gege-
benen  Gutachten zur Gefährdung  zugespielt.
Die waren bis dahin unter Verschluss geblie-
ben und widersprachen den offiziellen Verlaut-
barungen.  Auch auf eine deutliche  Warnung
der zuständigen Wasserbehörde stießen wir,
die schon Jahre zuvor ausdrücklich auf die
drohende Gefährdung des Trinkwassers hinge-
wiesen hatte. 

Nach wochenlangen Recherchen willigte
schließlich der Betriebsleiter der Bayer AG
ein, in einem Interview Stellung zu beziehen.
Er spielte die Belastungen des Grundwassers
herunter. Als ich ihn mit unseren Dokumenten
über die Schadstoffbelastung konfrontierte
und immer wieder nachbohrte, brach er das
Interview entnervt ab. Während der folgenden
Auseinandersetzungen und der Diskussion
über eine Fortführung des Interviews war die
Kamera abgeschaltet. Da stellten wir plötzlich
fest, dass unser Gespräch ohne unsere Zustim-
mung von Bayer aufgezeichnet wurde. Wir
wollten das Gespräch ganz abbrechen, denn
eine solche heimliche Tonaufzeichnung ist
strafbar. Wahrscheinlich weil er einen größe-
ren Eklat vermeiden wollte, willigte der Be-
triebsleiter ein, das Interview ein zweites Mal
zu beginnen. Wieder versuchte er zunächst, die
Belastung des Grundwassers herunterzuspie-
len. Als ich ihn auf die Warnung der Wasserbe-
hörde vor den Gefahren für Mensch und Tier
konfrontierte, behauptete er, dieses Gutachten
nicht zu kennen. Es wurde klar, dass Bayer die
Vergiftung bewusst in Kauf genommen habe.

Wir hatten unsere wichtigsten Informationen
zusammen und Bayer Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben. Danach gingen wir daran,
den Film im Schneideraum fertigzustellen.
Plötzlich klingelte das Telefon. Bayer lud uns
zwei Tage vor Weihnachten eilig zu einer Presse-
konferenz ein. Offensichtlich wollte der Kon-
zern den schlechten Eindruck des Interviews
durch eine neue Aussage ersetzen, auf jeden
Fall aber verbessern – wenige Tage vor der
geplanten Ausstrahlung der Sendung im WDR.
Zur Überraschung der hurtig zusammen
getrommelten Journalisten bekannte sich der
Konzern plötzlich zu seiner Verantwortung für
die Gefährdung von Grundwasser und Rhein
und wollte ein weiteres Auslaufen der Schad-
stoffe durch eine Sperrwand  – 6,5 Kilometer
rund um die Deponie und  25 Meter tief in die
Erde eingelassen – verhindern. Kosten: etwa
150 Millionen DM. 

Als Grund für diesen radikalen Gesinnungs-
wandel führte der Betriebsleiter ausgerechnet
unsere Auseinandersetzung während des
Interviews an, die ihm – so wörtlich – „zu 
denken gegeben hätte“. Offensichtlich war
der öffentliche Druck so groß geworden, dass
auch der Regierungspräsident als Aufsichtsbe-
hörde nicht mehr mitspielte. Es sah alles danach
aus, dass unsere Recherchen den Sinneswan-
del des Bayerkonzerns und die notwendige
Sperrwand möglich gemacht hatten  – ein sel-
tener Erfolg im Leben eines Journalisten.

MAYBRIT ILLNER, ZDF:

Vor zehn Jahren bekam eine journalistische Selbstverständlichkeit in Deutschland endlich eine

Stimme! Im Kampf gegen den Trend „Aktualität geht vor Realität“ vereinigte sich ein 

kleines Häuflein Unerschrockener. Ihr Ziel: Korruption und Manipulation bekämpfen, und auch

Verlegern und Chefredakteuren auf die Füße treten, die glauben, man könne allein 

mit dem Redigieren von Pressemitteilungen gutes Geld verdienen. 

Aus dem Häuflein wurde ein Haufen – GLÜCKWUNSCH! Denn wie schon Albert Einstein sagt:

„Nichts in der Welt ist so gefürchtet wie der Einfluss von Männern (und Frauen, sorry, Albert!),

die geistig unabhängig sind.“

!
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Im Frühjahr 2008 bereiteten wir für die ARD
eine Dokumentation über Doping in China vor.
Die Zeit lief davon. Im Juli sollte der Film auf
Sendung gehen. Mehrere Drehreisen standen
noch an, deren Ausgang ungewiss war. Die
chinesischen Behörden reagierten schleppend
auf Interviewanfragen. Informanten aus der
chinesischen Sportszene hatten Angst vor 

Polizei und Staatssicherheit und wollten nur
verdeckt mit uns reden oder gar nicht mehr,
wenn es zu gefährlich für sie zu werden schien.
Die Recherche in China, schon durch die sprach-
lichen und kulturellen Barrieren erschwert,
hing am seidenen Faden. Plötzlich aber fan-
den wir einen Erfolg versprechenden Ansatz.
In einem kleinen Artikel in einer kanadischen
Zeitung wurde ein Arzt namentlich zitiert, der
sagte, er wisse von nordamerikanischen
Sportlern, die zu Gendoping-Behandlungen
nach China reisten. Wir nahmen mit dem
Mediziner Kontakt auf, der sich zu einem
Gespräch vor der Kamera bereit erklärte. 
Tatsächlich sagte er im Interview, dass US-
Sportler zu Gendoping-Behandlungen seit
Jahren eine oder mehrere Kliniken in China
aufsuchen würden. Er kenne diese Sportler,
könne aber deren Namen nicht nennen. War
seine Aussage glaubwürdig? Letztlich war es
zunächst nur eine Behauptung ohne Beleg. 
Dann aber bekamen wir eine Email des Arztes
ohne weiteren Kommentar, in die offenbar
Inhalte aus einer ihm zugegangenen Nachricht

hineinkopiert waren: ein Link zu einem Kran-
kenhaus im Süden Chinas. Ein Klick auf die
Website des Krankenhauses – in englischer
Sprache – zeigte, was das Regelangebot der
Klinik war: schwerkranke Patienten aus west-
lichen Ländern gegen teures Geld mit Stamm-
zellverabreichungen zu therapieren. Eine miss-
bräuchliche Anwendung bei gesunden Men-

schen, etwa Sportlern, kann tatsächlich den
Tatbestand des Gendopings nach dem Code
der Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA) erfül-
len. Der Nutzen ist umstritten. Dennoch ist
bereits der Versuch des Dopens nach dem
Code der WADA verboten. Es wäre unzweifel-
haft ein internationaler Skandal für China –
gerade im Jahr der Olympischen Spiele.

Wie konnten wir nun herausfinden, ob die
Informationen stimmten? Wir entschieden uns
für eine Legende und gaben uns in einer Email
an die Klinik als US-Schwimmtrainer aus, der
für eines seiner Talente eine Stammzellbe-
handlung zur Leistungssteigerung erwäge.
Tatsächlich erhielten wir eine Antwort: diese
Klinik sei dafür nicht der richtige Ansprech-
partner, wir mögen uns bitte an ein Kranken-
haus im Osten Chinas wenden. Dort sagte
man uns: Ja, darüber könne man reden.

Der dortige PR-Manager sprach fließend Eng-
lisch. Wir verabredeten mit ihm ein Vorgespräch
in der Klinik. Dazu wurde eine versteckte

DOPING-RECHERCHEN IN CHINA
Von Hajo Seppelt
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Kamera präpariert. So ausgerüstet betraten
wir das Krankenhaus an der chinesischen Ost-
küste. Das Gespräch verlief überraschend: 
Ein Arzt und der PR-Manager erklärten uns
zwar, dass sie derartiges angeblich „noch nie
gemacht“ hätten. Dennoch sagten beide
unverblümt, sie würden es mit dem jungen
Sportler ausprobieren. Kostenpunkt: 24.000
Dollar für 40 Millionen Stammzellen. Zwei
Wochen Aufenthalt in der Klinik. Im Herbst 
sei noch ein Zimmer frei. 

All dies hatten wir auf Band festgehalten. Da
wir die beiden Chinesen vor unkalkulierbaren
Reaktionen des repressiven Sicherheitsappa-
rats schützen wollten, war für uns klar, in der
Sendefassung die Identität des Krankenhau-
ses ebenso zu verschleiern wie die der Betrof-
fenen. Die Reaktionen auf unseren Film haben
uns gezeigt, dass die Maßnahmen notwendig
waren. Nach der Ausstrahlung in der ARD gab
es wütende Proteste in den staatlich gelenk-
ten chinesischen Medien und eine direkte Auf-
forderung an die ARD, den Behörden die
Namen der beiden Personen und des Kranken-
hauses mitzuteilen. Der seinerzeitige ARD-
Korrespondent Jochen Gräbert antwortete auf
diese Aufforderung als Gast einer internatio-
nalen Pressekonferenz in Peking: „Wir sind
Journalisten und keine Staatsanwälte.“

Mit investigativen Recherchen können aller-
dings auch deutsche Sportverbände oft schlecht
umgehen. Als im Januar 2007 die ARD-Repor-
tage „Mission: Sauberer Sport“ auf Missstände
in der deutschen Dopingbekämpfung aufmerk-
sam machte, versuchten Sportfunktionäre, die
Rechercheergebnisse von mehreren hundert
nicht zustande gekommenen Dopingkontrol-
len bei deutschen Athleten klein zu reden. Die
Recherchen waren indes verbürgt: Ein Informant
hatte Dokumente präsentiert, die klar beleg-
ten, dass bei zahlreichen deutschen Spitzen-
sportlern Dopingtests nicht durchgeführt wor-
den waren, weil es bürokratische Versäumnisse
gegeben hatte.  Ob manche Sportler zudem
absichtlich Kontrollen verhindert hatten, blieb

weitgehend ungeklärt. Für Politiker, die eine
Chance sahen, sich mit Anti-Doping-Engage-
ment auch öffentlich zu profilieren, war dies
allerdings eine willkommene Gelegenheit: 
Sie nutzten die Gunst der Stunde, um auf den
Anspruch des Gesetzgebers bei der Umset-
zung der Anti-Doping-Maßnahmen in den
Sportorganisationen zu pochen. 

Die Diskussion über Dopingkontrollen wurde
durch unsere ARD-Reportage angestoßen –
und hat tatsächlich etwas bewirkt. Die damals
chronisch unterfinanzierte Nationale Anti-
Doping-Agentur  ist jetzt deutlich besser auf-
gestellt: Sie hat ihr Budget erhöhen können
und das Personal mehr als verdoppelt. Es ist
ein bemerkenswertes Phänomen, wie allein
durch einen TV-Bericht solche Veränderungen
ausgelöst werden konnten. 
Investigativer TV-Journalismus im Sport befin-
det sich in einem Spannungsfeld mit der tradi-
tionellen Sportberichterstattung: Er zerstört
mitunter Illusionen und kann dem  einge-
fleischten Fan den Spaß an der Live-Berichter-
stattung rauben. Und wie das Beispiel der
Tour de France in den letzten Jahren zeigte:
Die Zuschauer wenden sich ab. Die TV-Quoten
sinken. So kann der aufklärende Journalismus
auch Senderverantwortliche vor erhebliche
Probleme stellen: Was soll er tun, wenn sich
der Sender für teures Geld Fernsehrechte an
hochkarätigen Sportevents gesichert hat, aber
das Produkt wegen Dopingverstrickungen
nicht mehr attraktiv genug erscheint?

Die Sportberichterstattung im Fernsehen kann
sich bei ehrlicher Betrachtung in der Frage der
Dopingproblematik nicht losgelöst von der
eigenen Rolle sehen: Es sind die TV-Sender,
die mit ihren Live-Sendungen von Sportevents
für große Werbeplattformen der Sponsoren
sorgen. Je mehr Geld im Sport verdient werden
kann, desto größer ist aber auch der Anreiz
der am Sport beteiligten Institutionen und
Individuen zu dopen.
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Die Geschichte, die mich gut drei Jahre meines
Lebens begleiten sollte, begann harmlos. Im
März 2006 veröffentlichte der Umweltforscher
und Trinkwasserexperte Professor Martin
Exner von der Uni Bonn im Rahmen einer Fach-
tagung einen Bericht über PFT im Trinkwasser
des Ruhrgebietes. Flächendeckend würde
demnach die Bevölkerung jeden Tag den Stoff
mit dem Trinkwasser zu sich nehmen.

Fast eine Woche nach der Tagung hat mich ein
Freund angerufen und mir die Geschichte
erzählt. Ich kannte PFT nicht, wusste nicht,
dass es um Perflourierte Tenside geht. Einem
Stoff, der sich im Körper der Menschen anrei-
chert. Ich wusste auch nicht, dass PFT krebs-
erregend ist. Kurz: Ich wusste gar nichts.
Und ich nahm die ganze Nummer zunächst
auch nicht besonders ernst. Irgendeine kleine
Kiste wird es sein, dachte ich, bei der irgend-
welche Kriminellen Gift in den Fluss Ruhr
gekippt haben, aus dem das Trinkwasser für
4,5 Millionen Menschen im Ruhrgebiet gewon-
nen wird.
Und tatsächlich begann sofort die Jagd auf
eine Firma, die für das Gift verantwortlich sein
sollte. Kurze Zeit später identifizierte das
Umweltministerium NRW ein Feld in Brilon-
Scharfenberg, das besonders schlimm ver-
seucht war und als Ursache für die Probleme
in der Ruhr herhalten musste.
NRW-Umweltminister Eckhard Uhlenberg
(CDU) inszenierte mit großem Medienspekta-
kel die Sanierung des Feldes. Damit schienen
die Probleme im Griff.

Doch im Hintergrund passte nichts zusammen.

Aus einer früheren Recherche zu den Müll-
skandalen rund um Trienekens kannte ich
einige Leute in der Umweltverwaltung. Ich
lernte, wie der Stoff wirkt und wo er einge-
setzt wird. Schnell war klar, dass es dutzende

Emittenten an der Ruhr geben muss, die das
Gift in den Fluss ablassen. Kleine Firmen und
große Industriebetriebe. Alle, die mit wasser-
abweisenden Chemikalien zu tun haben.
Warum tat der Umweltminister nichts gegen
diese Emittenten?
Im nächsten Schritt fiel mir auf, dass in einer
Nacht- und Nebelaktion der Chef der Abtei-
lung für Abwasserwirtschaft im Umweltminis-
terium, Harald Friedrich, gefeuert worden war.
Nach einem Urlaub durfte er nicht mehr
zurück in sein Büro.
Harald Friedrich gilt als sehr fähiger Umwelt-
experte. Ich wusste, dass er immer wieder
Konflikte mit dem Ruhrverband und der Was-
serwirtschaft aushalten musste. 

Erstaunlich war aber vor allem, dass nach dem
Rausschmiss eine Schmierenkampagne der
CDU im Düsseldorfer Landtag einsetzte. Aus
dem Umfeld von Uhlenberg wurde gestreut,
Friedrich habe sich der Korruption schuldig
gemacht. Nur der politischen Hygiene wegen
habe Friedrich entfernt werden müssen.
Schnell war klar, dass der Ruf des Mannes rui-
niert werden sollte. Ich konnte der Sache nicht
glauben. Was war da wirklich passiert?
Ich fand gute Quellen im Umweltministerium,
bis in die Hausspitze hinein. Zuerst flossen die
Informationen nur wie schmale Bäche. Ich
bekam Tipps, in welcher Ecke der Umweltver-
waltung ich suchen sollte. Das Vertrauen
wuchs.

Nach und nach kamen die drei Fragen in einem
Zusammenhang:
Wer sind die Gift-Emittenten? 
Warum benennt der Umweltminister nicht die
wirklichen PFT-Quellen? 
Warum wurde Harald Friedrich entlassen? 

Die Fußarbeit begann. Ich ging in die Uni, suchte
mir PFT-Studien heraus, sprach mit Wissen-

GIFT IM WASSER
Von David Schraven
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schaftlern über das Gefährdungspotential und
suchte in den Gemeinden nach Umwelt-Beam-
ten, die sich mit dem Thema beschäftigten.

Aus den anfänglichen Informationsbächen
wurden Flüsse. 

Im Umweltministerium machten sich Quellen
an die Arbeit. In schwierigen Aktionen wurden
Aktenordner kopiert. Ich erhielt Briefe der
Wasserwerke an den Umweltminister, in
denen kaum verhüllt der Rausschmiss von
Friedrich gefordert wurde, weil dieser für eine
bessere Wasseraufbereitung an der Ruhr
gekämpft hatte.
Zudem hatte auch die Fußarbeit Erfolg. Trotz
eines Maulkorberlasses des Ministers fand ich
eine untergeordnete Umweltbehörde, die
bereitwillig Daten herausgab.

Ich konnte einige Artikel schreiben – ich war
damals als freier Journalist vor allem für die
„Welt am Sonntag“ (WamS) tätig.
Mit den Veröffentlichungen wuchs auch der
Druck auf mich. Aus dem Umfeld des Umwelt-
ministers wurde ich verdächtigt, eine Kampa-
gne gegen den CDU-Minister anzuführen.
Dazu kam eine Klagewelle gegen die WamS.
Ich sollte mundtot gemacht werden. 
Auch meine Quellen wurden unter Druck
gesetzt. Einige Leute aus dem Umweltministe-
rium wechselten sogar die Straßenseite, wenn
ich sie zufällig in Düsseldorf traf. Die Beamten
hatten Angst, nur mit mir gesehen zu werden.

Aber die „Welt am Sonntag“ hielt dem Druck
stand. Ich konnte weiter Geschichten zum Gift-
skandal veröffentlichten und dem Minister
nachweisen, wie er die Öffentlichkeit mit
geschönten Zahlen über die PFT-Giftbelastung
hinters Licht führen wollte.
Schließlich musste der Minister nachgeben.
Uhlenberg erließ eine Anordnung, wonach die
Wasserwerke ihre Anlagen dauerhaft PFT-fest
machen mussten, um eine Gefährdung der
Bevölkerung auszuschließen. Fast gleichzeitig
setzte sich auch bei den Wasserwerken die

Einsicht durch, dass sie handeln mussten. Es
fielen Investitionsentscheidungen in Höhe von
über 140 Millionen Euro. Damit war das Trink-
wasser gesichert. 

Aber im Hintergrund ging der Wirbel weiter.
Die Staatsanwaltschaft hatte aufgrund einer
Strafanzeige von Uhlenbergs Staatsminister
Ermittlungen gegen den entlassenen Abtei-
lungsleiter im NRW-Umweltministerium, Fried-
rich, aufgenommen. Seine Telefongespräche
wurden abgehört, sein Emailverkehr mit Bun-
des- und Landtagsabgeordneten abgefangen.
Und alle Erkenntnisse an Beamte im Umwelt-
ministerium durchgereicht. 
Schließlich wurde Harald Friedrich sogar
wegen angeblichem gewerbsmäßigen Betru-
ges wochenlang inhaftiert.
Ich ging der Sache nach. Im Zuge der Recher-
chen stellte sich heraus, dass die Vorwürfe
gegen Harald Friedrich frei erfunden waren.
Teilweise wurden Reisekostenabrechnungen
in Höhe von acht Euro kriminalisiert, nur um
nachher herauszufinden, dass angeblich zu
Unrecht abgerechnete Zugtickets privat be-
zahlt worden waren. Die Staatsanwaltschaft
musste ihre Ermittlungen ergebnislos ein-
stellen. 

Der Landtag NRW richtete in Folge der Bericht-
erstattung einen Untersuchungsausschuss
zum Thema PFT und Harald Friedrich ein. Die-
ser Ausschuss konnte zwar nicht alle Details
der Affäre aufklären, aber zumindest die Ursa-
chen der Gift-Verseuchung in der Ruhr sind
heute einigermaßen klar. 

Die Klärwerke entlang der Ruhr waren nicht in
der Lage das Gift vollständig aus den Abwäs-
sern der Industriebetriebe zu filtern. Der ver-
antwortliche Ruhrverband weigerte sich die
Nachrüstung seiner Anlagen zu betreiben,
denn das würde Kosten in dreistelliger Millio-
nenhöhe auslösen. Um sein Ziel zu erreichen,
baute der Ruhrverband den größtmöglichen
politischen Druck auf: Gegen Uhlenberg und
gegen Harald Friedrich.

David Schraven, 42
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Schon auf den ersten Blick war die Pressemit-
teilung der LfA Förderbank Bayern zu ihrer
Rolle beim Unterhaltungselektronikhersteller

Schneider Technologies 2003 merkwürdig. 
Die Zahlen ergaben nur Sinn, wenn sie Aktien
in großem Stil verschenkt oder billig ver-
schleudert und damit auf Erlöse in zweistelli-
ger Millionenhöhe verzichtet hätte. Meine Fra-
gen beantwortete die Bank aber erst drei
Jahre später nach einem Rechtsstreit durch 
die Instanzen. Ich war der Meinung, dass die
staatliche LfA als Behörde nach dem Landes-
pressegesetz Auskunft geben müsse. Sie 
weigerte sich aber. Die Auskunftspflicht staat-
licher Banken war bis dahin noch nicht ge -
richtlich geklärt.

Die LfA war Großaktionärin bei dem Traditi-
onskonzern Schneider in Türkheim. Seine
Fernseher und Stereoanlagen standen früher
in vielen Haushalten. Außerdem arbeitete er
an einer revolutionären Laser-Technologie für
Fernseher und Projektionsgeräte. Doch Anfang
2002 meldete er überraschend Insolvenz an.
Enttäuschte Aktionäre warfen der LfA vor, eine
mögliche Rettung behindert und Profit aus

ihrem Engagement gezogen zu haben. Daher
teilte sie am 10. September 2003 mit, aus der
Beteiligung sei ihr ein Verlust „in unterer ein-
stelliger Millionenhöhe“ entstanden. Sie habe
die Papiere außerbörslich unter den Anschaf-
fungskosten verkauft. Daher stelle sich „die
Frage nach der Verwendung von Erlösen oder
Gewinnen nicht“. Außerdem führte sie unbe-
glichene Darlehensbeträge im unteren zwei-
stelligen Millionenbereich auf.
Das war seltsam: Die Frage der Verwendung
von Erlösen stellt sich eigentlich nur dann
nicht, wenn es keine gibt. Hatte die LfA also
Aktien verschenkt? Warum und an wen?
Die LfA übernahm 1998 im Rahmen eines 
Rettungsplans ein großes Aktienpaket für 
1 D-Mark und organisierte danach eine Kapi-
talerhöhung. Bis Herbst 2000 versiebenfachte
sich der Aktienkurs. Die Bank reduzierte ihre
Beteiligung in dieser Zeit um eine gute Million
Aktien, die nach meinen Berechnungen min-
destens 25 Millionen Euro Börsenwert hatten.
Das war mehr, als die LfA für ihre Aktien aus-
gegeben haben konnte. Damals herrschte
Euphorie an der Börse, es gab keinen offen-
sichtlichen Grund für unüblich hohe Abschläge.

Die LfA wies auf meine Anfrage für das Anle-
germagazin „Börse Online“ den Vorwurf
zurück, Aktien zu ungewöhnlich günstigen
Preisen abgegeben oder gar verschenkt zu
haben. Die Informationen zu den Anschaf-
fungskosten seien „unvollständig“ und die
daraus gezogenen Vermutungen „schon des-
halb nicht gerechtfertigt und in der Sache
absurd“. Wie die Zahlen zu erklären waren,
sagte sie aber nicht.

Mitte September und im Oktober 2003 wies
ich die LfA zweimal auf ihre Auskunftspflicht
hin. Sie behauptete, der unterliege sie nicht,
die Informationen fielen unter das Bankge-
heimnis. Im November unterstützte mich die

MILLIONÄR AUF STAATSKOSTEN
Von Renate Daum

Börse Online 09/2004
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Rechtsabteilung des Gruner+Jahr-Verlags, zu
dem „Börse Online“ gehört. Sie werde mir
empfehlen, meinen Anspruch gerichtlich
durchzusetzen, falls die LfA mir nicht ant-
worte. Die Bank blieb bei ihrer Linie.

Daher beantragte meine Anwältin Ursel Paal
von der Kanzlei TaylorWessing im Februar 2004
den Erlass einer einstweiligen Anordnung
nach Artikel 4 Absatz I Bayerisches Pressege-
setz beim Bayerischen Verwaltungsgericht in
München. Das lehnte mein Anliegen im Mai
ab: es sei nicht eilig. Die LfA sei zwar eine
Behörde, dürfe aber keine Auskünfte geben.

Wir reichten daher eine „Leistungsklage auf
Auskunft“ beim gleichen Gericht ein. Die
Anwälte der LfA wollten den Streitwert auf
abschreckende 100 000 Euro erhöhen lassen –
von 2000 Euro im einstweiligen Verfügungs-
verfahren. Dadurch wären die Kosten für den
später Unterlegenen in die Höhe geschnellt.
Außerdem behaupteten die LfA-Anwälte, ich
hätte es versäumt, mir eine Genehmigung zur
Auskunft bei der Rechtsaufsichtsbehörde der
LfA zu besorgen. Von einer solchen Erfordernis
hatte noch niemand bei uns gehört.

Im Juli wies das Gericht auch diese Klage ab.
Es argumentierte allen Ernstes, die LfA hätte
nicht mal mit einer solchen Genehmigung Aus-
kunft geben dürfen. Damit wäre eine staatli-
che Bank jeglicher Kontrolle durch die Presse
entzogen. Mit einem Verstoß gegen Artikel 5
Grundgesetz begründete meine Anwältin
daher unsere Berufung im September 2005
beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof. Die
Landesanwaltschaft, die Prozessvertretung
des Freistaates, klinkte sich als Vertreter des
öffentlichen Interesses ein und schlug sich auf
die Seite der LfA.

Anfang 2006 trat zudem das Informationsfrei-
heitsgesetz auf Bundesebene mit Ausnahmen
für Banken in Kraft, auf die die LfA-Anwälte
hinwiesen. Wir konterten, Auskunftspflichten
gegenüber der Presse seien anders.

Das sah zum Glück auch das Gericht so. Im
August verurteilte es die LfA dazu, sieben
meiner neun Fragen ganz oder teilweise zu

beantworten. Ein Novum bei einer staatlichen
Bank. Die Richter strichen Fragen zu konkre-
ten Personen, weil dabei Belange Dritter über-
wögen, Fragen, bei denen ihnen der Aufwand
für die Antwort zu hoch erschien und eine
Frage, bei der sich Mitarbeiter der LfA eventu-
ell strafrechtlich belasten müssten. Außerdem
legten die Richter den Streitwert auf 5000
Euro statt 100 000 Euro fest.

Als die LfA Ende Dezember 2006 die Antwor-
ten schickte, bestätigte sich mein Verdacht:
Die LfA hatte für ihre Aktien nur 21,8 Millionen
Euro eingenommen, zu Börsenkursen wären
es rechnerisch 41,7 Millionen Euro gewesen.
Selbst mit einem üblichen Paketabschlag
hätte sie einen zweistelligen Millionenbetrag
mehr erlösen können.

Aktien kostenfrei bekamen ein Ex-Vorstand als
Abfindung und ein Ex-Aufsichtsrat als Teil
eines größeren Vertragswerks. Im Juni 2000
erhielt der damalige Vorstandschef Papiere im
Wert von 5,9 Millionen Euro für nur 1,5 Millio-
nen Euro, nachdem er die Bedingungen aus
einem geheimen Optionsprogramm mit der
LfA erfüllt hatte – Millionenwerte auf Staats-
kosten. Aktionäre zahlen gewöhnlich keine
Abfindungen oder bedienen geheime Options-
programme an Vorstände aus eigenen – hier
öffentlichen – Mitteln. Das deutete auf einen
größeren Einfluss der LfA bei dem Konzern als
üblich hin.

Eine der LfA-Bedingungen im Optionspro-
gramm war ein steigender Börsenwert. Die
Kurse klettern oft bei Unternehmen, die wach-
sende Umsätze ausweisen. Der Ex-Vorstands-
chef habe „nicht reduziert, sondern expan-
diert“ und nicht genügend auf den Ertrag
geschaut, klagte der damalige bayerische
Wirtschaftsminister und LfA-Verwaltungsrat
Otto Wiesheu später. Anreize dafür könnte die
LfA aber selbst geschaffen haben.
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Die Sekretärin sagte, sie habe da jemanden in
der Leitung, der über Missstände in einem
Seniorenheim berichten wolle. Das klang nach
längerer, unerquicklicher Recherche:
Bestimmt fehlen die Belege, bestimmt trauen
sich die Betroffenen nicht zu reden – ein Anruf
wie so viele. Ich ahnte nicht, dass dieser Anruf
kurz vor Silvester 2011 in der München-Redak-
tion der SZ der erste, mutige Schritt war, eine
Mauer des Schweigens zu durchbrechen in
einem Münchner Pflegeheim von Kursana.

Kursana ist nach eigenen Angaben der größte
private Betreiber von Seniorenheimen in
Deutschland und Teil des weltweit tätigen
Dussmann-Konzerns. In München hatte er
2010 von einem US-Konzern ein Heim über-
nommen, das sich „Villa“ nennt und zu den
teuersten an der Isar gehört (ein Zimmer in
der Pflegeabteilung kostet mehr als 5000 Euro
pro Monat). Schon Anfang 2011 hatte es Ärger
gegeben: Wegen erheblicher Mängel ver-
hängte die Heimaufsicht einen vorübergehen-
den Aufnahmestopp. Und nun schon wieder
Missstände?
Der Insider am Telefon war bereit, am nächs-
ten Tag persönlich in die Redaktion zu kom-

men. Er war entschlossen, sich nicht noch
mehr gefallen zu lassen. Und so erfuhr ich von
zu wenig und ständig wechselndem Personal,
Pannen bei der Medikamentengabe, miserab-
lem Wäscheservice, schlechter Hygiene. Der
Insider hatte keine Belege dafür, doch er klang
glaubwürdig, weil er alles sehr detailliert
schilderte; vor allem aber nannte er weitere
Namen von Angehörigen und Pflegekräften,
die zu reden bereit seien. Tatsächlich melde-
ten sich schon am nächsten Tag neue
Gesprächspartner, und so ging das weiter:
Immer mehr Menschen, die Einblicke haben in
das Innenleben des Exklusiv-Hauses, berichte-
ten von ihren Erfahrungen – von unwürdigen
Zuständen. Es dauerte nicht lange, dann lagen
mir auch Schriftverkehr zwischen Kursana und
Angehörigen vor sowie Fotos, die ein deutliches
Indiz für die hygienischen Missstände waren.
Was fehlte, war eine Einschätzung der Heim-
aufsicht der Stadt München. Es war Zufall, dass
ich ausgerechnet an jenem Tag dort erstmals
anfragte, als gerade wieder einmal die städti-
schen Prüfer das Heim untersuchten. Der
Tenor der ersten Auskunft: Ein kritisches Haus
voller Mängel. Der nächste Zufall war, dass an
eben diesem Tag Anfang Januar 2012 eine
Gerichtsentscheidung bekannt wurde: Die
Heimaufsicht in ganz Bayern darf künftig nicht
mehr gegen den Willen der Betreiber die Prüf-
berichte der Heimaufsicht veröffentlichen. Das
entsprechende Gesetz war vom Sozialministe-
rium offenbar so schlampig formuliert worden,
dass es nun für untauglich erklärt wurde. Und
wer hatte geklagt? Ausgerechnet Kursana. 
Hatte der Konzern mit seinen bundesweit 96
Häusern etwas zu verbergen? Die Frage wurde
immer relevanter, als ich auf einen anderen,
öffentlich zugänglichen Bericht stieß: Den
Transparenzbericht des MDK. Der Medizini-
sche Dienst der Krankenversicherung gab der
Münchner Kursana-„Villa“ zwar die Durch-
schnittsnote „gut“, doch viele Einzelnoten in

MISSSTÄNDE IN EINEM MÜNCHNER PFLEGEHEIM
Von Bernd Kastner
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den relevanten Prüfbereichen fielen schlecht
aus: elfmal „mangelhaft“.

Die Geschichte war wasserdicht. Der Direktor
des Kursana-Hauses war zu keinem persönli-
chen Gespräch bereit. Die Pressestelle in der
Berliner Zentrale überraschte mich mit ihrer
Antwort auf meinen Fragenkatalog: „Wir
sehen keinen Anlass für Kritik.“ Das war der
erste Satz, und so ging es weiter. Antwort für
Antwort ein Abwiegeln und Ausweichen. Alle
weiteren Stellungnahmen fielen so aus, dass
sie weitere Recherchen provozierten. 

Am 16. Januar erschien im München-Teil der
SZ der erste Bericht: „Nobles Pflegeheim in
der Kritik“. Tags darauf gleich der nächste,
wesentlich ausführlichere: „Villa mit gravie-
renden Mängeln“. Es meldeten sich weitere
Insider, die nicht nur alles bestätigten: In
Wahrheit sei es sogar noch schlimmer. 
Da die Geschichte angesichts der Gerichtsent-
scheidung auch eine poltische Dimension
hatte, wollte ich mit Bayerns Sozialministerin
Christine Haderthauer über das missglückte
Gesetz und die Folgen sprechen: Doch sie
flüchtete in Schweigen. Also besuchte ich
zusammen mit meinem Kollegen Sven Loerzer,
einem ausgewiesenen Pflege-Experten, den
Chef der Münchner Heimaufsicht. 
Er fand deutliche Worte, nannte die „Villa“
„unser Problemhaus“ und empörte sich über
die Verteidigungsstrategie des Konzerns. 
Kaum war das Interview erschienen, wurde ein
weiteres Problemhaus Kursanas bekannt: In
der Nähe von Augsburg war die Krätze ausge-
brochen. Die Heimleitung aber hatte nicht, wie
vorgeschrieben, die Behörden informiert, das
taten Mitarbeiter. Und in München kündigte
die Heimaufsicht an, erneut einen Aufnahme-
stopp für die „Villa“ verhängen zu wollen. Vor
fast jedem Bericht schickte ich einen Fragen-
katalog nach Berlin, doch Kursana blieb sich
treu im Abstreiten. Die fast ausschließlich
schriftliche Kommunikation mit Kursana war
aufwendig, aber sie hatte auch den Vorteil,
dass diese Strategie dokumentiert ist.

Eine Angehörige aus einem anderen bayeri-
schen Haus hatte berichtet, dass es dort ähn-
lich sei wie in München. Da es unrealistisch
war, für weitere Heime so fundierte Informa-
tionen wie über das Münchner zu bekommen,
behalf ich mich mit dem Internet und der
Frage: Wie präsentiert sich Kursana? Die irre-
führende Kommunikation hat System im Kon-
zern. So hatte Kursana den MDK-Transparenz-
bericht für einige bayerische Häuser veröffent-
licht – offenbar vor allem für die mit guten
Durchschnittsnoten. Und publiziert waren
auch nur die wegen ihrer mangelnden Aussa-
gekraft schwer kritisierten Gesamtnoten, nicht
aber die 82 Einzelzensuren einer jeden MDK-
Prüfung. Dazu kam eine irreführende Werbung
mit TÜV-Zertifikaten: Kursana verkaufte diese
vom Konzern selbst beauftragte Zertifizierung,
als wäre die Heimaufsicht zugange. Dabei
kommen die TÜV-Prüfer angemeldet und wer-
den von Kursana bezahlt. Dass der TÜV Rhein-
land auf Nachfrage einräumen musste, Kursana
fälschlicherweise ein übertrieben positives
Zertifikat ausgestellt zu haben, mit dem Kur-
sana noch besser Werbung machen konnte, ist
ein kurioser Randaspekt der Recherchen.
Wieder schickte ich einen langen Fragenkata-
log nach Berlin. Diesmal reagierte Kursana
dreifach: Zunächst wurden weitere der wenig
aussagekräftigen MDK-Durchschnittsbewer-
tungen online gestellt. Dann äußerte sich via
Pressemitteilung der Geschäftsführer, der
einen direkten Kontakt mit mir abgelehnt
hatte. Tenor der Pressemitteilung: Qualität
und Transparenz – bestens. Und dann erhielt
ich auch noch Antwort auf meine Fragen – wie-
der im Kursana-Stil: Passagen aus der Presse-
mitteilung waren einfach hineinkopiert in
meine E-Mail. Wir brachten daraufhin eine
Analyse, wie kreativ Kursana mit der Transpa-
renz verfährt. 
Zum 1. Februar erhielt die Münchner Villa
einen neuen Direktor. Es ist bereits der vierte
Chef, seit Kursana das Haus im September
2010 übernommen hat. Wenige Tage später
verhängte die Heimaufsicht erneut einen 
Aufnahmestopp, diesmal für das ganze Haus.

Bernd Kastner, 42,
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Wenn das Verteidigungsministerium feiert,
dann geht das mitunter auf Kosten von Geld-
gebern, die niemand vermutet hätte: Von 2003
bis 2007 zahlte der Rüstungs- und Technolo-
giekonzern EADS 87.000 Euro, um zum Bei-
spiel den „Ball des Sanitätsdienstes“ zu
unterstützen oder das Oktoberfest des Hee-
resverbindungsstabes USA in Alabama. EADS
sowie die Tochterunternehmen haben bei sol-
chen Anlässen für die Musik und die Bewir-
tung gezahlt oder ein Feuerwerk ermöglicht.
Die Details dieses Regierungssponsorings,
das auch in anderen Ressorts üblich ist,  hat
der „stern“-Journalist Hans-Martin Tillack mit
Hilfe des Informationsfreiheitsgesetzes (IFG)
aufgedeckt. Da EADS zu den wichtigsten Auf-
tragnehmern des Verteidigungsministeriums
gehört, sprechen die Beteiligten nicht gern
darüber. Doch trotz anfänglicher Widerstände
mussten die Fakten offengelegt werden, dank
eines neuen Transparenzgesetzes.

Die Recherche des „stern“ ist ein Beispiel für
den Nutzen des IFG. Es stellt für die Bundes-
behörden eine kleine Kulturrevolution dar: Als
es Anfang 2006 in Kraft trat, wurde der alte
Grundsatz der „Amtsverschwiegenheit“ 
der Verwaltung abgeschafft. Bis dahin galt die
Regel, dass Behördenunterlagen einen rein
internen Charakter haben. Einsicht oder Aus-
kunft wurde selten gewährt und musste aus-
drücklich begründet werden. Möglich war der
Informationszugang lediglich für Betroffene,
die in eigener Angelegenheit etwas erfahren
wollten oder für Journalisten, die sich auf den
Auskunftsanspruch nach den Landespressege-
setzen berufen konnten. Aber wie viele Doku-
mente und in welcher Form sie zugänglich
gemacht wurden – das entschied allein die
Pressestelle. 

Das IFG kehrt die alte Regel nun um: Jetzt ist
bei den Bundesbehörden grundsätzlich alles
öffentlich, und im Ausnahmefall muss die
Behörde eine Begründung liefern, wenn sie
glaubt, bestimmte Informationen nicht freige-
ben zu können. So können laut Gesetz z.B.
Datenschutzbelange oder der Schutz von
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen privater
Firmen vorgehen. Das IFG ist ein  „Jeder-
mannsrecht“, das keiner Antragsbegründung
bedarf und von Privatpersonen genauso
genutzt werden kann wie von Journalisten
oder anderen Berufen. Der alte Behörden-
spruch „Da könnte ja jeder kommen“, der frü-
her benutzt wurde, um unliebsame Fragesteller 
fernzuhalten, hat sich in sein Gegenteil ver-
kehrt: Nach dem IFG kann wirklich jeder kom-
men und den Behörden in die Akten schauen.
Zumindest nach dem Willen des Gesetzes. 

Dass wir in Deutschland bessere Auskunfts-
rechte gegenüber Behörden brauchten, wurde
schon auf der Gründungsversammlung von
Netzwerk Recherche im Jahr 2001 formuliert.
Denn Journalisten können nur dann vertieft
recherchieren, wenn sie gegenüber mauern-
den Behörden auch Informationsrechte haben,
die sie notfalls gerichtlich durchsetzen kön-
nen. In anderen Ländern war dies schon seit
vielen Jahren der Fall. Nur Deutschland hinkte
im internationalen Vergleich hinterher: Die
Bundesrepublik war 2005 innerhalb der
damals 25 EU-Mitglieder eines von nur vier
Ländern ohne solche Akteneinsichtsrechte. 

Nachdem mehrere parlamentarische Initiati-
ven für mehr Transparenz am Widerstand der
Behörden und der Wirtschaft gescheitert
waren, hat Netzwerk Recherche die Initiative
ergriffen und weitere Verbände für ein zivilge-
sellschaftliches Bündnis für Informationsfrei-

AMTSGEHEIMNIS ADE: BEHÖRDEN MÜSSEN AKTEN ÖFFNEN
Wie das netzwerk recherche zusammen mit anderen 
für ein Informationsfreiheitsgesetz kämpft
Von Manfred Redelfs



51
heit gewonnen. Diese Gruppe hat von einem
Fachanwalt einen eigenen Gesetzentwurf samt
Begründung ausarbeiten lassen. Anfang April
2004 wurde dieser Gesetzesvorschlag von
Netzwerk Recherche, Deutschem Journalisten-
Verband, Deutscher Journalisten-Union, Trans-
parency International und Humanistischer
Union dem Bundestagspräsidenten überge-
ben. Eine Kopie erhielten alle  Bundestagsab-
geordneten, und der Vorschlag wurde in der
Bundespressekonferenz auch der Öffentlich-
keit präsentiert. Im Juni 2004 startete eine
Internet-Kampagne und eine auf Berlin kon-
zentrierte Plakat-Kampagne, mit der Unter-
schriften für die Einführung des IFG gesam-
melt wurden, unterstützt von prominenten
Erstunterzeichnern, die sich für das Reform-
projekt aussprachen. Dieser Rückenwind war
es, der dazu führte, dass das Transparenzge-
setz im Sommer 2005 im Bundestag verab-
schiedet wurde. 

Zwar kam der Entwurf nicht in Reinform durch
die Gesetzgebung, und zahlreiche Lobbyisten
haben noch viele Ausnahmeklauseln durchge-
setzt. Aber mit dem Gesetz hat ein entschei-
dender Politikwechsel stattgefunden: Endlich
wurde klargestellt, dass der Grundsatz der
Transparenz höher zu gewichten ist als das
obrigkeitsstaatliche Prinzip der Geheimhal-
tung. Inzwischen berufen sich jedes Jahr rund
1.500 Antragsteller auf dieses Recht – Journa-
listen genauso wie Bürger. Nicht nur die Spon-

soren des Verteidigungsministeriums kamen
so ans Licht, sondern auch, wer von den sechs
bis sieben Milliarden Euro Agrarsubventionen
profitiert, die in Deutschland jedes Jahr ausbe-
zahlt werden. Erstmals konnte deshalb öffent-
lich darüber diskutiert werden, ob es richtig
ist, wenn sich auch branchenfremde Konzerne
wie etwa Energieunternehmen aus dem Topf für
die Landwirte bedienen. 

Netzwerk Recherche bleibt am Thema dran
und versucht weiterhin, die Informations-
rechte zu stärken. Zum 5. Jahrestag des IFG
haben wir deshalb erneut einen Gesetzesvor-
schlag präsentiert, der die Erfahrungen der
zurückliegenden Jahre berücksichtigt: Das
Bürgerinformationsgesetz, das wir anstreben,
würde die Behörden verpflichten, viele Infor-
mationen von sich aus online zu stellen, ganz
ohne Antrag. Andere Auskunftsrechte, wie
nach dem Verbraucherinformationsgesetz,
würden zu einer einheitlichen, klaren Geset-
zesgrundlage gebündelt. Der Datenschutzbe-
auftragte und einige Politiker haben diesen
Vorstoß bereits begrüßt, aber die Bürokratie
wird sich mit mehr Transparenz sicherlich
schwer tun. Deshalb bedarf es bei diesem
Thema eines langen Atems. 
Eines ist aber jetzt schon klar: Der Abschied
vom Amtsgeheimnis ist in Deutschland unwie-
derbringlich. Ein Zurück zur alten Geheimhal-
tungskultur der Verwaltung ist dank Informati-
onsfreiheitsgesetz nicht mehr denkbar.

Dr. Manfred Redelfs, 50,
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HERMANN-JOSEF TENHAGEN, CHEFREDAKTEUR FINANZTEST:

Recherche ist nicht alles. Aber ohne Recherche bleibt Journalismus seltsam leer –

und wird überflüssig. Recherche wieder ganz oben auf die Tagesordnung gesetzt zu haben, 

das macht das Netzwerk aus. !
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Neue Technologien und zunehmender ökonomischer Druck gefährden
den Journalismus. Um seine Qualität und Unabhängigkeit zu sichern,
setzt sich das netzwerk recherche für dieses Leitbild ein.

PRÄAMBEL

1. Journalisten* berichten unabhängig, sorgfältig, umfassend und wahrhaftig.
Sie achten die Menschenwürde und Persönlichkeitsrechte.

2. Journalisten recherchieren, gewichten und veröffentlichen nach dem 
Grundsatz „Sicherheit vor Schnelligkeit“.

3. Journalisten garantieren uneingeschränkten Informantenschutz als Voraus setzung 
für eine seriöse Berichterstattung. 

4. Journalisten garantieren handwerklich saubere und ausführliche Recherche aller 
zur Verfügung stehenden Quellen.

5. Journalisten machen keine PR.

6. Journalisten verzichten auf jegliche Vorteilsnahme und Vergünstigung.

7. Journalisten unterscheiden erkennbar zwischen Fakten und Meinungen.

8. Journalisten verpflichten sich zur sorgfältigen Kontrolle ihrer Arbeit und, wenn nötig, 
umgehend zur Korrektur.

9. Journalisten ermöglichen und nutzen Fortbildung zur Qualitätsverbesserung 
ihrer Arbeit.

10. Journalisten erwarten bei der Umsetzung dieses Leitbildes die Unterstützung der 
in den Medienunternehmen Verantwortlichen. Wichtige Funktionen haben dabei 
Redaktions- und Beschwerdeausschüsse sowie Ombudsstellen und eine kritische 
Medienberichterstattung.

* Es sind stets beide Geschlechter gemeint.

www.netzwerkrecherche.de
infoπnetzwerkrecherche.de@
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Die sechs Jahre seit seiner Einführung zeigen:
Der Medienkodex des Netzwerk Recherche
funktioniert. Das ist keine Selbstverständlich-
keit für eine sich hohe Ziele steckende Selbst-
verpflichtung und Selbstvergewisserung einer
höchst individualistischen Branche. Der
Medienkodex ist dabei nichts für Sonntags-
reden, sondern für alle Journalisten ein Leit-
faden, der die Grundlagen ihrer Arbeit noch
einmal festschreibt.

So banal, so schwierig, so wirkungsvoll. Dabei
umreißt er die wesentlichen Punkte wie sau-
bere Recherche, Quellen- und Informanten-
schutz sowie wahrheitsgemäße Berichterstat-
tung. Und macht das große Fass auf:
Journalisten machen keine PR, heißt es in
Ziffer 5 des Kodex. Kein Satz war – und ist –

stärker in der Diskussion. Doch gerade das
macht den Kodex aus: Diese geniale Vereinfa-
chung hat Debatten ermöglicht, Veränderun-
gen angeregt, Bewusstsein geschaffen. Dass
heute in Deutschland mehr PR-Fachleute als
Journalisten arbeiten und die Ressourcen für
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ungleich
üppiger sind als die Etats für Recherche, 
ist ein alter Hut. Unabhängigkeit und Freiheit
von fremden Interessen sind die Grundlage
des Journalismus. 

PR ist das Gegenteil davon – und wird doch
heute viel zu oft wie selbstverständlich als
„andere Seite der Medaille“ hingenommen
und damit aufgewertet. An Journalistenschu-
len und Hochschulseminaren gehen immer
häufiger Veranstaltung zum Journalismus und
Übungen zur PR nahtlos ineinander über – mit
fatalen Folgen. Der Zustand einer schizophre-
nen Branche, in der man heute Journalist/in
und morgen PR-Mensch sein kann, wird all-
seits beklagt. Doch kein anderer Journalisten-
verband geht das Problem an und sucht so
offensiv die Diskussion wie das „netzwerk

recherche“. Und hat dabei so viel Erfolg: Von
einem geschärften Bewusstsein beim Deut-
schen Presserat – bis zur permanenten
Debatte in der Branche, die niemanden aus
der Verantwortung lässt. 

Dabei fordert der Medienkodex auch die
Bringschuld der Medienunternehmen ein: 
Sie, die gutes Geld mit gutem Journalismus
verdienen, müssen mehr tun, um seine
Voraussetzungen langfristig und nachhaltig 
zu sichern. Doch bei mehr und mehr Verlags-
unternehmen, vor allem in immer ausgezehr-
teren Tageszeitungsredaktionen, werden 
Etats wie Spielräume für Recherche kleiner
und kleiner. Selbst beim immer noch üppig
ausgestatteten öffentlich-rechtlichen Rund-
funk nimmt die Leidenschaft für Recherche 
ab – bei den mächtigen Controllern, nicht bei
den Journalisten. Auch diese Diskussion hat
der Medienkodex vor fünf Jahren gegen viele
Widerstände angestoßen, um der Grundlage
aller journalistischen Arbeit, der unabhängi-
gen Recherche, wieder den Stellenwert zu 
verschaffen und zu sichern, den sie verdient. 

FÜNF JAHRE MEDIENKODEX: LEITFADEN FÜR GRUNDLAGEN
Von Steffen Grimberg
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Die Ergebnisse der Bundestagswahl 2005
machten mich erstmals auf die Region Ostvor-
pommern aufmerksam: In kleinen Dörfern wie
Postlow oder Bargischow kam die NPD auf
über 17 Prozent – das war mehr, als sie
irgendwo sonst in Mecklenburg-Vorpommern
erreicht hatte. Die Erfolge der NPD in dem
ärmlichen, abgeschiedenen Landstrich bei
Anklam ähnelten bereits jenen in der Sächsi-
schen Schweiz. Mit einem entscheidenden
Unterschied: Die NPD hatte hier – anders als
in Sachsen – kaum Parteistrukturen. Worauf
aber beruhte dann der schleichende, über-
regional kaum beachtete Aufstieg der Rechts-
extremen in dieser Gegend kurz vor der 
polnischen Grenze? 

Das Archiv gab wenig her. Ostvorpommern 
war in den Medien noch kein Thema. Auch der
Verfassungsschutz konnte – oder wollte – 
mir keine neuen Informationen herausgeben.
Im Gegenteil. Nach meinem Gespräch im
Schweriner Landesamt fragte ein Beamter: 
Ob ich vielleicht nach meiner Recherche in Ost-
vorpommern noch einmal vorbeikommen und
dem Verfassungsschutz darüber berichten
wolle? Schließlich wüssten Journalisten oft
mehr, als in der Zeitung stehe. Ich schaute 
entgeistert. Hastig wurde mir versichert: 
Keine Sorge, das Gespräch werde natürlich
absolut informell verlaufen. Den Verfassungs-
schutz konnte ich als Informationsquelle für
dieses Projekt offensichtlich vergessen. Ich
beschloss, meine Recherchen auf die Kreis-
stadt Anklam und die Dörfer Postlow und Bar-
gischow zu konzentrieren. Dank eines Netz-
werk-Recherche-Stipendiums der Otto-Brenner-
Stiftung verabschiedete ich mich im Dezember
2005 für drei Wochen aus der taz-Redaktion
und quartierte mich in Bugewitz ein, einem
Weiler südostlich von Anklam. Der Hahn krähte,
die Wildgänse schnatterten, hinter dem Feri-
enhaus begann das Torfmoor. Ein Landidyll. 

Gleich in der Nachbarschaft lebt Günther 
Hoffmann, damals noch Leiter einer Außen-
stelle des Civitas-Netzwerks in Anklam und
einer der besten Kenner der rechten Szene in
Deutschland. Seine These: Die NPD verdanke
ihre Wahlerfolge in Ostvorpommern lokalen,
überregional bis dahin kaum beachteten 
Neonazi-Kameradschaften. Zudem hätten
auch die demokratischen Parteien den Rechts-
extremen unfreiwillig geholfen – durch eine
konsequente Vernachlässigung des abgelege-
nen Landstrichs.

Die NPD war damals schwach in der Region
Ostvorpommern, der Kreisverband quasi eine
Ein-Mann-Veranstaltung: Michael Andre-
jewski, Lehrerssohn aus dem Schwarzwald
und studierter Jurist, hatte sich den Landstrich
als persönliches Spielfeld ausgesucht. Er war
aus dem Westen in einen Anklamer Plattenbau
gezogen. Wenig später wurde er auf Anhieb in
den Stadtrat und den Kreistag gewählt, bei der
Bundestagswahl schnitt er noch besser ab.
Doch ohne lokale Unterstützer hätte der NPD-
Mann wohl kaum so erfolgreich Wahlkampf
geführt. Schließlich konnte er, wie er mir im
Interview freimütig erzählte, nicht mal Auto
fahren.

So gesprächig wie Andrejewski war kaum ein
anderer Interviewpartner. Alle rechtsextremen
Kameradschaftskader aus der Region, die ich
kontaktierte, lehnten meine Interviewanfragen
ab. Der Pressesprecher der Polizeidirektion in
Anklam verkündete mir ungeniert am Telefon,
er habe keine Lust mit Journalisten zu reden,
die seiner Region ein Naziproblem andichten
wollten. In Postlow und Bargischow traf ich
auf eine Art Schweigekodex. Die parteilosen
Bürgermeister der beiden Gemeinden schimpf-
ten zwar gerne und ausführlich über das Ver-
sagen der Politiker in Schwerin und Berlin.
Aber über die Neonazis in der Nachbarschaft

DAS VERGESSENE LAND
Von Astrid Geisler
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wollten sie sich nicht empören. Wer in ihrer
Gemeinde die NPD gut heiße? Das solle ich
bitte selbst herausfinden.

So suchte ich in Postlow und Bargischow immer
wieder das Gespräch an den Gartenzäunen –
um mehr über die Neonazis und den Umgang
mit ihnen zu erfahren. Hätte ich nicht fast drei
Wochen Zeit gehabt, ich hätte vermutlich
wenig von der rechten Szene und ihren Strate-
gien mitbekommen. Die Neonazis dort sind
meist nicht so leicht als solche zu erkennen.
Es sind junge Familienväter, oftmals Handwer-
ker. Sie engagieren sich im Dorf und sind
wohlgelitten in der Nachbarschaft. In Bargi-
schow gehört sogar der Sohn des Vize-Bürger-
meisters zur organisierten rechten Szene. 

In beiden Orten zeigt sich exemplarisch, welche
drastischen Folgen es hat, wenn die Dorfge-
meinschaft Rechtsextreme ungestört agieren
lässt. Der Bargischower Bürgermeister räumte
mir gegenüber offen ein, den Rechten den
Jugendclub am Ortsrand zur Verfügung gestellt
zu haben, damit sie nicht an der Bushalte-
stelle herumgammeln. Seither traf sich dort
regelmäßig der „Heimatbund Pommern“, eine
militante Neonazi-Nachwuchsorganisation,
und machte der Dorfjugend Freizeitangebote.

Als Vertreterin der „Feindpresse“ war ich im
Bargischower Jugendclub unerwünscht. Weder
der Bürgermeister noch der lokale NPD-Chef
halfen mir, Zutritt zu dem Flachbau am Orts-
rand zu bekommen. Eines Tages traf ich zufällig

4 SONNABEND/SONNTAG,  8./9.  APRIL  2006 das taz-dossier
 DIE  TAGESZEITUNG
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gruselig sein“, sagt er. „Es hat die Haupt-arbeit schon gemacht. Wir müssen unsnur noch hinstellen und sagen: Da sindwir.“
Nicht ganz. Intelligent und äußerststrebsam sei Andrejewski, sagen selbstseine Gegner im Stadtrat. Der Jurist ar-beitet Vollzeit, staatlich finanziert. Erlebt in einer Plattenbausiedlung, obers-ter Stock, wo der Blick auf ein Heizwerkgeht, auf ein Beerdigungsinstitut unddie Wiese davor. Allein, von Hartz IV.Grundsätzlich, sagt der NPD-Mann, un-terstütze er als Politiker alles, was „denKollaps noch ein bisschen beschleu-nigt“. Je überschuldeter eine Gemeinde,desto besser. Zugleich wolle er „jedenFußbreit Heimat“ verteidigen, jedesKrankenhaus, jede Stadtbibliothek, je-den Schulbus. Das kommt an bei denWählern. Und, sagt Andrejewski: „Es sollnoch möglichst viel Substanz übrigsein, wenn eines Tages das System wegist.“

Als Andrejewski nach Anklam kam,war die NPD unbedeutend. Aber es gabambitionierte rechtsextreme Kamerad-schaften. Andrejewski suchte dieFreundschaft der militanten Neonazis.„Ideologisch sind wir doch sowieso

identisch“, sagt der NPD-Politiker. „Alsohabe ich mich einfach integriert.“ Im
Namen der Kameraden leite er deren„Spezialtruppe für den Parlaments-kram“.

Verfassungsschützer halten die Neo-nazis für die wichtigste Größe im
rechtsextremen Spektrum der Region.Ihre Strategien gelten in der deutschenKameradschaftsszene als wegweisend.Die Wortführer begnügen sich nichtmehr mit der Arbeit in Untergrundzir-keln. Sie haben einen Volkstanzvereingegründet und eine Jugendgruppe, dieWanderungen und Ferienlager organi-siert. Sie verlegen ein lokales Nachrich-tenblatt, das kostenlos an 30.000 Haus-halte verteilt wird. Sie treten bei Neona-zi-Demonstrationen im ganzen Bundes-gebiet auf. Der Dachverband „Sozialesund Nationales Bündnis Pommern“präsentiert auf einer schicken Internet-seite beinahe täglich aktuelle Nachrich-ten. Wer die Website der CDU besucht,bekommt nur eine Fehlermeldung.

Der Jurist aus dem Westen und dieLandjugend – inzwischen nehmen auchdie Volksparteien in der Gegend dasBündnis ernst. SPD, CDU und PDS krie-gen in ganz Ostvorpommern gemein-sam etwa 15 junge Leute zusammen. Inden rechtsextremen Kameradschaftender Region und ihren Satellitengruppensind 200 Nachwuchskräfte aktiv, schät-zen Szenebeobachter. Die Jugendlichenziehen von Haus zu Haus, stecken Infor-mationshefte in die Briefkästen, besu-chen Bürgerversammlungen. Andre-jewski muss nicht über die Dörfer tin-geln, nicht an Gartenzäunen für seinProjekt werben. Das erledigt die Jugend.Und niemand stört sie.
Warum sollte er sie auch stören, fragtKarl-Heinz Thurow, der Bürgermeistervon Bargischow. Die „rechten Jungs“hätten bisher keinen Ärger gemacht.Und die NPD sei nicht verboten, son-dern „eine Partei wie jede andere“. Um-sturzpläne? Parteiengeschwätz, glaubtThurow. Die einen schwafelten von Ge-rechtigkeit, die anderen vom Ende desSystems – was daraus werde, wisse manja. Unlängst stellte Thurow den Jugend-lichen den Flachbau am Dorfrand ne-ben der stillgelegten Kita zur Verfü-gung. Damit sie nicht an der Bushalte-stelle herumgammeln, sagt er. Auch sei-ne Frau findet das richtig. Sie hat bis vorkurzem das Anklamer Sozialamt gelei-tet. Diese „Jungs“, sagt Frau Thurow, sei-en „wirklich keine dummen Leute“, esseien Jugendliche, die etwas erreichenwollten, und das Clubhaus hätten siesich ganz alleine renoviert.

DIE STRUKTUREN
Die Neonazis zwischen Usedom
und Pasewalk gelten als sehr ambi-
tioniert und professionell. Ihre Ak-
tionsformen:

1. Kameradschaften
Unter dem Dach des „Sozialen und
Nationalen Bündnisses Pom-
mern“ (SNBP) agieren in der Region
vier größere konspirativ arbeitende
militante Kameradschaften: die
„National-Germanische Bruder-
schaft“ und die „Aryan Warriors“
aus Ueckermünde sowie der „Ka-
meradschaftsbund Anklam“ (KbA)
und der „Kameradschaftsbund
Ducherow“ (KbD). Sicherheitsbe-
hörden bezweifeln bisher die Exis-
tenz einer Ducherower Kamerad-
schaft, obwohl die Gruppe regel-
mäßig öffentlich auftritt und die
NPD erklärtermaßen mit ihr koope-
riert.

2. Vorfeldgruppen
Als Bindeglieder zur örtlichen Be-
völkerung haben die Neonazis
Gruppen mit biederer Fassade ge-
gründet. Der „Heimatbund Pom-
mern e.V.“ (HbP) organisiert die Ju-
gendarbeit: Wanderungen, Ferien-
lager, Geländespiele, aber auch
Trips zu Neonazi-Demos und ideo-
logische Schulungen. Der „Kultur-
kreis Pommern“ tritt mit einer
Volkstanz- und einer Trommler-
gruppe bei Dorffesten und -umzü-
gen auf. Die „Initiative für
Volksaufklärung“ verteilt kosten-
los Info-Blätter mit ihrer Sicht auf
lokale Themen. Viermal jährlich
werden 30.000 Exemplare verteilt
mit inzwischen fünf Lokalausga-
ben: Insel Bote, Anklamer Bote,
Uecker-Randow Bote, Stralsunder
Bote, Greifswalder Bote. Sinkende
Abos der Lokalpresse lassen den
Einfluss der Blätter wachsen.

3. Bürgerinitiativen
Unter dem Deckmantel von Bürger-
initiativen wie „Schöner und siche-
rer wohnen“ machten die Kame-
radschaften Stimmung gegen
Flüchtlingsheime in Anklam, Ue-
ckermünde und Wolgast.

4. Partei
Der 2003 zugezogene Jurist Michael
Andrejewski gewann die Neonazis
für die Kooperation mit der NPD –
und verhalf der Partei so zu Rekord-
ergebnissen. Jüngst traten etwa 20
Neonazis der NPD bei, sie stellen da-
mit gut die Hälfte der Mitglieder im
Kreisverband Ostvorpommern. Auf
der Liste zur Landtagswahl 2006
sind sie breit vertreten.

NPD: www.npd-ostvorpommern.de
SNBP: www.snbp.info
Heimatbund Pommern:
hbp.snbp.info
Kulturkreis Pommern:
www.kulturkreis-pommern.de
Initiative für Volksaufklärung:
ifv.snbp.info AGX

DEUTSCHLANDDEUTSCHLAND

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

BRANDENBURG

BERLIN

-20

-15

-10

-5

0

5

10

15

20

25

30

D
u

rc
h

sc
h

n
it

ts
al

te
r 

in
 '0

3

K
au

fk
ra

ft
 p

ro
 E

in
w

o
h

n
er

 '0
6

St
eu

er
ei

n
n

ah
m

en
 p

ro
 E

in
w

o
h

n
er

 '0
3

Sc
h

u
la

b
g

än
g

er
 m

it
 A

b
it

u
r 

'0
3

B
ev

ö
lk

er
u

n
g

se
n

tw
ic

kl
u

n
g

 '9
6

-'0
3

A
rb

ei
ts

p
la

tz
en

tw
ic

kl
u

n
g

 '9
8

-'0
3

A
rb

ei
ts

lo
si

g
ke

it
 F

eb
r. 

'0
6

Landkreis Ostvorpommern Landkreis Lüneburg

Prozent

2
4

1
,-

 E
u

ro

5
3

6
,-

 E
u

ro

1
3

.2
9

9
,-

 E

1
7

.8
1

0
,-

 E

4
2

,8
 J

ah
re

4
0

,6
 J

ah
re

Quelle: Bertelsmann Stiftung

Die Dorfstraße gehört den Alten – und der NPD. Gastwirt Uwe Fuhrholz träumt von einem Ausflugslokal. Aber die Banken investieren lieber anderswo FOTO: JUNGEBLODT/AG BILDKUNST

Fortsetzung auf Seite 5 !!

! Fortsetzung von Seite 3
Der Flachbau ist inzwischen über denOrt hinaus bekannt – als Neonazi-Treff.Die Neonazis haben natürlich auch ei-nen Schlüssel. Er liegt gegenüber im

Haus der Familie Roser. Das weiß jeder,auch die junge 1-Euro-Kraft, die neben-an in der stillgelegten Kita herumsitzt.Sie muss nur eine SMS schreiben, dannerscheint vor dem Haus der Roser-Sohn,ein kleiner, kräftiger Kerl um die zwan-zig. Er will mit Journalisten eigentlichnichts zu tun haben, behält seinen Na-men lieber für sich. „Egal, was wir hiermachen. Ihr schreibt doch wieder nur:Da laufen braune Sachen“, brummelter. „Dass wir auch den Rasen von derKita im Sommer mähen, das würdet ihrdoch zum Beispiel nie erwähnen.“ Da-bei könne in den Jugendclub jeder rein:„Jeder, der will.“ Zum Beweis schließt er

die Eingangstür auf, führt in einen un-beheizten Bar-Raum. Ein Kumpel mitlockigem Pferdeschwanz und ein Mäd-chen in Jeans und Rollkragenpulli fol-gen ihm. Fremde, die spontan an derTür klopfen? Was soll das? Die drei wir-ken misstrauisch.
Wer die Wortführer der Neonazi-Sze-ne anruft und um ein Gespräch bittet,ahnt warum. Keine Chance, sagt selbstTino Müller, der für die NPD in denLandtag einziehen will und als Sprecherder Bürgerinitiative „Schöner und si-cherer wohnen“ im benachbarten Ue-ckermünde offene Briefe unterzeich-net. Interviews mit der „Feindpresse“sind in seinen Kreisen verpönt. Deren„Hetzjournalisten“, warnte das Neona-zi-Magazin Volk in Bewegung kürzlich,seien „bewusst ausgewählte geistig-see-lisch und körperlich minderwertigeMenschen“. Jedes Gespräch mit ihnenunterstütze die „Totengräberarbeit am

deutschen Volk“.
Der Roser-Sohn macht sich erst maleine Cola auf, lehnt sich an den Tresen,lässt den Schlüssel an einer groben Me-tallkette zappeln. Er trägt kurze brauneHaare, Jeans, Turnschuhe. Ein unver-dächtiges Outfit, stünde auf dem Pullinicht „Die Liebenfels Kapelle“. Die Bandhieß früher „Skalinger“, dann gab siesich den Namen des RassetheoretikersJörg Lanz von Liebenfels. Auf ihren CD-Hüllen geht schon mal ein Hakenkreuzhinter dem Brandenburger Tor auf, siesingt Texte wie: „Auch mit Geld erkauft

ihr keinen Freispruch für eure liebe De-mokratie. Es wird nun nicht mehr langedauern, bis der große Vorhang fällt.Nichts wird eure Ärsche retten, wennsich das Volk gegen euch stellt.“
Rechts und links, erklärt der Roser-Sohn, das spiele hier in der Gegendlängst keine Rolle mehr. Im Übrigen seidas Problem doch, dass Jugendlichennichts geboten werde. Früher, da habees wenigstens beim Dorffest noch dieein oder andere Attraktion gegeben,Wettkämpfe wie „Aal-Greifen“. Selbstdas sei vorbei. „Aber wenn jemand malwas organisiert, dann heißt es gleich:Die rekrutieren!“, wirft der Kumpel ein.„Dabei – singen, tanzen, wandern, dasist doch nicht schlecht, oder?“

Die Jungs blicken sich grinsend an.Singen, tanzen, wandern? Es gibt Fotos

von Neonazi-Demos, wo man sie anderssehen kann: Den Roser-Sohn im blauenT-Shirt mit dem Logo des Kamerad-schaftsbundes Ducherow. Auch denZopfträger im Kapuzenpulli.
Natürlich wird in den Dörfern überdie „Jungs“ geschwatzt – so wie über je-den geschwatzt wird: Haben sie Arbeit?Wie laufen sie herum? Saufen sie zuviel? Prügeln sie sich? Rüdiger Thiemeaus Postlow redet darüber. Offen. Dasist ungewöhnlich. Denn die meistenwollen ihre Meinung über den rechtenNachwuchs lieber nicht in der Zeitunglesen, schon gar nicht mit Namen.„Weiß ich nicht. Interessiert mich auchnicht“, sagen sie. „Man ist doch damitbeschäftigt, über den Monat zu kom-men.“ Oder: „Ich kenn’ viele, klar. Aberdas ist deren Sache, ich sag da nichtszu.“

Rüdiger Thieme, 35, bittet gleich insWohnzimmer. Mit seiner Bau- und Ab-rissfirma zählt der Unternehmer zu denErfolgreichen im Ort, ein Kerl, groß undwuchtig, wie gemacht fürs harte Ge-schäft in harten Zeiten. Zupacken, ma-chen, weitermachen, da hält er wasdrauf. Er findet, die „Jungs“ haben sichverändert in den letzten Jahren. Ermeint: zum Positiven.
Früher, da habe man kahle Schädelgesehen, Springerstiefel, Schlägereien.Das gebe es kaum noch. „Heute ist dasfriedlicher geworden. Normaler.“

„Uns Jugendlichen wird hier im Dorf nichts geboten.Aber wenn wir mal was organisieren, dann heißt es gleich:Die rekrutieren! Dabei – singen, tanzen, wandern,das ist doch nicht schlecht, oder?“

 DIE  TAGESZEITUNG
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! Die Neonazis wollen Mecklenburg-Vorpommern erobern. Sie sind erfolgreich in Dörfern, in

denen es keine Arbeit, keine Geschäfte, keine Vereine mehr gibt. Sie planen den Umsturz des

Systems. Und wie reagiert die Bevölkerung? Viele sagen: „Die Jungs sind keine dummen Leute“

..............................................................................................................................................................................................................................................

...............................................

VON ASTRID GEISLER (TEXT) UND
CHRISTIAN JUNGEBLODT (FOTOS)Am Ende der Sackgasse wird renoviert.

Wer über die buckelig gepflasterte Allee
ins Dorf holpert, erkennt es vonweitem.
Grau liegt die Siedlung da unter dem
fahlen Mittagshimmel, nur eine einzige
Fassade leuchtet. Ein kleiner Flachbau
aus DDR-Zeiten, himmelblau, frisch ge-
strichen – das Jugendhaus von Bargi-
schow.

Auf demNachbargrundstück geht die
Tür auf. Eine junge Frau blickt herüber
aus der stillgelegten Dorfkita. „Das ha-
ben die Glatzen gemacht“, sagt sie. „Das
Jugendhaus ist derenDing.“ Es klingtne-
bensächlich. Hinter ihr im ehemaligen
Gemeinschaftssaal sitzt ein Mann um
die zwanzig und schweigt. Er ist tief in
den Stuhl gerutscht, sieht nach unten
auf seine kräftigen, tätowierten Arme.

Die beiden sind Kollegen und bei der
Arbeit hier, den ganzen Tag schon: sie
als 1-Euro-Jobberin, er als ABM-Kraft.
Aber was heißt das schon? Ab und zu
rauchen sie eine Marlboro aus Polen,
trinken roten Saft aus der Einwegfla-
sche. „UnsereArbeit“, sagt die junge Frau
zögernd, „im Moment ist unsere Arbeit,
dass wir gar nichtsmachen.“ Ihr Kollege
sagt nichts. Gut zwei Stunden noch,
dann haben beide ihr Tagessoll erfüllt.
Gewartet bis zum Feierabend.Beim Nachbarn kläfft der Hund.
Sonst ist es still in Bargischow. Selbst der
Platz vor der gotischen Feldsteinkirche
liegt verlassen da. Eine Katze springt
über die Straße, verschwindet zwischen
Dorflinde und Kriegerdenkmal. Warum
sollten Menschen auch vor die Tür ge-
hen? Es gibt keinenBäcker, keine Schule,
keine Vereine mehr. Selbst das Wirts-
haus macht nur noch ein paar Stunden
die Woche auf. Hinter der Gemeinde be-
ginnt das Stettiner Haff und dahinter
Polen. Urlauber rauschen nur vorbei an
dieser Gegend auf der Fahrt nach Use-
dom.

Verfassungsschützer und Kriminalis-
ten aber kennen den Ort. Bargischow ist
eine jener Gemeinden im äußersten
Nordosten, wo die NPD seit gut zwei Jah-
ren einen Rekord nach demanderen fei-
ert. Bei der Bundestagswahl im Herbst
kamen die Rechtsextremen auf 17,2 Pro-
zent. So stark wollen sie überall werden
in der Region. Die NPD arbeitet an einer
weiteren Zone wie der Sächsischen
Schweiz, jenem Landstrich südöstlich
von Dresden, wo sie sich etabliert hat in
Dörfern und Kleinstädten. Das soll auch
in Ostvorpommern gelingen.Karl-Heinz Thurow versteht die Auf-
regung nicht. Der ehrenamtliche Bür-
germeister von Bargischow sagt es noch
auf dem Weg von der Haustür zum Kü-
chentisch, bevor seine Frau den Kaffee
angeboten hat. „Glauben Sie nicht, dass
es rechtes Gedankengut immer gibt?“,
fragt er gereizt. „Das ist eben eine Strö-
mung. Die muss man akzeptieren. Es ist
nunmal so. Die Rechten sind da.“

Thurow sitzt in der Wohnküche sei-
nes reetgedeckten Hauses hinter der
Dorfkirche. Auf dem Fensterbrett unter
derHäkelgardine schnurrt die Katze. Als
es die DDRnoch gab, waren die Thurows
überzeugte CDU-Mitglieder. Heute, mit
49 Jahren, ist der Bürgermeister partei-
los. Die Partei, die nicht mehr seine ist,
hat eine große Initiative für Demokratie
und Toleranz ausgerufen. Alle Bürger-
meister sollenmithelfen, damit dieNPD
nicht in den Landtag einzieht bei den
Wahlen im Herbst. Thurow hat es aus
der Zeitung erfahren. Er fragt sich, was
das soll. Über Hartz IV müssten die re-
den! „Das wird sich bei der Wahl durch-
schlagen.“ Für wen, ist klar.Bargischow liegt fünf Kilometer öst-
lich vonAnklam. 420Menschen, verteilt
auf vier Dörfer. Jahrhunderte lebten die
Weiler von dem, was Äcker und Wiesen
hergaben, bis die Marktwirtschaft kam
mit ihren neuen Gesetzen. Seither sie-
chen sie.Mankannebensogut einigeKi-
lometer weiter nach Westen fahren bis
nach Postlow. In Postlow gewannen die
Rechtsextremen bei der Bundestags-
wahl 17,4 Prozent –mehr als in irgendei-
ner anderen Gemeinde Mecklenburg-
Vorpommerns, mehr sogar als die örtli-
che SPD. In Schwerin war man entsetzt.

In Postlow nicht mal überrascht. Nor-
bert Mielke nimmt die braune Leder-
kappe ab und wiegt verzweifelt den
Kopf. Landwirt ist er, Geflügelzüchter
und nebenbei auch Bürgermeister von
Postlow. „Frust ist das hier“, ruft Mielke.
„Frust! Die Leute haben allen Parteien
eine Chance gegeben. Aber es hat doch
nicht einemal einen Lösungsansatz fer-
tig gebracht. Das haben die Leute hier
auch kapiert.“ Er holt tief Luft. Das The-
ma, sagt er entschuldigend, das könne
ihn „heißmachen“.Wer die Dorfstraße entlang geht, im-
mer geradeaus, bis ganz ans Ende, bis zu
Mielkes Hof, der ahnt, was den Bürger-
meister umtreibt. Von der Landstraße
führt der Weg vorbei an einer Villa mit
Erker undTurmzimmer. In Bahnenblät-
tert die Farbe ab. Aus den zerborstenen
Fenstern wird niemandmehr herunter-
blicken auf die leere Straße. Viele sol-
cher Fenster gibt es im Ort. Es sieht aus,
als sei die Zeit weitergezogen und hätte
Postlow zurückgelassen.Ein Mann zieht im Handkarren den
Einkauf nach Hause. Kartoffeln, Apfelsi-
nen, eine Kiste Bier. Gut drei Kilometer
sind es von hier bis zum nächsten Su-
permarkt in Anklam, ein Klacks mit
dem passenden Gefährt. Aber das Sozi-
algesetzbuch kennt keinen Anspruch
auf ein Auto. Und die Postlower kennen
den Aushang an der Bushaltestelle. Da
steht: Abfahrt nach Anklam um 6.39
Uhr und um 16.53 Uhr.Früher gab es einen Konsum gegen-
über. Das Schaufensterglas ist zurHälfte
herausgebrochen. „Laden geschlossen“,
hat jemand auf einen Zettel geschrie-
ben. Im Nachbarhaus der Mielkes, Dorf-
straße 26, sind die Eingangstüren von
Hand gearbeitet. Das Holz fault von un-
ten weg. Die Bewohner beschweren sich
nicht: Es sind nur nochHühner.

„Schauen wir uns doch mal um: Wer
hat denn noch Arbeit hier?“, ruft Mielke.
„Diese Statistiken, das ist doch Trickse-
rei. Wir liegen hier inzwischen bei über

ale Gebiet für rechtsextreme Politik. Er
entschied sich für Ostvorpommern. Die
Gegend sei „freies Pionierland“ mit ide-
alen Standortfaktoren, schwärmt der
Lehrerssohnaus demSchwarzwald: „We-
nige Regionen sind so heruntergewirt-
schaftet. In kaum einer gibt es eine ge-
ringere Systembindung als hier. Die
Leute hatten mal riesige Erwartungen,
jetzt sind sie wahnsinnig enttäuscht.“
Die Enttäuschten sind seine Hoffnung.
Er will ihr Vertrauen gewinnen, ihre
Stimmen, ihre Region. Spätestens 2018
soll ein NPD-Bürgermeister ins Ankla-
mer Rathaus einziehen. Das ist sein Ziel.

Andrejewski sitzt im Einkaufszent-
rum am Markt. Ein Großteil der Laden-
flächen steht leer. Sogar „Pfennigland“
hat kapituliert. An den Tischen des Bist-
ros in der Eingangshalle warten schon
vormittags Menschen vor leeren Glä-

sern, auf dass der Tag preisgünstig vor-
beiziehe. Niemand schaut sich um nach
dem schmächtigen Mann im grauen
wattiertenAnorak, der sein grob gemus-
tertesHemdbis zumoberstenKnopf ge-
schlossen trägt. Andrejewski kippt or-
dentlich Zucker in den Kaffee. Seine Au-
gen flackern hinter den Brillengläsern.
„Vermutlich ist das für Sie ein Kultur-
schockhier.“ Er grinst schräg: „War es für
mich anfangs auch – nur eben positiv!“

2004 gewann der Wessi bei der Kom-
munalwahl auf Anhieb acht Prozent der
Stimmen und zwei Sitze im Stadtrat. Ei-
ner der Posten blieb unbesetzt. Außer
ihm war kein NPDler angetreten. Dafür
zog er gleich auch in den Kreistag ein.
Bei der Bundestagswahl 2005 lief es
noch besser. „Für das System muss das

NPD-Politiker Andrejewski ist begeistert:

„Wenige Regionen sind so heruntergewirtschaftet.

Die Leute hier hatten mal riesige Erwartungen,

jetzt sind sie wahnsinnig enttäuscht“

Sollte die NPD – wie vom Verfas-
sungsschutz befürchtet – bei den
Landtagswahlen in Mecklenburg-
Vorpommern am 17. September ins
Parlament einziehen, hätten führen-
de Neonazi-Kader Aussicht auf einen
Sitz im Parlament. Auf der NPD-
Landesliste sicherte sich die militan-
te Szene fast jeden zweiten Platz.
Hinter dem Spitzenkandidaten Udo
Pastörs (Landkreis Ludwigslust) ist
auch Neonazi-Prominenz aus der
Region Ostvorpommern dabei:

Tino Müller (Listenplatz 2), NPD-
Neumitglied aus Ueckermünde, ei-
ner der führenden Neonazis der Re-
gion, gilt als Chef der Kamerad-
schaft „National-Germanische Bru-
derschaft“, aktiv unter anderem im
Kulturkreis Pommern und der Bür-
gerinitiative „Schöner wohnen“.Michael Andrejewski (Listenplatz 3)

aus Anklam, Kopf der NPD in der Re-
gion, begreift sich als parlamentari-
scher Arm der Neonaziszene.

Michael Gielnik (Listenplatz 7) aus
Heringsdorf gilt als Chef des Neona-
zi-Dachverbands „Soziales und Nati-
onales Bündnis Pommern“(SNBP).

Enrico Hamisch (Listenplatz 10) aus
Bansin wird dem „Kameradschafts-
bund Usedom“ sowie der Bürgerini-
tiative „Schöner wohnen“ in Wol-
gast zugerechnet und firmiert als
Herausgeber der lokalen Info-Blät-
ter der Neonazis.

Enrico Kaster (Listenplatz 15) von
der Insel Usedom gilt als Chef des
„Heimatbunds Pommern“.  AGX

AUF DEM SPRUNG

Mischbrot Sorte „Glatze“ – die Spezialität in Ducherow. Dort kam die NPD auf zwölf Prozent, auch dank NPD-Lokalpolitiker Michael Andrejewski FOTO:  JUNGEBLODT/VG BILDKUNST
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50 Prozent Arbeitslosen, über 50 Pro-
zent!“ Und dieses Gerede von Investo-
ren, die kommen sollen mit viel Geld
und viel Arbeit. „Vergessen Sie’s!“ Miel-
kes Familie lebt seit Generationen in
Postlow. Früher, sagt Mielke, da sei Le-
ben im Dorf gewesen, die Leute beka-
men einen Besen in die Hand, mussten
wenigstens den Hof fegen. „Heute, da
gehen sie zur Sozialagentur und lassen
sich von dem frischen Geld am nächs-
ten Imbiss denHals voll laufen.“

Seine Lebensgefährtin kommt zur
Tür rein, sie hat eine Schrippe in der
Hand – für Mielkes Blutzuckerspiegel.
Mielke beißt ab, schluckt hastig. Wo war
er gleich stehen geblieben? „Der norma-
le Mensch hier, der sagt sich – ja, die
DDR war gut. Die war nur zu sozial, dar-
an ist sie gescheitert.“ Er klingt matt.
„Ich sag’s Ihnen, wir kriegen hier noch

’nen neuenKaiser. Dieser Staat, der geht
schneller kaputt als die DDR.“Ostvorpommern zählt zu den Gegen-
den Deutschlands, die man in Statisti-
ken meist am schlechten Ende findet.
Mindestens jeder Vierte ist offiziell ar-
beitslos, Tendenz steigend. Die Einkom-
men liegen weit unter dem Bundes-
durchschnitt. In den vergangenen fünf
Jahren verlor der Kreis mehr als 3.500
Einwohner. Wer jung ist und anderswo
eine Chance hat, der geht. Es bleiben die
Alten und die aussichtslosen Fälle.

Michael Andrejewski freut sich daran
– wo sonst ist die Lage schon so schön
trostlos? Der NPD-Politiker zog vor drei
Jahren nach Anklam. Damals hatte er
gerade das Jura-Examen bestanden.
Nach 36 Studiensemestern und Jahren
in ausländerfeindlichen Gruppen such-
te er sein persönliches Testfeld, das ide-

Das vergessene Land
In Ostvorpommern sind Neonazis die netten Jungs von nebenan. Ihr Kapital: Bürger, die vom Staat nichts mehr erwarten

tageszeitung (taz) 
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www.netzwerkrecherche.de
infoπnetzwerkrecherche.de@

Um Journalisten bei ambitionierten Recherche-Projekten 
zu unterstützen, vergibt netzwerk recherche eigene 
Stipendien und betreut darüber hinaus Stipendien, 
die von der Otto Brenner Stiftung ausgelobt werden.

Die Otto Brenner Stiftung prämiert im Rahmen ihres jährlichen Journalisten-Wettbewerbs 
drei Recherche-Stipendien in Höhe von je 5.000 Euro. Den jeweiligen Stipendiatinnen und 
Stipendiaten wird von netzwerk recherche ein erfahrener Mentor zur Seite gestellt. 
Ein ausführliches Themen-Exposé, ein genauer Recherche-, Kosten- und Zeitplan sind die
Voraussetzung für die Teilnahme an diesem Wettbewerb. Die Bewerbungsfristen stehen 
auf der Internetseite unter www.otto-brenner-stiftung.de

Schwerpunkt der Stipendien von netzwerk recherche ist zur Zeit der Lokaljournalismus. 
Da vielen freien oder auch fest angestellten Reportern lokaler Medien oft die finanziellen 
Mittel für intensive Recherchen fehlen, unterstützt „nr“ Kollegen vor Ort, die Vetternwirtschaft,
Umweltskandale, Bausünden usw. aufklären und zum Beispiel ihr Recht auf Akteneinsicht 
bei den Behörden wahrnehmen möchten. Im Rahmen des Stipendiums werden Sachkosten
(Reisen, Datenbanken, Gebühren usw.) sowie Honorarkosten für freie Journalisten bis zu 
einem Gesamtbetrag von 2.500 Euro gefördert; außerdem stellt nr den Stipendiatinnen 
und Stipendiaten einen erfahrenen Mentor zur Seite.

Daneben fördert „nr“ einzelne Recherche-Projekte mit Zuschüssen in der Regel von 500,- bis
1.000,- Euro. Bewerbung für die Stipendien von netzwerk recherche e. V. sind zu richten per Post
an netzwerk recherche e. V., Postfach 580507, 10414 Berlin, oder info@netzwerkrecherche.de.
Dabei sind ein ausführliches Exposé und ein Recherche-Plan einzureichen. 

Die Entscheidung über eine Förderung trifft der nr- Vorstand. Es gibt keine Bewerbungsfrist;
pro Jahr kann aber nur eine bestimmte Anzahl von Stipendien vergeben werden. Verantwortlich
für die Stipendien im Vorstand von netzwerk recherche ist der Filmemacher Egmont R. Koch.
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im Nachbargebäude zwei Ein-Euro-Jobber. Sie
erzählten mir, wer den Schlüssel zu dem Frei-
zeittreff habe und schickten dem Neonazi
spontan eine SMS. Kurz darauf ließ der junge
Mann mich widerwillig in den Jugendclub. 
Es war der Bruder eines „Heimatbund Pom-
mern“-Gründungsmitglieds.

Im April 2006 erschien in der taz meine Repor-
tage über die rechtsextreme Landnahme. Sie 
fand so gut wie keine öffentliche Resonanz.
Das änderte sich erst bei der nächsten Land-
tagswahl in Mecklenburg-Vorpommern: Die
NPD zog erstmals in das Schweriner Landes-
parlament ein. Ihre besten Ergebnisse erzielte
sie – wenig überraschend – in Ostvorpommern.
In Bargischow kamen die Rechtsextremen auf
32 Prozent der Stimmen, in Postlow holten sie
sogar 38 Prozent. Das war deutscher Rekord.
Am Wahltag war ich die einzige Reporterin in
Postlow. Am nächsten Morgen jedoch eilten
Journalisten von überall her in das Rekorddorf.
Sogar Journalisten aus Spanien und Russland

riefen mich an und wollten Erklärungen für die
Wahlergebnisse. Der Rummel hielt ein paar
Tage an. Dann waren Postlow und Bargischow
wieder vergessen. Der NPD-Politiker Michael
Andrejewski lebt seit Herbst 2006 nicht mehr
von Hartz IV, sondern bezieht eine Diät als
Landtagsabgeordneter. Als erster Landespoli-
tiker eröffnete er ein Bürgerbüro in Anklam. 
Als ich 2009 für das Sachbuch „Heile Welten.
Rechter Alltag in Deutschland“ wieder in Ost-
vorpommern recherchierte, wurde gerade der
Postlower Gemeinderat neu gewählt. Erstmals
zog der Neonazi Ralf Städing als parteiloser
Kandiat in das Dorfparlament ein. Von mir auf
den Neuling im Gemeinderat angesprochen,
äußerte sich der Bürgermeister von Postlow
voller Anerkennung: „Der fragt nicht lange:
Wo er gebraucht wird, da geht er auch hin –
ohne Wenn und Aber.“  Der junge Mann habe
einen „sehr guten Draht zu den Jugendlichen
im Ort“ und setze sich für deren Anliegen ein.
Für diese Personalie interessierte sich nicht
mal mehr die Lokalpresse.

Astrid Geisler, 37, 

ist Reporterin im 

Rechercheressort der 

tageszeitung (taz). Ihre

durch ein Stipendium des

„Netzwerks Recherche“

und der Otto-Brenner-

Stiftung geförderte Re-

portage „Das vergessene

Land“ wurde mit dem

Theodor-Wolff-Preis aus-

gezeichnet.

MICHAEL JÜRGS, PUBLIZIST:

Netzwerk Recherche ist ein Gegenmodell zum nicht eingetragenen Verein Netzwerk Recherche-

kosten sparen. Es ist gleichzeitig ein kostengünstiges Fortbildungswerk für junge und für alte

Journalisten, die daran glauben, dass sich die Welt durch Recherchen, gern auch Enthüllungen

genannt, verändern lässt – und wie man das am besten von Fall zu Fall anstellt.!





Die Dokumentationen 

nr-Werkstatt:
Fact-Checking

nr-Werkstatt:
Online-Journalismus

nr-Werkstatt:
Getrennte Welten?

nr-Werkstatt:
Presserecht

nr-Werkstatt:
Recherche reloaded

können kostenfrei gegen einen adressierten und 
ausreichend frankierten Rückumschlag (DIN C4 oder C5,
1.45 Euro) beim netzwerk recherche bezogen werden.
netzwerk recherche 
Postfach 580507, 10414 Berlin

www.netzwerkrecherche.de
infoπnetzwerkrecherche.de@



GÜNTER WALLRAFF, PUBLIZIST:

Zwei Daumenschrauben quälen investigative Journalisten und machen eine Einrichtung wie

das „netzwerk recherche“ nötig. An der einen drehen Justiz und einschlägige Medienanwälte.

An der anderen Daumenschraube drehen Medieneigentümer inklusive öffentlich-rechtlicher

Anstalten. Verdummung, Bespaßung, Infotainment und Tititainment – für harte Enthüllungen

fehlt es den Verantwortlichen an Geld, Zeit und Überzeugung. Jede gelungene investigative

Geschichte lockert die Daumenschauben. Danke netzwerk recherche. !


